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Geleitwort 



Bei den „Amazonien-Tagen“ 1989 im Berliner Haus der Kulturen der Welt kam die Idee auf, den 
Dialog mit den angereisten Vertretern indigener Völker Amazoniens zu institutionalisieren. Die 
zuvor meist sehr kleinräumig zersplitterten und nicht selten zerstrittenen Vertretungen indiani- 
scher Gemeinschaften hatten sich mit ausländischer Unterstützung zu Föderationen und Kon- 
föderationen auf nationaler, regionaler und kontinentaler Ebene zusammengefunden und auch 
gewisse Erfolge bei der Formulierung von Deklarationen und der Verteidigung von Landrechten 
in verschiedenen Ländern Nord-, Mittel- und Südamerikas erzielt. 

Der zweite Strang der internationalen Debatten, in welche das „Klimabündnis“ sich einbettet, 
ist das damals mit besonderer Dringlichkeit diskutierte Thema Klima, und damit in unmittelbarer 
Verbindung, die Gefährdung der tropischen Regenwälder. Das „Waldsterben“ in Europa hatte 
die ökologischen Gefährdungen direkt vor Augen geführt, und - vor dem Fall der Mauer - wa- 
ren „Global Change“ und drohender Klimawandel auch auf den Gipfelkonferenzen der Gruppe 
der Sieben (G7) nach und nach immer weiter nach oben gerückt. So kam es auf dem Houston- 
Gipfel der G7 von 1990 schließlich zu der Entscheidung, gemeinsam mit der Brasilianischen 
Regierung ein „Pilotprogramm zur Rettung der tropischen Regenwälder“ (PPG7) in diesem 
Lande durchzuführen. 

Schließlich war bereits in den 1980er Jahren in der Bundesrepublik und anderswo in Europa 
der Slogan „Global denken - lokal handeln“ zur Maxime der Umweltbewegungen geworden, 
und die kommunalen Verwaltungen wurden unter Druck gesetzt, entsprechende institutionelle 
Vorkehrungen zu treffen, also beispielsweise spezielle Ressorts einzurichten, und klimabezo- 
gene Maßnahmen zu ergreifen. Seitens der damit entstandenen Umweltreferate entwickelte 
sich wiederum das Interesse, eine „Basis“ hinter sich zu wissen bzw. um sich zu scharen, um 
sich im Budgetprozeß und bei Ge- und Verboten gegen das Verkehrsressort, die Wirtschafts- 
förderung u.a. durchzusetzen. Dabei waren die Vertreter sehr drastischer Maßnahmen - Stich- 
wort „autofreie Stadt“ - weniger hilfreich als Nichtregierungsorganisationen (NROs) mit lokal 
relativ moderaten, aber global überzeugenden und werbewirksamen Themen wie sie sich um 
das „Klimabündnis“ herum herausbildeten. 

Die Bündelung dieser Themenstränge zu einem formellen „Bündnis“ erwies sich als durchaus 
tragfähig. Man konnte mit dem Beitritt lokale kommunale Vorhaben ebenso wie Unterstützungs- 
projekte bei indianischen Völkern legitimieren. Das Sekretariat in Frankfurt/M. erwies sich als 
adäquate Koordinationsstelle und als Motor, und seitens der indigenen Völker und ihrer Reprä- 
sentanten und Vertretungen läßt sich ebenfalls grosso modo konstatieren, daß diese internatio- 
nalen Verbindungen tendenzmäßig zur Konsolidierung der Vertretung und zu einer Vielzahl von 
sinnvollen Projekten beigetragen haben. Entscheidend dafür dürfte die auf Permanenz ange- 
legte Partnerschaft sein, die in wohltuendem Kontrast steht zu den stets nur auf begrenzte Zeit 
befristeten Projekten der üblichen internationalen Entwicklungszusammenarbeit. 
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Geleitwort 



Jörg Mayer-Ries hat 1994 als Studienleiter der Evangelischen Akademie in Loccum eine in- 
ternationale Konferenz über das „Klima-Bündnis“ mit einer Vielzahl von Beteiligten und Beob- 
achtern durchgeführt. Die Diskussionen und auch die vorläufigen Ergebnisse waren so span- 
nend, daß ich gern die Betreuung seiner Dissertation zu dem Thema übernahm. Am Lateiname- 
rika-Institut der Freien Universität Berlin gibt es seit langem eine vielfältige Beschäftigung mit 
Amazonien, vor allem wird hier ein Teilprojekt des SHIFT-Programms (Studies on Human Im- 
pact on Forests and Floodplains in the Tropics) des Bundesministeriums für Bildung und Wis- 
senschaft durchgeführt, welches mit dem erwähnten Pilotprogramm PPG7 assoziiert ist. Inso- 
fern bildet diese Doktorarbeit auch einen Baustein zur wissenschaftlichen Beschäftigung mit 
Amazonien und mit den internationalen Beziehungen zwischen Europa und Südamerika. 

Die großen Linie der Arbeit besticht dadurch, daß der Autor die Gesamtkonzeption und - 
Struktur des Klima-Bündnisses umkreist und im Blick zu behalten versteht, so daß er nicht der 
Gefahr erliegt, sich in Details zu verlieren. Als theoretische Grundlage zieht er die ökonomische 
wie die politologischen Institutionentheorie heran und baut das Konzept des „Regimes“ aus zu 
einem „transnationalen“ Ansatz unter Einschluß von NROs, staatlich-kommunalen Akteuren und 
quasi-öffentlich-rechtlichen Verbänden wie sie die indianischen Vertretungen häufig darstellen. 
Sinnvollerweise verzichtet er darauf, dem Klima-Bündnis direkt zurechenbare „Wirkungen“ im 
Hinblick auf C02-Reduktion, Indianerschutz o.ä. zuzuschreiben, aber die Beispiele für good 
practice bei den Projekten in Indianergebieten bieten Anhaltspunkte für kleine Erfolge, und ge- 
wiß leistet das „Klima-Bündnis“ auch einen Beitrag zum Bewußtseinswandel im Großen. 
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Vorwort 



Die vorliegende wissenschaftliche Studie zum „Klima-Bündnis europäischer Städte mit den indi- 
genen Völkern der Regenwälder zum Erhalt der Erdatmosphäre“ geht auf eine Tagung zu den 
Erfahrungen und Perspektiven des Klima-Bündnisses an der Evangelischen Akademie Loccum 
im Frühjahr 1994 zurück, die ich dort als Studienleiter konzipiert, organisiert und geleitet habe. 
Dieses viertägige Zusammentreffen von 150 umweit- und nord-süd-politisch engagierten Men- 
schen unter dem Titel „Klimapolitik vor Ort“, darunter Vertreter indigener Völker aus sechs Län- 
dern Lateinamerikas, zahlreiche kommunalpolitisch Verantwortliche, entwicklungspolitische 
Fachkräfte und Vertreter verschiedener Wissenschaftsdisziplinen, war durch eine außerge- 
wöhnliche dichte Atmosphäre inhaltlicher Anregungen, interkultureller Verständigungsprozesse 
und bereichernder menschlicher Begegnungen geprägt. Wie bei vielen Teilnehmenden hat die- 
ses Zusammentreffen auch bei mir einen nachhaltigen Eindruck hinterlassen und war der ei- 
gentliche Auslöser für die vorliegende Untersuchung. 

Die Anregung wenige Monate später, den Impuls dieser Tagung für mein Vorhaben einer 
wirtschafts- und sozialwissenschaftlichen Dissertation aufzunehmen, verdanke ich Manfred 
Nitsch vom Lateinamerika-Institut der Freien Universität Berlin und so begann ich Ende 1994 
neben meiner Tätigkeit als Studienleiter für Fragen der Umwelt-, Nord-Süd- und Regionalent- 
wicklungspolitik an der Evangelischen Akademie Loccum mit den Forschungsarbeiten zum 
„Klima-Bündnis“. Neben den vielen Gesprächen mit Vertretern von Klima-Bündnis-Kommunen 
und indigenen Verbänden, den Mitarbeiterinnen der europäischen Geschäftsstelle des Klima- 
Bündnisses sowie Wissenschaftlerinnen und Experten in Europa und Lateinamerika war auch 
mein kontinuierlicher interdisziplinärer Austausch an der Evangelischen Akademie Loccum mit 
meinen dortigen Kolleginnen und Kollegen und mit den zahllosen Gästen und Gesprächspart- 
nern aus Wissenschaft, Wirtschaft, Politik, Verwaltung, Kirchen, Verbänden und sozialen Bewe- 
gungen eine unschätzbare Quelle an Informationen, Einsichten und Fragen für meine For- 
schungsarbeit. Diese Tatsache möchte ich gerade auch angesichts der Doppelbelastung von 
Studienleiter- und Forschungstätigkeit herausstellen, die mich manches Mal im Laufe der letz- 
ten viereinhalb Jahre auch am erfolgreichen Abschluß der Untersuchung hat zweifeln lassen. 

Bedanken möchte ich mich daher an dieser Stelle bei allen, die mich in dieser Zeit immer 
wieder neu ermutigt und unterstützt haben, zuallererst bei meiner Familie. Die Einfühlungsgabe 
meiner Frau in meine euphorischen wie vor allem in meine angespannten Stimmungen hat mich 
immer wieder gestützt und gehalten. Das regelmäßige Eintauchen in die so andere Welt unse- 
rer kleinen Tochter war ein unabdingbarer und befruchtender Ausgleich zu dem abgeschiede- 
nen Raum des Schreibens in den letzten 15 Monaten. Mein Dank gilt ebenfalls Professor Man- 
fred Nitsch als Betreuer der Arbeit für seine ausdauernde Energie, mich zur Weiterarbeit und 
Fertigstellung anzuhalten, in laufende Diskussionszusammenhänge am Lateinamerika-Institut 
einzubinden und meinen Erkenntnisprozeß mit präziser Kritik methodisch und inhaltlich zu för- 
dern. Professor Martin Jänicke als zweitem Gutachter möchte ich in dieser Hinsicht hier eben- 
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Vorwort 



falls Dank sagen, er und die Diskussionen im Kolloquium der Forschungsstelle Umweltpolitik 
der Freien Universität Berlin ermöglichten mir immer wieder wichtige Einsichten in politikwis- 
senschaftliche Debatten. 

Zu danken ist des weiteren allen Mitarbeiterinnen der europäischen Geschäftsstelle des Kli- 
ma-Bündnisses in Frankfurt, die mir den Zugang zu ganz wesentlichen Personen, Dokumenten 
und Diskussionen dieser Institution geebnet haben und immer gerne für Interviews und Aus- 
künfte zur Verfügung standen. Dies gilt auch für eine Vielzahl von Vertretern verschiedenster 
kommunaler und lokaler Einrichtungen sowie umweit- und entwicklungspolitischer sowie wis- 
senschaftlicher Institutionen. Mein ganz besonderer Dank in diesem Zusammenhang richtet 
sich an die Vertreter indigener Völker, die ich bei Treffen in Europa und Südamerika sprechen 
konnte und an alle Gesprächspartner, die mir während meines Forschungsaufenthaltes in Bra- 
silien und Ecuador wichtige Einsichten in die Strukturen und Entwicklungen ihrer Länder ver- 
mittelt und mir auch die Möglichkeit zu persönlichen Erfahrungen im Tiefland Amazoniens eröff- 
net haben. 

Viele andere hilfreiche Gesprächspartner der letzten Jahre wären hier noch zu nennen. Ich 
hoffe, daß die nun vorliegende Veröffentlichung von diesen als Dankeschön verstanden werden 
kann und auch vielen anderen Lesern Anregungen gibt zu weiteren Gesprächen, Ideen und 
Lösungen für die anstehenden Probleme der Zerstörung unserer Lebensräume. 



Jörg Mayer-Ries 
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„ Creating and managing climate change has to take place through institutional arrangements. “ 

Tim O’Riordan, Andrew Jordan 1996: 65 



1. Einführung 

1.1 Ein erster Blick auf den Gegenstand - Was ist das „Klima-Bündnis“? 

In der ersten Hälfte des Jahres 1989 bereitete ein Kreis von ca. 20 Personen aus nicht- 
staatlichen Organisationen im menschenrechts-, nord-süd- und umweltpolitischen Bereich, Ver- 
tretern der Alternativen Liste - der ökologischen Partei West-Berlins - und einigen Wissen- 
schaftlerinnen und Wissenschaftlern eine mehrtägige Informationsveranstaltung vor: die Ama- 
zonientage. 1 Sie fanden vom 5. bis 11. Juli 1989 im Haus der Kulturen der Welt in Berlin statt. 
Die Idee hierzu war im Februar desselben Jahres entstanden, als ein internationaler Aufruf bra- 
silianischer Tropenwaldbewohner zur Unterstützung gegenüber der staatlichen Amazonaspolitik 
eine kleine Gruppe von Berliner Engagierten in Asyl-, Entwicklungs- und Umweltfragen erreich- 
te. Er bewog sie, über neue Formen nachzudenken, die städtische Öffentlichkeit und die Berli- 
ner Parteien - zunächst vor allem die Abgeordneten der Alternativen Liste - für solche Anliegen 
zu mobilisieren. Der „Trägerkreis Amazonientage“ bemühte sich insbesondere, die Stadt Berlin 
auch als finanzielle Unterstützerin geplanter Aktionen und Veranstaltungen zu gewinnen. 2 

Im Rahmen der Amazonientage im Juli 1989 nun wurde in Gesprächen zwischen indigenen 
Vertretern Amazoniens, Kommunalvertretern, Umwelt- und Solidaritätsgruppen sowie Wissen- 
schaftlern Möglichkeiten für einen kommunalen Beitrag zur Bewahrung des tropischen Lebens- 
raums diskutiert und aufgrund gegenseitiger Interessen die Idee einer Allianz lokaler Akteure in 
Europa und Amazonien erwogen. 

„Als wir nun in Europa über die Situation unserer Völker berichteten, stellten wir auf einmal fest, daß 
die Bevölkerung der Industrienationen uns wegen der Probleme, die hier anstehen, zu verstehen be- 
gann, z.B. wegen des Klimas. Sie selbst analysierten. Die Wissenschaftler sprechen vom Ozonloch 
und der Erwärmung der Erdatmosphäre und erkennen, daß die Zerstörung der Regenwälder dabei ei- 
ne Rolle spielt. Für uns Indianer, die wir natürlich auf der Suche nach Bündnispartnern sind, war dies 
wichtig* (Nugkuag 1991a: 49). 

Diese Überlegungen schlugen sich in dem Entwurf zu einem öffentlichen „Manifest europäi- 
scher Städte“ nieder und mit dem Aufruf zur Gründung eines „Klima-Bündnisses europäischer 
Kommunen und indigener Völker“ begann die Geschichte einer neuartigen Institution, die Ge- 
genstand der hier vorgelegten Analyse ist. 

Erst wenige Wochen vor dem Solidaritätsaufruf aus Brasilien, im Dezember 1988, war eine 
der Symbolfiguren des Widerstands gegen die Ausbeutung und Vernichtung der Lebensgrund- 
lagen der Waldbewohner im brasilianischen Amazonasgebiet ermordet worden: der Präsident 
des na-tionalen Rats der Kautschukzapfer, Francisco „Chico“ Mendes. Dieses Attentat erregte 



1 „die tageszeitung“ vom 11.7.1 989. 

2 Interview mit Angela Ludwig, T rägerkreis Amazonientage im März 1 995. 
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in Europa damals großes Aufsehen zu einer Zeit, als die Zerstörung des brasilianischen Re- 
genwaldes eines der wichtigsten Themen der öffentlichen Diskussion war. In Berlin hatten sich 
anläßlich der Jahrestagung der Internationalen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (Welt- 
bank) und des Internationalen Währungsfonds im September 1988 umweit- und nord-süd- 
politische Gruppen erstmals gemeinsam in einer Fülle von Veranstaltungen die Frage nach 
Möglichkeiten des Schutzes der tropischen Regenwälder in Amazonien und der Unterstützung 
der dortigen Bevölkerung gestellt. 3 Während damals jedoch Landlose und Kleinbauern, Kau- 
tschukzapfer und Paranußsammler sowie Gewerkschafter und politische Kritiker des staatlichen 
brasilianischen Regimes den Mittelpunkt der Solidaritätsbemühungen mit der Amazonasregion 
bildeten, hatte sich der Fokus im Laufe der Vorbereitungen der Amazonientage im Jahr darauf 
mehr und mehr auf die indigene Bevölkerung verlagert. 

Auch das Thema Klimaveränderungen und Treibhauseffekt erlebte erst jetzt seinen Auf- 
schwung in der allgemeinen Öffentlichkeit und in der Dritte-Welt- und Solidaritätsbewegung. 4 
Das Jahr 1987 markierte den Übergang vom Klima als allein (natur-) wissenschaftlichem zum 
politischen Topthema (EK 1990a: 807). Der im Herbst 1987 vorgelegte viel beachtete Bericht 
der UN-Weltkommission für Umwelt und Entwicklung, der sogenannten Brundtland- 
Kommission, formulierte die politischen Herausforderungen des 21. Jahrhunderts und setzte die 
Klimaproblematik hier weit oben auf die Agenda. Das „Montrealer Protokoll über Stoffe, die zu 
einem Abbau der Ozonschicht führen“ formulierte im September 1987 eines der ersten und 
konkretesten internationalen Umweltregime, nachdem die jahrelang wiederholten Fernsehbilder 
vom wachsenden Ozonloch bislang in Europa nur zu wissenschaftlichen Auseinandersetzun- 
gen, nicht aber zu konkreten politischen Maßnahmen geführt hatten. Die weltweiten Klimakonfe- 
renzen in Villach und Bellagio im September und November 1987 bezogen erstmals neben wis- 
senschaftlichen Analysen des Treibhauseffekts mögliche politische Reaktionen mit ein (EK 
1990a: 807). Im Juni 1988 folgten die „Weltkonferenz zu Veränderungen der Atmosphäre“ in 
Toronto mit ersten klaren Reduktionsforderungen für C02-Emissionen und im November darauf 
die Gründung des International Panel on Climate Change IPCC. EG-Kommission und -Rat er- 
stellten bzw. verabschiedeten nun auch ein Strategiepapier zur Treibhausproblematik, das aber 
„nur behutsame Vorschläge für das weitere Vorgehen“ enthielt (Jachtenfuchs 1996: 443). Der 
Hamburger Weltkongreß „Klima und Entwicklung“ und der erste Bericht der neu eingerichteten 



3 Neben verschiedenen Tagungen fanden ein „Tribunal der Völker über die Politik der Weltbank“ sowie zahlrei- 
che Kampagnen und Aktionen statt. 

4 Die Anzahl indigener Vertreter, die Themenschwerpunkte und der inhaltliche Fokus der Medienresonanz im 
Vergleich der Veranstaltungsprogramme von September 1988 und Juli 1989 belegen dies. Auf der internatio- 
nalen Konferenz der Umweltverbände „Umweltzerstörung und Weltbank“ vom 22.-24.9.88 etwa spielte das 
Thema Klima keine Rolle. Je ein Kleinbauer, ein Kautschukzapfer und eine Indigena aus Brasilien berichteten. 
Der (einzige) lateinamerikanische indigene Vertreter auf dem „Tribunal der Völker“ 1988 stammte nicht aus 
dem Amazonasgebiet, sondern aus Argentinien. Während der Amazonientage dagegen gab es zu Klimafra- 
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Klima-Enquetekommission des Bundestages, beides ebenfalls im November 1988, machten 
das Klimathema endgültig auch einer breiteren Öffentlichkeit im deutschsprachigen Raum be- 
kannt. 

Die zweite Hälfte des Jahres 1988 stellte - im Zusammenhang mit der Klimadiskussion - 
auch eine Wende für das Amazonienthema dar. Nicht mehr nur Umweltorganisationen und - 
Parteien, sondern politische Aktionen verschiedenster gesellschaftlicher Akteure und 
Regierungen befaßten sich mit Amazonien. Die Bilder des brennenden brasilianischen 
Regenwaldes gingen 1988 weltweit durch alle Medien, brasilianische Waldbewohner, 
Umweltgruppen und Kirchen veröffentlichten weltweit ein Amazonienmanifest (Hagemann 1994: 
50ff.), der Weltwirtschaftsgipfel im Juni in Toronto hatte das Thema auf der Agenda und das 
Europaparlament verabschiedete im September eine Entschließung zur Bekämpfung des 
Raubbaus in den Tropenwäldern (EK 1990b: 629). Während der IWF/Weltbank-Tagung schloß 
die deutsche Regierung mit Brasilien ein Tropenwaldschutzabkommen über 40 Millionen DM 
ab, während die deutschen Umweltverbände eine Amazonas-Erklärung abgaben (Hagemann 
1994:51). 

Die Konjunktur der Konferenzen, Erklärungen und Berichte zu Klima und Regenwald setzte 
sich beschleunigt im Jahr 1989 fort. U.a. wurde im Februar 1989 bei einer Sachverständigenta- 
gung zum Schutz der Erdatmosphäre in Ottawa ein erster Atmosphärenkonventions-Entwurf 
erarbeitet, ebenfalls im Februar fand in New Delhi die Konferenz über globale Erwärmung und 
Klimaänderungen statt und am Rio Xingu fand eines der bislang größten indigenen Protesttref- 
fen gegen hydroelektrische Projekte in Amazonien statt. Im März sorgte der Auftritt des Pop- 
stars Sting beim Treffen indigener Völker in Altamira für weltweites Aufsehen, im gleichen Mo- 
nat fand eine internationale Umweltkonferenz in Den Haag statt, die weitreichende institutioneile 
Innovationen für eine internationale Klimapolitik forderte. Im Mai schlug das Europaparlament 
der EG-Kommission Regulierungen für den Tropenholzhandel vor, im Juni 1989 verabschiedete 
die EU-Kommission die erste substantielle Entschließung zu „Treibhauseffekt und Gemein- 
schaft“, die einen Schwerpunkt im Tropenwaldschutz setzte und im Juli befaßte sich erneut die 
G 7 auf dem Pariser Weltwirtschaftsgipfel mit den Themen Klima und Tropenwald (EK 1990a: 
810ff. und Hagemann 1994: 51ff.). Auch 75 deutsche Nichtregierungsorganisationen verab- 
schiedeten 1989 ein „Regenwaidmemorandum“ (ARA/INFOE 1989). 

Ein dritter Diskurs eroberte ebenfalls Ende der 80er Jahre zunehmend europäisches Terrain 
- das Thema indigene Rechte. Die fünf zu den Amazonientagen 1989 angereisten Vertreter der 
Koordination Indigener Organisationen des Amazonasbeckens (COICA) - damals ein Zusam- 
menschluß von fünf regionalen Indigenenverbänden aus Bolivien, Brasilien, Ecuador, Kolumbi- 
en und Peru - suchten in Europa nach Möglichkeiten, stärkeren internationalen Druck auf die 
Amazonas-Anrainerstaaten, internationale Finanz- und Wirtschaftskräfte und verschiedene Or- 

gen eine eigene Veranstaltung, und es traten fünf Vertreter der COICA aus unterschiedlichen Regionen auf, 

laut Programm jedoch keine anderen Interessengruppen aus Amazonien. 
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ganisationen der Vereinten Nationen zu organisieren. 5 Sie waren vor ihrem Deutschlandaufent- 
halt bereits in Genf bei der International Labour Organisation der UN (ILO) eingeladen, um mit- 
zuerleben, wie dort von den Regierungsvertretern das „Übereinkommen Nr. 169 über eingebo- 
rene und in Stämmen lebende Völker in unabhängigen Ländern“ am 27. Juni angenommen 
wurde. Die COICA hatte sich - neben anderen indigenen Organisationen aus aller Welt - im 
Rahmen der ILO-Statuten an den jahrelangen Verhandlungen zu dieser Konvention beteiligt, 
die erstmals auf UN-Ebene indigene Gemeinschaften als völkerrechtliche Subjekte mit gewis- 
sen Selbstbestimmungsrechten anerkannte (KB 1998b). 6 Auch die 1987 aufgenommenen Ver- 
handlungen über einen Entwurf zu einer allgemeinen UN-Deklaration zu indigenen Rechten 
führten COICA-Repräsentanten mindestens einmal jährlich nach Genf. 

Von Genf reisten die COICA-Funktionäre im Sommer 1989 zu den Amazonientagen nach 
Berlin, um über die Situation indigener Völker in Amazonien zu berichten und für Unterstützung 
und ihre politischen Vorstellungen zu werben. Sie trugen die dort entstandene Idee eines Klima- 
Bündnisses wenige Tage später weiter nach Frankfurt, wo sie auf Einladung des dortigen Um- 
weltdezernenten das Stadtparlament über ihre Situation informierten. Dieser besaß - auch als 
Mitglied der Fraktion der GRÜNEN - gute Kontakte zum Berliner Umweltstaatssekretär der Al- 
ternativen Liste. Außerdem hatte er sich früher in Lateinamerika-Solidaritätsgruppen engagiert 
und entsprechende Landes- und Sprachkenntnisse. 7 Überdies gab es seit Ende der 70er Jahre 
regelmäßige Kontakte zwischen Frankfurter Einrichtungen wie etwa dem Völkerkundemuseum 
und der nichtstaatlichen Hilfsorganisation „medico international“ und dem nationalen indigenen 
Verband Perus. Dessen Präsidentsaß auch der COICA seit ihrer Gründung 1984 vor und warb 
während seiner Deutschlandreise 1989 mit großem Engagement für die Gründung eines Klima- 
Bündnisses. 8 

Im Sommer 1990 führte ihn eine weitere Sitzung zur Frage einer UN-Deklaration für indigene 
Rechte in Genf erneut nach Europa. Mittlerweile hatten Mitarbeiter des Trägerkreises Amazoni- 
entage und des Umweltforums Frankfurt - einer Art Grundsatzreferat des städtischen Umwelt- 
dezernats - die Idee einer Allianz zu einem Aufruf an die Kommunen ausgearbeitet, ein "Bünd- 
nis zwischen indigenen Völkern des amazonischen Regenwaldes und europäischen Städten 
zum Schutz des Klimas" zu gründen. Hierin wurde zur Begründung auf die „anhaltende Zerstö- 
rung des Lebensraums in Amazonien" und die "auch für Europa sich bedrohlich entwickelnden 



5 COICA steht für Coordinadora de las Organizaciones Indlgenas de la Cuenca Amazönica. 

6 Veröffentlichte Texte des Klima-Bündnis (KB) bzw. seiner Mitglieder werden im Literaturverzeichnis aufgeführt, 
nicht veröffentlichte Dokumente dagegen gesondert aufgelistet (Abschnitt 1 der Bibliographie). Zur Unter- 
scheidung im Text sind letztere mit einem hochgestellten D kenntlich gemacht (x D ). 

7 Interview mit Tom Koenigs am 31.10. 1995. Ein weiteres wichtiges Bindeglied zwischen Berlin, Frankfurt und 
darüber hinaus Kassel war die von der Kasseler Hochschule ausgehende „Kampagne für das Leben in Ama- 
zonien“, die auch dem Trägerkreis Amazonientage angehörte. 

8 Vgl. hierzu Rossbach 1994a. 
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Veränderungen der Erdatmosphäre durch menschliche Aktivitäten" hingewiesen. 9 In einem auf- 
wendigen schriftlichen Austausch mit der COICA hatten sie im Nachgang zu den Treffen in Ber- 
lin und Frankfurt im Jahr zuvor ein Manifest ausgearbeitet, dem die beitrittswilligen europäi- 
schen Städte als inhaltliche Grundlage zustimmen sollten und das Selbstverpflichtungen zu 
einer Reihe von Klima- und Regenwaldschutzmaßnahmen enthält. Hierzu gehören vor allem: 

• Zielvorgaben für die Einschränkung klimabelastender anthropogener Emissionen, insbe- 
sondere durch energie- und verkehrspolitische Maßnahmen in europäischen Kommunen; 

• Strategien zur Erhaltung der Regenerations- und Nutzungspotentiale der Umwelt, insbe- 
sondere durch Ressourceneinsparung in Europa einerseits, die Förderung indigener Pro- 
jekte zur nachhaltigen Nutzung des Regenwaldes und zur Sicherung von Eigentums- und 
Nutzungsrechten andererseits; 

• Unterstützung der indigenen Völker im Bemühen um politische und rechtliche Anerkennung; 

• Vereinbarungen zur umweit- und nord-süd-politischen Öffentlichkeits- und Bildungsarbeit in 
den Kommunen, zur Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedern sowie zur konkreten finan- 
ziellen, technischen und personellen Unterstützung der indigenen Völker. 10 

Im Sommer 1990 hatte der Aufruf zur Bildung eines Klima-Bündnisses bereits weite Kreise ge- 
zogen und so reisten sechs COICA-Vertreter im August von Genf nach Frankfurt weiter, um im 
stadteigenen Palmengarten das erste Arbeitstreffen mit 20 interessierten Gemeinden Europas 
abzuhalten. Bereits im Juli hatte das Frankfurter Stadtparlament auf gemeinsamen Antrag von 
SPD- und GRÜNEN-Fraktion als erste europäische Kommune den Beitritt zum Klima-Bündnis 
beschlossen und kurz zuvor mit einer neu eingerichteten eigenen Haushaltsstelle für kommu- 
nale Entwicklungszusammenarbeit die rechtlichen Grundlagen für Finanztransfers u.a. nach 
Peru geschaffen. Frankfurt konnte daher anbieten, zunächst für ein Jahr über das Umweltforum 
die weitere Koordination der interessierten Kommunen und zwischen den Mitgliedskommunen 
und den indigenen Vertretern zu übernehmen (Stadt Frankfurt 1990). Die COICA andererseits 
hatte sich im Juli am ersten kontinentalen Indigenentreffen in Quito beteiligt und zwei Monate 
zuvor in der gemeinsamen Deklaration von Iquitos (Peru) erstmals ein Bündnis mit vorwiegend 
nordamerikanischen Umweltverbänden erklärt. Sie wollte ihre Bündnispolitik nun in Richtung 
umweltorientierter Kommunen in Europa ausdehnen (Rossbach 1993: 297). 

Die öffentlichen und politischen Debatten gaben hierfür weiterhin einen geeigneten Rahmen 
ab: Im Mai 1990 legte die Klima-Enquetekommission des Bundestages ihren zweiten Bericht, 
nun ausschließlich zu Tropen waldfragen, vor (EK 1990b). Im Juni verabschiedete der Europäi- 
sche Rat in Dublin eine Umweltschutzerklärung zur Ozon-, Treibhaus- und Tropenwaldproble- 
matik und der G7-Gipfel in Houston hob auf deutsche Initiative hin das G7-Pilotprogramm zur 



9 Vgl. KB 1989. 

10 Vgl. hierzu das Manifest des Klima-Bündnisses, hier abgedruckt im Anhang A-1. 
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Erhaltung der brasilianischen Regenwälder aus der Taufe. Im August 1990 legte der IPCC sei- 
nen ersten Zwischenbericht zum Stand der Klimaforschung vor, im September folgte der dritte 
Bericht der Klima-Enquetekommission (EK 1990/1 990a). Auch vor diesem Hintergrund be- 
schloß im gleichen Monat der hannoversche Stadtrat auf Antrag der Fraktion der GRÜNEN als 
zweite Kommune den Beitritt zum Klima-Bündnis, ebenfalls im September sprach sich der Rat 
von Salzburg als erste österreichische Stadt für den Beitritt aus, außerdem auch das Bundes- 
land Salzburg. Es folgen im Oktober der Beschluß in Freiburg durch eine fraktionsübergreifende 
Mehrheit und im November Berlin auf Antrag und mit der Mehrheit von SPD und AL sowie 
Potsdam, Dietzenbach und Graz. 11 Im Dezember, nur wenige Wochen nach der zweiten Genfer 
Weltklimakonferenz der World Meteorological Organization der UN (WMO), fand in Bremen das 
zweite Arbeitstreffen von Vertretern aus über 20 interessierten deutschen, österreichischen, 
schweizerischen, italienischen und niederländischen Kommunen statt, in der u.a. eine überar- 
beitete Version des Manifests und die Erweiterung des Bündnisses auf alle Völker der Regen- 
wälder beschlossen wurde. 12 

Die ersten 12 Beitrittsurkunden wurden während des 3. Arbeitstreffens in Graz im April 1991 
von offiziellen Repräsentanten beigetretener Kommunen unterzeichnet, insgesamt hatten be- 
reits 19 Städte in Deutschland, Österreich, Italien und den Niederlande einen entsprechenden 
Ratsbeschluß. Mittlerweile hatte der Deutsche Städtetag die erhoffte Beteiligung am Klima- 
Bündnis abgelehnt und laut Beschluß in Graz sollte eine Organisation als Verein oder Stiftung 
angestrebt werden, auch um den weiteren Aufbau zu finanzieren. 13 Auf eine Vereinssatzung 
und einen Mitgliedsbeitrag von einem Pfennig pro Einwohner einigte sich man dann im Rahmen 
des 4. Arbeitstreffens in Freiburg im März 1992. Zu diesem Zeitpunkt hatten bereits über 100 
Gemeinden das Manifest unterzeichnet, u.a. nun auch mit Basel und Zürich zwei Großstädte 
der Schweiz. Ebenfalls im Frühjahr legte der IPCC Ergänzungen zu seinem ersten Bericht von 
1990 vor und sowohl Klima wie amazonensischer Regenwald standen im Mittelpunkt der De- 
batte um nachhaltige Entwicklung, die nun im unmittelbaren Vorfeld der UN-Konferenz zu Um- 
welt und Entwicklung UNCED im Juni 1992 in Rio de Janeiro ihren Höhepunkt erlebte. Der Ver- 
ein wurde nach einigen formal bedingten Verzögerungen Anfang 1993 unter dem Namen „Kli- 
ma-Bündnis/Alianza del Clima e.V. - Klima-Bündnis der europäischen Städte mit den indigenen 
Völkern der Regenwälder“ ins Frankfurter Vereinsregister eingetragen. Die europäische Ge- 
schäfts- und Koordinationsstelle des Vereins - im weiteren kurz Geschäftsstelle genannt - hat 
ihren Sitz in Frankfurt. 



11 Vgl. hierzu die verschiedenen Protokolle der Ratssitzungen und Meldungen der lokalen Tagespresse, die zu 
den einzelnen Städten bei der Geschäftsstelle archiviert sind. 

12 Vgl. Stadt Frankfurt 1991°. Zu den Änderungen von Titel und Manifest vgl. im einzelnen Abschnitte 6.1ff. Die 
Neufassung ist erstmals abgedruckt in Stadt Frankfurt 1991: 5f (vgl. Anhang A-1). 

13 Vgl. Stadt Frankfurt 1991a D . 
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Anfang 1999 überschritt die Mitgliederzahl die Marke 800, und das Klima-Bündnis repräsen- 
tiert damit heute über 43 Millionen Menschen in 9 europäischen Ländern. Die folgende Graphik 
1.1 gibt den Mitgliederstand Ende Februar 1999 wieder. Das Wachstum an Mitgliedskommunen 
hält nahezu unvermindert an, in mehreren Ländern haben sich mittlerweile nationale und regio- 
nale Substrukturen herausgebildet. Die Bündniskommunen sind in einem sehr breiten Spektrum 
von umweit-, nord-süd- und menschenrechtspolitischen Themenfeldern aktiv, mit sehr unter- 
schiedlichen Schwerpunkten und Strategien und ebenso unterschiedlichem Nachdruck und 
Erfolg. Die faktische Partnerschaft mit den Regenwaldvölkern beschränkt sich bislang noch 
immer auf den Amazonasraum. In den neun nationalen Verbänden, für die die COICA heute 
internationale Koordinationsaufgaben wahrnimmt, sind ca. 140 regionale Indianerorganisationen 
mit ca. eine Million Menschen repräsentiert, die in 400 verschiedenen Ethnien leben. Für die 
von der COICA ausgewählten Projekte und Kampagnen bringen die Klima-Bündnis-Kommunen 
direkt und die Geschäftsstelle über eingeworbene Drittmittel Ressourcen auf oder versuchen, 
die lokale Bevölkerung in Europa zu informieren und zu mobilisieren. 

Graphik 1 .1 Europäische Mitglieder im Klima-Bündnis (incl. assoziierte Mitglieder) 14 




Ein erstaunlicher Vorgang: In einem kleinen Kreis von Fachleuten und politischen Funktionären 
entsteht die Hoffnung, daß über die Kluft kultureller, sozialer und wirtschaftlicher Differenzen 
und die krassen Unterschiede von Problemstrukturen und politischen Organisationsformen hin- 
weg Vertreter der reichsten Industrienationen und Repräsentanten einer jahrhundertelang kolo- 
nialisierten und marginalisierten Bevölkerung gemeinsame Interessen und Handlungszusam- 
menhänge definieren könnten. Und - wenige Jahre später finden sich Metropolen wie Stock- 



14 Neben den kommunalen Gebietskörperschaften als Vollmitglieder können auch regionale Gebietskörper- 
schaften und NRO als assoziierte Mitglieder beitreten. Ende Februar 1999 gab es insgesamt 815 Vollmitglie- 
der und 38 assoziierte Mitglieder. 
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holm, Zürich, Berlin und Barcelona, Städte wie Bozen, Delft und Hannover, aber auch immer 
mehr ländliche Gemeinden mit z.T. wenigen hundert Einwohnern zum Zweck des Klimaschut- 
zes in einer interkontinentalen Allianz. Und die Resonanz des Klima-Bündnisses, festgemacht 
an der jährlichen Zahl der Beitritte, bleibt bis heute kontinuierlich hoch. 

Erstaunlich ist diese Entwicklung zunächst unter ökonomischer Perspektive, weil die Mitglied- 
schaft im Klima-Bündnis für die Kommunen scheinbar nur Kosten und Verpflichtungen in neuen 
oder bislang marginalen Handlungsfeldern mit sich bringt - und dies in einer Zeit massiver wirt- 
schaftlicher Strukturkrisen und dem rapiden Abbau der finanziellen Spielräume europäischer 
Kommunen - während die südamerikanischen Partner materielle Leistungen erhalten. Politisch 
erstaunlich ist der Vorgang u.a. deshalb, da sich relativ schwache, lokale Akteure mit jeweils 
massiven lokalen Problemen für globale Klimaentwicklungen engagieren und dies gemeinsam, 
ohne eine Basis vorheriger Kontakte. Und erstaunlich ist dieser Vorgang auch unter einem 
breiteren sozialwissenschaftlichen Blickwinkel, da hier völlig unterschiedliche Problemlagen, 
Interessen, Lebenswelten und Politikstile aufeinandertreffen. Die globalen Klimaveränderungen 
sind noch kaum auf der internationalen und nationalen politischen Agenda, da bildet sich eine 
klimapolitische Initiative auf lokaler Basis und findet eine verblüffend große und anhaltende Re- 
sonanz. 



1.2 Das Erkenntnisinteresse - Welche Fragen leiten die Untersuchung? 

Das Klima-Bündnis beansprucht mit dem Ziel einer Kooperation von indigenen Völkern und 
europäischen Kommunen, umweit- und nord-süd-politische Fragestellungen sowie lokale und 
globale Verantwortung zu verbinden : 15 

„Die Städte und Gemeinden als lokale Handlungsebene stellen sich damit den globalen Herausforde- 
rungen. Ausgehend von den Erfordernissen des Klimaschutzes entwickeln sie Ansätze für Strategien, 
die der Verknüpfung von Umwelt- und Entwicklung gerecht werden und eine dauerhafte Entwicklung 
einleiten sollen" (KB 1995: 3). 

Dies setzt die gegenseitige Anschlußfähigkeit höchst unterschiedlicher materieller Interessen 
und höchst divergierender kognitiver Haltungen voraus . 16 Es bedarf hierzu außerdem eines poli- 
tikfeld- und ressortübergreifenden interdisziplinären Ansatzes klimapolitischen Handelns, der 
interkulturellen Kooperation zwischen Akteuren in Industrie- und Entwicklungsländern und der 
intermediären Verbindung zwischen staatlichen und nichtstaaatlichen Kräften . 17 



15 Die Begriff lokal, global, Umwelt- und Nord-Süd-Politik werden in den Kapiteln 2 und 3 genauer definiert. 

16 Unter Anschlußfähigkeit ist hier i.S. der Systemtheorie das Potential eines Systems A zu verstehen, von einem 
System B wahrgenommen zu werden. System A fungiert in dieser Beziehung als „Umwelt“ des Systems B. 

17 Ohne Zweifel ist die Bezeichnung „Industrie-" bzw. „Entwicklungsländer“ problematisch. Dies gilt auch für 
spätere dualistische Begriffsschöpfungen wie Nord/Süd oder Erste Welt/Dritte Welt. Mangels besserer an- 
schlußfähiger Alternativen verwende ich hier diese herkömmliche Terminologie, ohne im einzelnen auf deren 
Problematik weiter einzugehen. Wo es möglich ist, spreche ich allerdings von Europa/Lateinamerika bzw. 
Südamerika. 
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Das praxeologisch ausgerichtete Forschungsinteresse ist auf das klimapolitische Spezifikum 
des Klima-Bündnisses als Allianz von europäischen Kommunen und indigenen Völkern ausge- 
richtet und seinen Anspruch, lokale und globale politische Ziele sowie Umwelt- und Nord-Süd- 
Thematik zu verbinden: Wie ist die Herausbildung des Klima-Bündnisses zu erklären und mit 
welchem inhaltlichen Konzept, in welcher Form und mit welchem Erfolg wird im Klima-Bündnis 
der spezifische Bündnisansatz und Zielanspruch umgesetzt? Um diese Frage beantworten zu 
können, sind einige Zwischenschritte notwendig. So ergeben sich folgende, z.T. auch theore- 
tisch orientierte Fragen, die die Arbeit gliedern helfen: 

• Wie ist der Problemzusammenhang der Klimaveränderungen und der Klimapolitik beschaf- 
fen, auf den sich das Klima-Bündnis bezieht? (Kapitel 2) 

• Mit welchen wirtschafts- bzw. sozialwissenschaftlichen Konzepten läßt sich das Klima- 
Bündnis beschreiben und analysieren? (Kapitel 3) 

• In welchem institutioneilen und ideologischem Rahmen entsteht und bewegt sich das Klima- 
Bündnis? (Kapitel 4 und 5) 

• Welche Interessen auf indigener und europäischer Seite nehmen entscheidend Einfluß auf 
die Entstehung und Entwicklung des Klima-Bündnisses? (ebenfalls Kapitel 4 und 5) 

• In welcher inhaltlichen, organisatorischen und praktischen Form und in welchem Grad wer- 
den diese Interessen - und die dahinter stehenden institutionellen und ideologischen Rah- 
menbedingungen - im Klima-Bündnis miteinander vermittelt? (Kapitel 6 und 7) 

• Welche Wirkungen und Potentiale sind dem Klima-Bündnis in bezug auf den spezifischen 
Bündnisansatz und Zielanspruch zuzurechnen? (ebenfalls Kapitel 6 und 7) 

Aufgrund der heterogenen Komposition von Akteuren, Inhalten und Strategien des Klima- 
Bündnisses erfordert seine Analyse eine Kombination verschiedener sozialwissenschaftlicher 
Fachschwerpunkte und Methoden aus dem Bereich der Ökonomie, Politologie und Soziologie 
sowie den Umgang mit naturwissenschaftlichen Erkenntnissen. Der Umfang der Aktivitäten des 
Klima-Bündnisses und die gravierenden Unterschiede von Rahmenbedingungen allein inner- 
halb Amazoniens und innerhalb Europas erfordern außerdem, die empirische Basis der Arbeit 
auf die Programmatik und die organisatorische Gesamtentwicklung des Klima-Bündnisses, eine 
Querschnittsbetrachtung kommunaler Aktivitäten und eine exemplarische Betrachtung der Pra- 
xis europäischer Kommunen zu begrenzen. Die Forschungsarbeit soll und kann weder einer 
flächendeckende empirische Analyse für alle europäischen Mitglieder leisten noch detaillierte 
Situationsanalysen für einzelne lokale indigene oder europäische Zusammenhänge. 
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1.3 Der Problem- und Forschungsrahmen - Was begründet die Untersuchung? 

Die Klimaproblematik gehört zu den zentralen gegenwärtigen und zukünftigen Problemstellun- 
gen für alle Gesellschaften. Alle ernsthaften Bemühungen, die massiven anthropogenen Ein- 
griffe in das globale klimatische System einzuschränken, werden von Konflikten zwischen Indu- 
strie- und sogenannten Entwicklungsländern, zwischen Akteuren auf der internationalen, natio- 
nalen und lokalen Ebene, zwischen ökonomischen, sozialen und ökologischen Zielsetzungen 
und zwischen verschiedenen individuellen und kollektiven Wertorientierungen begleitet. Die 
Herausforderung des Klimaproblems liegt also gerade auch darin, daß es Konflikte zwischen 
Kulturen, Volkswirtschaften und Nationen impliziert und Vermittlungsprobleme zwischen wis- 
senschaftlichen Disziplinen, Institutionen und politischen Strategien aufwirft. Es bedarf grundle- 
gender institutioneller Reformen und Innovationen, um diese Konflikte und Vermittlungsproble- 
me zu lösen. So etwa für den Umgang mit dem komplexen ökologischen Charakter des Klima- 
problems und mit seiner grundlegenden sozioökonomischen Problemstruktur. Notwendig sind 
die Verbindung von klimapolitischen Handlungsstrategien in Industrie- und Entwicklungslän- 
dern, von Handlungsstrategien auf globaler, nationaler, regionaler, lokaler und individueller 
Ebene und von Handlungsstrategien im staatlichen, wirtschaftlichen und zivilgesellschaftlichen 
Bereich. Notwendig sind vor allem auch Wahmehmungs- und Kommunikationsmuster, die der 
Komplexität des Klimaproblems gerecht werden, die Unterschiede der möglichen Problemauf- 
fassungen reflektieren und anschlußfähige Übersetzungen zwischen den Interessen und Kultu- 
ren zu leisten imstande sind. 

Diese in der wissenschaftlichen Diskussion immer wieder betonten Herausforderungen des 
Klimaproblems machen deutlich, daß es als ein prototypisches Problem einer sogenannten 
„nachhaltigen Entwicklung“ bezeichnet werden muß - als Problem von ökologischer Mehrdi- 
mensionalität, von umfassend sozioökonomischer Struktur, von inter- und intragenerativer Ge- 
rechtigkeit, von Wechselwirkungen zwischen lokaler und globaler Ebene, von unangemessenen 
Wahmehmungs- und Erkenntnisstrukturen u.a.m. 18 Die Frage der institutioneilen Reform und 
Innovation nimmt in Konzepten nachhaltiger Entwicklung dabei eine besondere und zunehmend 
wichtige Rolle ein. 19 Dies findet seinen politischen Ausdruck vor allem in der Agenda 21, dem 
Handlungsprogramm zur Umsetzung nachhaltiger Entwicklung der Vereinten Nationen, die u.a. 
im Blick auf die Klimaproblematik neben einer Fülle von technischen, finanziellen und rechtli- 
chen Maßnahmen immer wieder institutionelle Reformen für disziplin- und ressortübergreifen- 
des Handeln, die Verbindung lokaler und globaler Politik sowie veränderte Formen marktlicher 
und staatlicher Regulierung einfordert. 20 



18 Auf die Entwicklung und Problematik des politischen Konzepts der nachhaltigen Entwicklung kann und muß 
hier nicht näher eingegangen werden. Verwiesen sei hier insbesondere auf die umfassenderen wissenschaftli- 
chen Analysen von Brand 1997 und Redclift/Benton 1994. 

19 Vgl. hierzu Schneidewind et. al. 1997, BUND/Misereor 1996, Mayer-Ries 1998. 

20 Der Text der Agenda 21 findet sich in BMU 1992. Zur Interpretation vgl. u.a. Mayer-Ries 1998. 
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Der Denk- und Handlungsansatz des Klima-Bündnisses steht im Kontext dieser deutlicher 
werdenden Vermittlungsprobleme und versucht, einige Aspekte hiervon in einem nicht nur kli- 
mapolitisch neuartigen institutioneilen Arrangement anzugehen. Er bezieht verschiedene Fa- 
cetten der Klimaproblematik aufeinander, etwa die energieverbrauchsbedingten Treibhausgas- 
Emissionen und die Zerstörung der tropischen Regenwälder, die umweit- und die nord-süd- 
politische Seite, lokale und transnationale Aktivitäten, staatliche und nicht-staatliche Organisa- 
tionen. 21 Das Klima-Bündnis bildet damit den ungewöhnlichen Versuch, dem inhaltlichen An- 
spruch des Konzepts einer nachhaltigen Entwicklung und dem strategischen Anspruch des 
Handlungsprogramms der Agenda 21 nachzukommen. Die Frage der Einordnung dieses Ver- 
suchs in den aktuellen klima- und allgemein gesellschaftspolitischen Kontext und der Versuch 
einer Analyse seines spezifischen Potentials innerhalb dieses Kontexts erlaubt also eine fun- 
dierte wissenschaftliche Beurteilung des inhaltlichen und strategischen Ansatzes des Klima- 
Bündnisses. Darüber hinaus lassen sich aus der exemplarischen Analyse Erkenntnisse für sei- 
ne Entwicklungsperspektiven ableiten. Schließlich können aus der praxeologischen Arbeit auch 
Folgerungen für die Institutionentheorie und das Konzept nachhaltiger Entwicklung gezogen 
werden. 

In der politischen Debatte wird das Klima-Bündnis von Fall zu Fall als wegweisendes Modell 
für Kommunikation und Kooperation im Umwelt- und Entwicklungsbereich vereinnahmt. Für 
andere wiederum gilt es als völlig folgenlose, symbolische Umweltpolitik und als entwicklungs- 
politisch fragwürdiges Instrument. Dieses Spektrum an Einschätzungen findet sich in abge- 
schwächter Form auch innerhalb der Mitglieder und Beteiligten wieder. Dabei werden beider- 
seits - ebenfalls von außen wie von innen - teilweise hohe Erwartungen an das Klima-Bündnis 
formuliert, die angesichts der komplexen Problemstruktur, der sozioökonomischen und politi- 
schen Rahmenbedingungen und der noch jungen Geschichte des Bündnisses als überzogen 
gelten müssen. Zu wenig reflektiert werden Trends und Strukturen in seinem Umfeld, die Inter- 
essentriebkräfte im Hintergrund des Klima-Bündnisses und die Spezifika seiner Potentiale in 
einem breiten Feld klimapolitischer Lösungsansätze. 

Trotz dieser Diskrepanzen und Defizite in der politischen Einschätzung und trotz der Tatsa- 
che, daß das Klima-Bündnis mittlerweile das mitgliederstärkste Netzwerk europäischer Kom- 
munen darstellt, liegen bislang keine umfassenderen wissenschaftlichen Beurteilungen hierzu 
vor. Neben allgemeinen Überlegungen zum Problem- und Politikansatz des Klima-Bündnisses 
von einer der Mitinitiatorinnen des Klima-Bündnisses aus dem Bereich der Wissenschaft (Mül- 



21 Unter Nord-Süd-Politik werden hier und im weiteren im Blick auf die Amazonienproblematik sowohl entwick- 
lungspolitische, menschenrechtspolitische und außenwirtschaftspolitische Fragen zusammengefaßt. Unter 
transnationalen Beziehungen sind sowohl grenzüberschreitende Zusammenhänge zwischen nichtstaatlichen 
Akteuren (etwa multinationalen Konzernen oder Nichtregierungsorganisationen) zu verstehen als auch zwi- 
schen Akteuren, die auf jeweils subnationaler Ebene angesiedelt sind (etwa Allianzen sozialer Bewegungen 
oder auch kommunale Weltverbände). Vgl. hierzu Görissen 1993 oder Meyers 1993. 
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ler-Plantenberg 1993 u. 1996) liegen lediglich zwei kulturwissenschaftliche Magisterarbeiten zu 
Kommunikationsaspekten im Klima-Bündnis vor, die sich jeweils auf einen sehr spezifischen 
empirischen Ausschnitt beziehen (Muchow 1996, Weiß 1997). Außerdem befaßt sich eine Stu- 
die mit der Frage der Emissionsbilanzierung im Klima-Bündnis (Brockhagen 1995), einige weite- 
re Beiträge befassen sich im Auftrag des Klima-Bündnisses vor allem mit empirischen Detai- 
lanalysen zur Öffentlichkeits- und Bildungsarbeit (Becker 1996, Hönigsberger 1996). Im Rah- 
men einer empirischen Studie zu Aktivitäten im kommunalen Klimaschutz wurden außerdem 
gesondert Ergebnisse für Klima-Bündnis-Kommunen festgehalten (Frahm/Gruber 1998). Allen 
empirischen Studien ist die Beschränkung auf deutsche Mitgliedskommunen gemeinsam. 

Aufgrund der bislang einzigartigen Konstruktion des Klima-Bündnisses liegen streng genom- 
men auch keine vergleichbaren Analysen zu ähnlichen institutioneilen Arrangements vor. Aller- 
dings sind in den letzten Jahren einige Arbeiten vor allem zu theoretischen, in geringerem Maße 
zu empirischen Aspekten der transnationalen Kooperation von Kommunen (Ward/Williams 
1997), von Nichtregierungsorganisationen (Altvater etal. 1997, Princen/Finger 1994), von so- 
zialen Bewegungen (Rayner 1994) oder von Unternehmen (Messner 1996) erschienen. Syste- 
matische Ländervergleiche zu indigener Politik in Amazonien bzw. zu kommunaler Politik in 
Europa sind rar, entsprechende Arbeiten von Gleich 1997, Smith/Wray 1996 und Varese 1996 
bzw. von Wehling 1994, Page/Goldsmith 1987 und Hesse 1991 sind im Blick auf umweit-, kli- 
ma- und nord-süd-politische Fragen nur sehr begrenzt nutzbar. Der Fülle an Arbeiten zu inter- 
nationaler Klimapolitik stehen nur wenige und punktuelle wissenschaftliche klimapolitische 
Analysen zur lokalen Ebene bzw. zur Verbindung der lokalen und globalen Ebene gegenüber. 22 
Und dies obwohl die Forschungsrelevanz solcher Fragen hoch eingeschätzt wird: 

„Besonders interessant ist die Herausbildung neuer politischer Räume und neuer Politikformen, die es 
erlauben, die Funktionsdefizite des Territorialstaates aufzufangen. Ein empirisches Untersuchungsfeld 
bildet in dieser Hinsicht z.B. die grenzüberschreitende Kooperation substaatlicher Akteure (Länder, 
Kommunen, Regionen etc.)" (Forschungsgruppe Weltgesellschaft 1996: 17). 

Eine breit angelegte institutionentheoretische Analyse ist also dem Gegenstand, dem For- 
schungsstand und der Fragestellung angemessen. 



1.4 Die Vorgehensweise - Wie ist das Buch aufgebaut? 

Die Arbeit gliedert sich in sieben weitere Schritte. Zunächst gilt es in Kapitel 2, anhand einer 
Zusammenfassung klimawissenschaftlicher und klimapolitischer Analysen die Problemstruktur 
zu verdeutlichen, auf die sich das Klima-Bündnis richtet. Damit soll zum einen die Bedeutung 
der Problemstruktur für die Gestalt, Entwicklung und Handlungskapazität des Klima-Bündnisses 



22 „ln the literature on climate change, analyses of the domestic-international policy nexus that stem from the 
tradition of domestic public policy äre not very prominent at all. In particular the role of non-governmental as- 
pects, such as public opinion, media discourses, social movements and political activists in the climate policy 
process has not been systematically explored“ (Rüdig 1997: 281). 
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betont werden. 23 Zum anderen geht es darum, angesichts der Komplexität und Dynamik des 
natur- wie sozialwissenschaftlichen Klimadiskurses und des moving target Klima-Bündnis die 
erkenntnistheoretische Position der vorliegenden Arbeit zu verdeutlichen. Als Konsequenz aus 
diesem Schritt folgt in Kapitel 3 die Darstellung der theoretischen Basis, die sich aus verschie- 
denen institutionentheoretischen Ansätzen aus Ökonomie, Politologie und Soziologie zusam- 
mensetzt. Auf dieser Grundlage werden die Einordnung des Klima-Bündnisses als transnatio- 
naler Regimebildungsprozeß begründet und die Schwerpunkte des weiteren Vorgehens abge- 
leitet. 

In Kapitel 4 und 5 werden die unterschiedlichen Akteure, Problemkontexte, Interessenkon- 
stellationen und Handlungsbedingungen in Amazonien bzw. auf europäischer Seite dargestellt, 
die die Politik indigener Völker und europäischer Kommunen prägen und die klimapolitische 
Strategie erklären. Dabei werden wesentliche Interessen und institutionelle Verhältnisse her- 
ausgearbeitet, die die Regimebildung und Resonanz des Klima-Bündnisses erklären und als 
wichtige Einflüsse auf die interne Dynamik und weitere Entwicklung dieses institutioneilen Ar- 
rangements identifiziert werden können. Gefragt wird nach den jeweiligen Hauptakteuren und 
ihrem Akteursumfeld in Amazonien und Europa, der spezifischen Problemsicht beider Seiten, 
dem sozioökonomischen und politisch-ideologischen Kontext und der Einordnung des Klima- 
Bündnisses in das strategische Handeln indigener Völker und europäischer Kommunen. 

Vor dem Hintergrund der wesentlichen Interessenlagen und Rahmenbedingungen geht es in 
Kapitel 6 darum, die inhaltliche und formale Struktur des Klima-Bündnisses und seiner Ent- 
wicklung zwischen 1989 und 1998 einer regimetheoretischen Analyse zu unterziehen. Dazu 
werden die programmatischen Aussagen und organisatorischen Strukturen detailliert untersucht 
und eine Querschnittsbetrachtung der Handlungspraxis der europäischen Kommunen unter- 
nommen. Aufgabe ist es dabei, die Zusammenhänge der institutionellen Entwicklung mit den 
skizzierten Interessenkonstellationen herzustellen und den Regimecharakter genauer zu be- 
stimmen. Vor allem aber gilt es, eine Einschätzung der Klima-Bündnis-Konzeption und Organi- 
sation im Blick auf ihren spezifischen Potentiale zur Vermittlung indigener und europäischer 
Interessen zu erarbeiten, das sie von anderen klimapolitischen Institutionen unterscheidet. 
Hieraus sind Kriterien für die Beurteilung der Wirkungen des Klima-Bündnisses zu entwickeln. 

In Kapitel 7 sind entsprechend allgemeine Wirkungen des Klima-Bündnisses zusammenzu- 
fassen und zu beurteilen sowie exemplarisch Projekte und Handlungsansätze vorzustellen, die 
als good practice approaches im Blick auf das klima-bündnis-spezifische Ziel der Vermittlung 
der umweit- und entwicklungspolitischen Zielsetzung bzw. lokaler und globaler politischer Ver- 



23 Der Kapazitätsbegriff wird hier in Anlehnung an die Umweltpolitikanalyse gebraucht und bezeichnet die 
„Summe objektiver Handlungsmöglichkeiten", die sich Trägern von Umweltbelangen in Form stabiler Hand- 
lungschancen, unmittelbarer Handlungsressourcen und situativer Chancen bieten (Jänicke 1996: 25). Der „po- 
litische .Schwierigkeitsgrad' des zu lösenden Problems* stellt dabei ein ganz wesentliches Element „systemi- 
scher Kapazität“ dar, die unabhängig von den situativen Chancen der Akteure vorgegeben ist (ebda.: 14). 
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antwortung und damit als Bedingung einer gelingenden Kooperation der Bündnispartner gelten 
können. Vor diesem Hintergrund können abschließend in Kapitel 8 die wesentlichen Ergebnisse 
der institutionentheoretischen Analyse zusammengefaßt, einige methodische und theoretische 
Folgerungen gezogen und praktische Perspektiven für die Weiterentwicklung des Klima- 
Bündnis-Ansatzes angedeutet werden. 




"Der Ausdruck Klima bezeichnet in seinem allgemeinen Sinne alle Veränderungen in der Atmosphäre, die unsere 
Organe merklich affizieren: die Temperatur, die Feuchtigkeit, die Veränderungen des barometrischen Druckes, 
den ruhigen Luftzustand oder die Wirkungen ungleichnamiger Winde, die Größe der elektrischen Spannung, die 
Reinheit der Atmosphäre oder ihre Vermengung mit mehr oder minder schädlichen gasförmigen Exhalationen, 
endlich den Grad habitueller Durchsichtigkeit und Heiterkeit des Himmels, welcher nicht bloß wichtig ist für die 
vermehrte Wärmestrahlung des Bodens, die organische Entwicklung der Gewächse und die Reifung der Früchte, 
sondern auch für die Gefühle und die ganze Seelenstimmung des Menschen. “ 
Alexander von Humboldt, Kosmos, 1. Band, 1845, zit. nach Stehr/Storch 1999: 11 

„ Various authors have commented on the evident point that the IPCC science-led process has effectively reduced 
the global change problematique from the wider political economy issues surrounding North-South inequities, the 
debt bürden and the , environmental poverty trap‘ in which poor countries are in too desperate an economic state 
to be able to forgo immediate resource exploitation whatever the long-term implications for sustainability. “ 

Brian Wynne 1994: 172 

2 Klimawandel als Herausforderung für Wissenschaft, Wirtschaft 
und Politik 

Die vorliegende Untersuchung widmet sich mit dem Klima-Bündnis der Herausbildung und Wir- 
kungsweise einer neuartigen klimapolitischen Institution i.S. einer anerkannten Einrichtung zur 
Strukturierung gesellschaftlichen Handelns . 1 Unter Klimapolitik wird die Gesamtheit des institu- 
tionellen Systems (polity), des Handelns staatlicher und gesellschaftlicher Akteure (policy) und 
des politischen Prozesses verstanden, das auf den Schutz des Klimas ausgerichtet ist (poli- 
tics ). 2 

Aus systemtheoretischer Perspektive kann klimapolitisches Handeln im allgemeinen als Form 
der Resonanz des gesellschaftlichen Systems auf das sich abzeichnende Risiko eines anthro- 
pogen verursachten Klimawandels begriffen werden . 3 Eine solche Resonanz setzt allerdings 
voraus, daß diese drohenden Veränderungen in der natürlichen Umwelt durch die verschiede- 
nen Funktionssysteme der Gesellschaft, etwa Wirtschaft, Politik und Wissenschaft, wahrge- 
nommen und kommuniziert werden. Die „Sprachen“, die diese Subsysteme dabei benutzen, 
sind voneinander völlig verschieden. Dies und die gegenseitigen Einflüsse der sozialen Subsy- 
steme untereinander, beeinflussen die gesellschaftliche Resonanz des Klimaproblems. Erst 
damit wird das Risiko des Klimawandels überhaupt Gegenstand gesellschaftlichen Handelns 



1 Zum Institutionenbegriff vgl. Kapitel 3. 

2 Zu den politikwissenschaftlichen Kategorien im einzelnen vgl. Prittwitz 1994 sowie den Artikel .Politikbegriffe“ 
in Nohlen 1995: 542ff., zur Anwendung auf das Klimaproblem vgl. Brauch 1996a: 325ff. Von den grundlegen- 
den Optionen einer aktiven Klimapolitik (Klimaschutz) und einer passiven Klimapolitik (Anpassung) wird vor 
allem erstere als Kontext für das Klima-Bündnis betrachtet, das sich explizit dem Klimaschutz widmet. 

3 Der Begriff des Risikos wird hier im Sinne von Beck (1993) den Begriffen Gefahr oder Problem vorgezogen, 
um den Aspekt der Uneindeutigkeit und Ungewißheit des Klimawandels, aber auch dessen gesellschaftlichen 
Grund herauszustellen, i.S. .hergestellter Ungewißheit“ (Beck 1993: 46). 
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und Anlaß zur Reform und Neubildung sozialer Institutionen. 4 Über den Bezug zum Klimapro- 
blem hinaus ist das Klima-Bündnis nur zu verstehen als Resonanz auf die bereits etablierte 
Klimapolitik, inklusive der vorausgehenden gesellschaftlichen Kommunikation hierzu. 

Dabei ist davon auszugehen, daß die Auffassung und der daran gebundene gesellschaftliche 
Umgang mit dem Klimaproblem von der (ökologischen) Struktur des klimasystemischen Wech- 
selwirkungszusammenhangs, aber auch von der (sozialen und historischen) Struktur davon 
unabhängiger gesellschaftlicher Interessen und Ideen bestimmt ist. Dies bedeutet, daß einer- 
seits der (naturwissenschaftlich erfaßte) Charakter des Klimaproblems ein nicht zu vernachläs- 
sigender Faktor für die Gestalt und Problematik gesellschaftlicher Klimapolitik ist - und über 
diesen Zusammenhang auch die Herausbildung, Kapazität und den Erfolg des Klima- 
Bündnisses beeinflußt. 5 Andererseits gehe ich davon aus, daß Umweltprobleme und Klimawan- 
del auch soziale Konstrukte sind und weder zur naturwissenschaftlichen Begründung sozialer 
Normen taugen, noch unabhängig von sozialen Normen erkannt werden können. 6 An dieser 
Stelle etwas ausführlicher auf den Stand der natur- und sozialwissenschaftlichen Klima- bzw. 
Klimapolitikforschung einzugehen, erfüllt daher dreierlei Aufgaben. Zum einen geht es darum, 
auf der Basis verschiedener wissenschaftlicher Zugänge charakteristische Aspekte des Klima- 
problems zu skizzieren und des Problems, politisch damit umzugehen. Nur vor diesem Hinter- 
grund und Gegenstand des Klima-Bündnis-Handelns kann dessen Problemzugang und -Um- 
gang angemessen eingeordnet werden. Zum zweiten soll dies helfen, die Herangehensweise 
der vorliegenden Untersuchung im aktuellen Kontext der sozialwissenschaftlichen Klimafor- 
schung zu verorten. Schließlich gilt es, meine erkenntnistheoretische Haltung gegenüber dem 
Gegenstand wie dem theoretischen Instrumentarium zu begründen und hieraus einige wesentli- 
che Schlußfolgerungen für das weitere Vorgehen zu ziehen. 

Zu fragen ist also: Worin besteht das Problem des globalen Klimawandels (Abschnitt 2.1)? 
Worin besteht das Problem klimapolitischen Handelns (Abschnitt 2.2)? Und worin besteht das 
Problem der (wissenschaftlichen) Wahrnehmung des Klimaproblems (Abschnitt 2.3)? Ange- 
sichts des unüberschaubaren Umfangs und der unvergleichlich großen Dynamik der Klimafor- 
schung, kann hier freilich nur ein äußerst begrenzter Ausschnitt skizziert werden. 7 Er beschränkt 



4 Vgl. Luhmann 1990, de Haan 1995 sowie speziell zur Klimafrage Engels/Weingart 1997 und O’Riordan/Jordan 
1996. 

5 Auf die Bedeutung der Struktur von Umweltproblemen für die Kapazität umweltpolitischer Institutionen und 
Instrumente weist u.a. Jänicke 1996 hin. 

6 Vgl. hierzu u.a. Engels/Weingart 1997 und Hajer 1997. 

7 Für die Klimaproblematik, wie sie hier diskutiert wird, stellt das Intergovernmental Panel on Climate Change - 
kurz IPCC - das international entscheidende wissenschaftliche Netzwerk dar. Dort arbeiten im Auftrag der UN 
heute über tausend Klimaforscher zusammen. Im Sinne des anerkannten Forschungsstands sind den Veröf- 
fentlichungen des IPCC im deutschen Kontext die Berichte der Enquete-Kommission "Vorsorge zum Schutz 
der Erdatmosphäre" des Deutschen Bundestages - im weiteren kurz EK - vergleichbar. Deren Veröffentlichun- 
gen fassen den aktuellen Forschungsstand zusammen (s. im einzelnen Bibliographie). Populärwissenschaft- 
lich aufbereitet ist der Forschungsstand etwa in Loske 1997, Brauch 1996 und Schönwiese 1994a. 
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sich auf globale und grundlegende Aspekte von Klimawandel und Klimapolitik, notwendige Dif- 
ferenzierungen vor dem Hintergrund des amazonensischen oder europäischen Kontexts und 
des gewählten theoretischen Ansatzes sind Gegenstand der folgenden Kapitel. 



2.1 Klimawandel als ökologisch und sozialökologisch komplexes Problem 

Aus der aktuellen Klimaforschung folgt ein massiver anhaltender Wandel des Klima- und Klima- 
problemverständnisses, der im folgenden kurz skizziert werden soll. Auf andere, nicht- 
wissenschaftliche Aspekte der Problemauffassung, die in der öffentlichen Diskussion und auch 
im Klima-Bündnis eine wichtige Rolle spielen, ist in der weiteren Analyse einzugehen. 8 

2.1.1 Zur Konzeption des Klimasystems 

Wie der Klimaforscher Schönwiese feststellt, gibt es bis heute keine allgemeingültige Klimadefi- 
nition, vielmehr entwickelt die Klimaforschung über ihre Geschichte hinweg immer wieder neue 
Formulierungen. 9 Im folgenden möchte ich auf vier wesentliche Veränderungen der Klimaauf- 
fassung in der neueren Klimaforschung eingehen. 

2. 1. 1. 1 Vom stabilen zum veränderlichen Klima 

Das altgriechische Wort Klima ("Abhang“) bezog sich ursprünglich auf bestimmte, durch die 
Neigung zu den Polen hin festgelegte Erdzonen mit verschiedenen Einstrahlungswinkeln der 
Sonne und entsprechend unterschiedlichen Temperaturverhältnissen. Bis zum Zeitalter der 
Aufklärung galt das Klima als unzuverlässig schwankende Naturgewalt und vielfach als von 
anhaltendem Einfluß auf das menschliche Temperament. Die umfassende Sicht etwa eines 
Alexander von Humboldt in der Tradition antiker Naturphilosophie spielte mit dem Aufkommen 
von Langzeit-Wetteraufzeichnungen Ende des 18. Jahrhunderts und der zunehmenden Domi- 
nanz statistischer Methoden keine Rolle mehr. Die moderne Klimatologie entwarf auf der Basis 
Jahrzehnte umfassender Beobachtungsreihen das Bild konstanter Klimatypen und -zustande. 
Die Klimadefinition hat sich seither bis zum Aufkommen der heutigen Klimadebatte kaum ver- 
ändert und bestimmt das Klima als 

"...die Gesamtheit der meteorologischen Erscheinungen, die den mittleren Zustand der Atmosphäre an 
irgendeiner Stelle kennzeichnen, außerdem die Gesamtheit der Witterungen eines längeren oder kür- 
zeren Zeitabschnitts (innerhalb eines Jahres), wie sie durchschnittlich in diesem Zeitraum einzutreten 
pflegen* (Brockhaus, Bd.12, 19. Aufl., 1990, Stichwort Klima, S. 83). 10 



8 Vgl. hierzu Abschnitt 2.3 sowie Kapitel 4 und 5. 

9 Schönwiese 1994a: 20. Ausführlich zur Geschichte der neueren Klimaforschung Jäger/O’Riordan 1996. 

10 Die Beschreibung des Klimas basiert auf qualitativen und quantitativen Merkmalen, vor allem Mittelwerte von 
Temperatur, Niederschlagsmengen, Windrichtung und -stärke, Luftdruck und -feuchtigkeit, Bewölkung, Son- 
nenstrahlung sowie neuerdings auch Schadstoffkonzentrationen (Bolle 1993: 28). 
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Ab den 60er Jahren dieses Jahrhunderts erwies sich angesichts häufiger Wetterextrema und 
langfristiger Klimaveränderungen das Paradigma eines konstanten Klimas als unhaltbar. Sie 
wurde durch eine dynamische Klimabetrachtung abgelöst, die explizit nach Formen und Ursa- 
chen des Klimawandels fragt und lange historische Abläufe sowie seltene Extrema systema- 
tisch einbezieht (Lamb 1989: 22ff.)." 

2.1. 1.2 Von der atmosphärischen zur biosphärischen Sicht 

Die zweite wichtige Veränderung in der Klimaforschung betrifft den betrachteten Systemzu- 
sammenhang. Seit Einzug der modernen, streng nach Disziplinen getrennten Naturwissen- 
schaft galt das System der Atmosphäre als das alleinige Objekt einer meteorologisch verstan- 
denen Klimaforschung - und diese Sicht prägt auch heute noch den wissenschaftlichen und 
öffentlichen Diskurs. Allerdings begreift die naturwissenschaftliche Forschung das Klima mehr 
und mehr als Ergebnis des Austauschs von mehreren klimatischen Subsystemen: der Atmo- 
sphäre, der Landmassen incl. der Vegetation, der Ozeane und der kontinentalen Eisschilde. 12 
Gegenstand des Systemaustauschs sind dabei Strahlung, Wärmeenergie, Stoffe und Impulse. 
In das Zentrum der zunehmend interdisziplinär orientierten Klimaforschung rückt daher das 
Konzept der Biosphäre, dem Lebensraum von Mensch, Fauna und Flora, der aus der äußeren 
Hülle der Erde (Landmassen, Ozeane und Eisschilde) und der untersten Schicht der Atmosphä- 
re gebildet wird. Eine entscheidende Bedeutung kommt in dieser Betrachtungsweise den Über- 
gangszonen zwischen den Sphären zu.' 3 Große Wissensdefizite bestehen daher u.a. bei der 
Identifikation und Vermessung der sogenannten Quellen und Senken von Treibhausgasen, der 
Erfassung ihrer Wirkungsketten in Atmosphäre und Biosphäre, hinsichtlich der Ursachenzu- 
sammenhänge, den Zeitverschiebungen und regionalen Variationen von Ursachen und Wirkun- 
gen und bei den Einflüssen von Wolken, Luft- und Wasserströmungen auf das Klima (Loske 
1997: 64f. und IPCC 1996: §1.9). 

2.1. 1.3 Vom einheitlichen zum vielschichtigen Klimaraum 

Gewandelt hat sich mit der dynamischen und ökosystemischen auch die räumliche Auffassung 
des Klimasystems. Zunächst sind die globalen Klimazusammenhänge in den 70er und 80er 
Jahren in den Vordergrund der Diskussion gerückt worden. Die jüngere Klimaforschung sieht 



" Der englische Klimaforscher Lamb gehörte zu den ersten, die für die stärkere Berücksichtigung des Klima- 
wandels plädierten, damit aber in den 60er Jahren noch als wissenschaftlicher Außenseiter galt (Wynne 1994: 
173f.). Dem Aufgaben- und Bedeutungswandel der wissenschaftlichen Erforschung des Klimas entspricht die 
Tendenz, heute eher von Klimaforschung als von Meteorologie zu sprechen. 

12 Auch die Definition des .Klimasystems“ in der Klimarahmenkonvention hebt auf die .Gesamtheit der Atmo- 
sphäre, Hydrosphäre, Biosphäre und Geosphäre sowie deren Wechselwirkungen“ ab (BMU 1992b: 10). 

13 Vgl. etwa EK 1995: Uff. oder Schönwiese 1994: 14. Die Modellierung des Zusammenspiels der verschiede- 
nen Systeme ist Gegenstand immenser gegenwärtiger Forschungsbemühungen verschiedener Disziplinen. 
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aber neben diesen gleichzeitig die lokalen und regionalen Klimasystemebenen und die Über- 
gangszonen von Mikro-, Meso- und Makroklimata als immer wichtiger an. 14 Mit der Einsicht in 
diese räumlich komplexe Struktur wird auch der ökologisch umfassende Charakter des Kli- 
masystems deutlich, der durch erdumspannende Stoff- und Energieflüsse bestimmt ist, aber 
eben auch durch die einzelnen konkreten regionalen und lokalen Wirkungsgefüge wie Wälder 
und Wüsten, Ozeane und Oberflächengewässer, sowie die Stoffwechsel der verschiedenen 
Lebewesen mit ihrer unmittelbaren Umwelt. Die Zerstörung des Tropenwalds in Amazonien 
kann daher mit der Verbrennung fossiler Brennstoffe in Europa in einer einfachen C02-Bilanz 
zusammengeführt werden. Die Klimaentwicklung, die Verursachungs- und Rückwirkungsme- 
chanismen sind aber in Europa und Amazonien völlig unterschiedlich und globaler Klimawandel 
ist insofern nur als Zusammenfassung der Fernwirkungen unendlich vieler lokaler Vorgänge zu 
begreifen. 15 Die Modellierung regionaler Klimata und die Kopplung aller Subsystem-Modelle 
bleiben als Probleme. 16 

2.1. 1.4 Von der linearen Entwicklung zur Verschränkung der Rhythmen 

Als äußerst komplex erweist sich das Klimasystem schließlich auch im Hinblick auf die ver- 
schiedenen Zeitdimensionen und Rhythmen, in denen Änderungen sich auf die verschiedenen 
Teilsysteme und Ebenen des Klimageschehens auswirken. Schon kurzfristig und plötzliche Ka- 
tastrophen und Gefahren, absehbar veränderliche saisonale Trends und schleichende langfri- 
stige Risiken sind mit dem Klimawandel verbunden. Die Problemvorstellung einer kontinuierli- 
chen langsamen Veränderung physikalischer Systemzustände, die bei der dominierenden Pro- 
blemkennzeichnung als "globale Erwärmung" naheliegt, ist daher trügerisch. Sie läßt das Risiko 
des Klimawandels leicht vergessen, das in unvorhersehbaren, synergetisch und chaotisch ab- 
laufenden Entwicklungen liegt. "Der möglichen Veränderung der Extrema kommt eine größere 
Bedeutung zu als der Änderung der mittleren Klimabedingungen" (EK 1994: 22). 17 

2.1. 1.5 Klimasystem und tropischer Regenwald 

Seit den 80er Jahren sind die Tropenwaldsysteme auch Gegenstand der Klimaforschung. 18 
Wälder speichern nach den Ozeanen und den fossilen Rohstoffvorkommen die größten Anteile 



14 Vgl. EK 1995: 49-58. 

15 Die Eigenschaft des .Globalen“ bezeichnet also nicht die Tatsache weltweit uniformer Strukturen und Prozes- 
se, sondern länderübergreifende Fernwirkungen zwischen lokalen bzw. regionalen Systemen. Daher könnte 
man das Klima auch als transnationales Phänomen bezeichnen. 

16 Vgl. IPCC 1996: §1.9 und EK 1995: 45ff. So erlauben bisherige Klimamodelle schon aus Gründen der Rech- 
nerkapazitäten “nur" eine räumliche Auflösung bis ca. 500 km, die keine zuverlässigen Aussagen über regio- 
nale Klimaänderungsmuster erlaubt. (EK 1995: 49). 

17 Vgl. EK 1995: 52 und Lipschutz 1991. Ogilvy hat vorgeschlagen, den Begriff des “global warming’ durch “glo- 
bal weirding" zu ersetzen, um der Gefahr sprachlicher Verharmlosung zu entgehen (Ogilvy 1996: 42). 

18 Zu Begriff und Ökologie der Tropenwälder generell vgl. Abschnitt 4.1. 
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der Kohlenstoffvorräte der Erde. 19 Auf die Tropenwälder entfallen etwa 37% des Waldkohlen- 
stoffs, die borealen Wälder ca. die Hälfte, den Rest die Wälder der temperierten Zone. 29 Die 
Wälder stehen mit der Atmosphäre in einem sehr intensiven Austausch von Strahlung, Wärme 
und verschiedensten Stoffen. Im Gegensatz zu den nichtemeuerbaren Ressourcen sind sie 
nicht nur Speicher von Kohlenstoff, sondern darüber hinaus durch Stoffwechsel, Atmung und 
Photosynthese maßgeblicher Teil des ständigen Kohlenstoffkreislaufe. Allein das Amazonasge- 
biet bindet schätzungsweise ca. ein Fünftel der Kohlenstoffmenge, die durch die Verbrennung 
fossiler Brennstoffe weltweit emittiert wird (Bolle 1993: 30). Dies rechtfertigt allerdings nicht das 
häufig verwandte Bild Amazoniens als "Lunge der Erde", da damit keine „Sauerstoffproduktion“ 
für andere Regionen verbunden ist 21 Eine genauere Bilanz der jährlichen CÜ 2 -Zu- und Abflüsse 
des amazonensischen Regenwaldes - wie anderer terrestrischer Ökosysteme auch - ist bislang 
noch mit so hohen Ungewißheiten belastet, daß keine verläßlichen Aussagen über die Höhe 
von CÖ 2 -Flüssen, z.T. nicht einmal über die Qualität als Senke oder Quelle gemacht werden 
können (WBGU 1998: Art. 5.3.1). 

Dennoch bleibt festzustellen, daß der amazonensische Regenwald für den Kohlendioxid- 
haushalt der Erde eine immense Bedeutung hat - und auch für andere Klimafaktoren. So bildet 
Amazonien das größte kontinentale Antriebsgebiet für die globale Wärmezirkulation, neben 
Westafrika und der sogenannten pazifischen Zelle vor der Westküste Südamerikas. In allen drei 
Regionen herrscht eine starke konvektive Aktivität, d.h. hier steigen über besonders warmen 
äquatorialen Oberflächen feuchte Luftmassen auf. Dabei wird Energie als latente Wärme an die 
umgebende Luft abgegeben und gelangt so in die polaren Gebiete, wo sie in den Weltraum 
abgestrahlt wird. Die Niederschlags- und Verdunstungsvorgänge allein im Amazonasgebiet 
leisten ca. 20% des gesamten Energieflusses von den Tropen zu den Polregionen (Bolle 1993: 
29f.). Hinzu kommt der Einfluß der Tropenwälder auf die globale Strahlungsbilanz über ihr spe- 
zifisches Reflexionsvermögen für Sonnenlicht. Dieser sogenannte Albedo-Effekt ist ausgespro- 
chen bedeutsam, da Tropenwälder die dunkelsten natürlichen Landoberflächen darstellen. 

Im Zuge der globalen Klimadebatte gewinnt auch die Funktion der tropischen Regenwälder 
als Habitat einer unvergleichlichen genetischen Vielfalt und eines einzigartigen Reichtums an 



19 Außer Betracht stehen hier Vorräte im Erdinnern, die sich nur in sehr langen Zeiträumen verändern. 

20 WBGU 1998: Art.4.2. Dabei ist zu berücksichtigen, daß im Durchschnitt nur !/< des Kohlenstoffs in der Vegeta- 
tion, 3 ä dagegen in der Bodenauflage bzw. dem Boden selbst gebunden sind. Der Vegetationsanteil ist bei tro- 
pischen Wäldern allerdings deutlich höher (50% gegenüber 16% bei borealen Wäldern) und der Emissionsef- 
fekt damit bei Entwaldung entsprechend stärker (ebda). 

21 "Es ist dabei unwahrscheinlich, daß der Wald ständig mehr Biomasse akkumuliert.(...) Der Kohlenstoff wird 
durch den Wald wahrscheinlich in andere Reservoirs wie Böden und Wassersysteme transferiert und durch 
die Flüsse ins Meer transportiert" (Bolle 1993: 30). Obwohl sich in einer globalen Bilanzierung eine Differenz 
anthropogener Kohlenstoffemissionen (Quellen) und den atmosphärischen bzw. ozeanischen Aufnahmepo- 
tentialen (Senken) ergibt, ist die globale Nettosenken- neben der Speicherfunktion der Biosphäre als ganzes 
bislang nicht nachgewiesen (vgl. EK 1994: 542ff.). Untersuchungen wie die von Houghton 1991 legen dies al- 
lerdings in Bezug auf CO 2 für Tropenwälder nahe. 
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Arten und Lebensräumen neue Bedeutung. Alle drei Komponenten zusammen bezeichnet man 
neuerdings im Unterschied zum bisherigen Schlagwort von der Artenvielfalt als Biodiversität 
oder biologische Vielfalt. 22 Während die tropische Biodiversität jedoch heute vor allem als „glo- 
bale“ Ressource gesehen wird, ist sie zunächst einmal Grundbedingung für das regionale Öko- 
system und damit die Klimafunktionen der tropischen Wälder. 23 Komplexe Artenkonkurrenz- und 
Symbioseverhältnisse bilden 

"... einen Selbstregulationsmechanismus, dessen uneingeschränkte Funktionstüchtigkeit für die dauer- 
hafte Existenz der Regenwälder von geradezu essentieller Bedeutung ist. In diesem Zusammenhang 
stellt die große Artenvielfalt einen Hauptfaktor für die Erhaltung des ökologischen Gleichgewichts zwi- 
schen Atmosphäre, Vegetation und Boden dar" (Meyer-Peters 1990:123). 

Globale klimatische Entwicklungen, die Wechselbeziehungen zwischen der tropischen Pflan- 
zen- und Tierwelt und die mikro- und regionalklimatischen Verhältnisse hängen also aufs engste 
und vielfach zusammen, die komplexen Bezüge werden aber erst gegenwärtig erforscht. Fest- 
zuhalten ist, daß der Regenwald Amazoniens mit seinen lokal äußerst unterschiedlichen Zu- 
sammenhängen von Atmosphäre, Hydrosphäre und Biosphäre über verschiedene Wechselwir- 
kungsmechanismen in regionale, kontinentale und weltweite Kreisläufe eingebunden ist. 

2.1 .2 Zu den anthropogenen Klimaveränderungen 24 

In der Klimaforschung werden vier Faktoren für Klimaveränderungen auf der Erde unterschie- 
den: 1. Änderungen der Solarkonstante bzw. der Erdbahn, 2. Änderungen der Erdoberfläche, 3. 
Änderungen des Stoffhaushalts der Erde und 4. Änderungen des Energiehaushalts. Mit Aus- 
nahme der Solarkonstante unterliegen diese Faktoren sowohl natürlichen wie jeweils unter- 
schiedlich bedeutsamen anthropogenen Einflüssen. Neben dem Nachweis natürlicher Klima- 
veränderungen wie Eiszeiten, Warmzeiten oder dem periodisch auftretenden El-Nifio-Effekt hat 
die Klimaforschung für die jüngere Vergangenheit demographische, wirtschaftliche und techni- 
sche Entwicklungstrends einbezogen, um den Einfluß des Menschen auf die Klimaentwicklung 
abschätzen zu können. Für die letzten ein- bis zweihundert Jahre lassen sich auf diese Weise 
Veränderungen der klimatischen Austauschprozesse belegen, die auf menschliche Aktivitäten 
zurückgehen. Als problematisch gelten vor allem die anthropogenen Veränderungen der Erd- 
oberfläche und des Stoffhaushalts, auf sie richtet sich die Klimapolitik allgemein und auch das 



22 Zum Konzept der Biodiversität vgl. die Beiträge in Mayer 1995. Zur Artenvielfalt stellt die EK fest: .Konservati- 
ve Schätzungen gehen von drei bis zehn Mio. Arten aus. Einzelne Studien schätzen die Zahl auf dreißig bis 
fünfzig Mio. Da etwa 90% der unbeschriebenen Arten in den Tropenwäldern beheimatet sein dürften, nimmt 
man an, daß in den tropischen Feuchtwäldern 50 bis 75% aller auf der Erde vorkommenden Tier- und Pflan- 
zenarten leben" (EK 1994: 485). 

23 Diese regionale Ressourcenfunktion findet offenbar jedoch weit weniger Interesse. Gerade die Entdeckung der 
Biodiversität als Ressource macht deutlich, daß diese Zuschreibung von wirtschaftlichen Interessen und vom 
technologischen, theoretischen, sozialen und kulturellen Kontext abhängt. 

24 Wertvolle Hinweise für die folgende Darstellung verdanke ich einem Gespräch mit der Klimaforscherin Rose- 
marie Benndorf, Mitarbeiterin beim Umweltbundesamt, am 22.5.95. 
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Klima-Bündnis. 25 Die anthropogenen Eingriffe in den globalen Energiehaushalt werden bislang 
nicht problematisiert, nur einige wenige Arbeiten greifen die problematischen Effekte soge- 
nannter künstlicher Wärmeinseln auf, die vor allem große Städte für ihre Umwelt bilden und die 
den regionalen Energiehaushalt verändern. 

In der öffentlichen Debatte dominiert der anthropogene Treibhauseffekt, reduziert auf den 
Aspekt der energiebedingten CCk-Emissionen. Unter Energie wird im Zusammenhang mit der 
Klimadiskussion allgemein die Gesamtheit von Prozeß- und Raumwärme, Bewegungsenergie 
und Licht verstanden. Die Verbrennung fossiler Rohstoffe zur Energiegewinnung wird als wich- 
tigste anthropogene Ursache der Klimaveränderungen angesehen. 26 In den klimawissenschaftli- 
chen Arbeiten finden sich allerdings auch andere Problemkomponenten und man erkennt zu- 
nehmend die Relevanz der gegenseitigen synergetischen Effekte. Die Klima-Enquete- 
Kommission des Deutschen Bundestages faßte den Begriff der anthropogenen Klimaverände- 
rung schon zu Beginn ihrer Arbeit relativ weit und unterschied vier Komponenten: den Treib- 
hauseffekt, die Zerstörung der stratosphärischen Ozonschicht, die Ozonanreicherung in boden- 
nahen Luftschichten und die Belastung der Atmosphäre mit Schad- und Schwebstoffen (EK 
1990/1 990a). Dieses breite Verständnis soll im folgenden als Definitionsgrundlage für die Pro- 
blematik anthropogener Klimaveränderungen gelten. 

2. 1. 2. 1 Der sogenannte Treibhauseffekt 

Der sogenannte natürliche Treibhauseffekt ist eine der grundlegenden Bedingungen für 
menschliches Leben auf der Erde überhaupt. Natürliche Spurengase führen im Zusammenspiel 
mit Wasserdampf zu einer verminderten Wärmerückstrahlung der Erde. Dadurch werden bo- 
dennahe Luftschichten erwärmt mit der Folge einer erhöhten Weltdurchschnittstemperatur, die 
das Leben auf der Erde ermöglicht. 27 Zum anthropogenen Treibhauseffekt tragen im wesentli- 
chen durch Menschen verursachte Emissionen von Kohlendioxid, halogenierte Kohlenwasser- 
stoffe, Methan, Distickstoffoxid, troposphärisches Ozon und Wasserdampf bei, mit Ausnahme 



25 Die hohe Klimasensibilität gegenüber anthropogenen Veränderungen des Stoffhaushalts wird etwa daran 
deutlich, daß klimarelevante Bestandteile nur knapp 3 Promille der Masse der Atmosphäre ausmachen. 
Menschliche Aktivitäten haben die ursprüngliche Stoffkonzentrationen z.T. verdoppelt. 

26 In der Literatur zu den Ursachen der Klimaproblematik wird der Energiebereich zunächst nicht als ökonomi- 
scher Sektor, sondern als von seiner stofflichen Dimension her aufgefaßt. Dagegen werden unter den übrigen 
durchgängig genannten Problembereichen Verkehr, Chemie oder Landwirtschaft ökonomische Sektoren ver- 
standen. Da der Energieeinsatz in diesen Sektoren aber eine bedeutende Rolle spielt, entstehen hier immer 
wieder Mißverständnisse. Nur bei empirischen Darstellungen und bei der Diskussion von Handlungsstrategien 
wird Energie konsequent als wirtschaftlicher Sektor der Energiegewinnung, -bereitstellung und -nutzung ge- 
faßt. Vgl. hierzu auch Abschnitt 5.2. 

27 Natürliche Quellen von Treibhausgasen sind Verdunstungs-, Atmungs-, Stoffwechsel- und Verwitterungspro- 
zesse, über Niederschläge, Eisbildung, Atmungs- und Wachstumsprozesse werden diese Stoffe wieder ge- 
bunden (EK 1990: 139ff.). 
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der Halogene alles auch natürliche Treibhausgase. 28 Indirekt tragen Stickstoffoxide, Kohlen- 
monoxid, Nicht-Methan-Kohlenwasserstoffe, Ammoniak und gasförmige Schwefelverbindungen 
bei (EK 1994: 186ff.) .» 

Laut herrschender Meinung in der Klimaforschung steht mittlerweile fest daß durch mensch- 
liche Aktivitäten die Treibhausgaskonzentrationen in der Atmosphäre ansteigen und daß solche 
Änderungen weltweit Temperaturerhöhungen nach sich ziehen. 30 Das gängige IPCC-Szenario 
legt gegenwärtig ablaufende und mittelfristig absehbare wirtschaftliche und technische Ent- 
wicklungen und das Fehlen zusätzlicher politischer Eingriffe zugrunde und prognostiziert so 
eine Verdopplung der atmosphärischen CCVKonzentration in den nächsten 100 Jahren, einen 
drastischen Anstieg der Emissionsmengen anderer Treibhausgase und eine um 1, bis 3,5°C 
erhöhte Weltdurchschnittstemperatur. 3 ' Dabei ist zum einen die Temperaturdifferenz, zum ande- 
ren aber die Geschwindigkeit der Erwärmung problematisch (EK 1994: 22). Folge ist, daß sich 
mittelfristig die Vegetationszonen mittlerer Breiten polwärts verschieben, Teile der polaren Eis- 
schilde und Gletscher abschmelzen und die Meeresspiegel deutlich ansteigen. Prognostiziert 
werden veränderte Niederschlagsintensitäten, Überschwemmungen, Dürren, Brände, Seuchen 
und umfangreiche Schädigungen von Ökosystemen incl. deren Kapazität zum Aufbau organi- 
scher Substanz aus atmosphärischem Kohlenstoff, d.h. ihre Primärproduktivität (IPCC 1996: 
§ 1 - 2 ). 

Neben der Geschwindigkeit der Veränderungen werden laut den Szenarien der Klimafor- 
schung die Destabilisierung des Klimasystems und die vermehrt auftretenden extremen Wette- 
rereignisse die Anpassungsfähigkeit der Ökosysteme überfordern, insbesondere auch die der 
Wälder. "Die hohe Geschwindigkeit der anthropogenen Klimaänderungen wird die Anpas- 
sungsfähigkeit vieler Waldökosysteme übersteigen und kann zu großflächigen Zusammenbrü- 
chen führen" (EK 1994: 363). Insbesondere semiaride und aride tropische Gebiete in Afrika, 



28 EK 1995: 23. Entsprechend kann bis auf Halogene nicht von Schadstoffen gesprochen werden, sondern nur 
von schädigenden Mengen. Der öffentliche Diskurs, aber z.T. auch die Fachliteratur, sind hier oft ungenau. 

29 Der C02-Anteil am anthropogenen Treibhauseffekt wird auf 50% geschätzt, auf 24% der Anteil halogenierter 
Kohlenwasserstoffe. Drittgrößter Faktor ist Methan mit einem Treibhauspotential von 13% (EK 1995: 36). Die- 
se Zahlen basieren auf sog. stoffspezifischen Treibhauspotentialen, deren Aussagekraft eingeschränkt ist, da 
sie die Wechselwirkungen einzelner Stoffe und Systeme nicht genügend berücksichtigen (IPCC 1992: 5). Die 
unterschiedlichen Verweildauern der Gase in der Atmosphäre, die die Stärke des stoffspezifischen Effekts 
mitbestimmen und 50-200 Jahre (CO 2 ) oder z.T. wesentlich mehr betragen (FCKW) machen den intergenera- 
tionellen Problemcharakter des Klimawandels deutlich. 

30 Für die letzten 100 Jahre wurde eine Erwärmung zwischen 0,3 und 0,6° C nachgewiesen, die nicht durch 
natürliche Einflüsse allein zu erklären ist, wie das IPCC als offizielles UN-Gremium erstmals 1996 feststellte: 
„The balance of evidence ... suggests a discernible human influence on global climate* (IPCC 1996: §2.4). Ei- 
ne Minderheit verschiedener Experten bestreitet diese These bis heute. Vgl. zu dieser Auseinandersetzung im 
einzelnen Loske 1997. Die ermittelten global erhöhten atmosphärischen Kohlenstoff-Konzentrationen vor 1850 
gehen auf die europäische Technik-, Bevölkerungs- und Wirtschaftsentwicklung zurück. Gravierendere an- 
thropogene Veränderungen der Biosphäre vor 1800, wie die Entwaldung in der Mittelmeerregion, sind dage- 
gen klimatisch von regional begrenzter Bedeutung geblieben (EK 1995: 25). 

31 IPCC 1996: §2.7. Vgl. hierzu genauer Loske 1997: 51ff. 
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Südostasien und Lateinamerika werden durch die Erwärmung und Wasserknappheit bedroht 
(IPCC 1996: §3.13). In den gemäßigten Breiten besteht die Gefahr, daß die Winterregenzonen 
rund um das Mittelmeer sowie in den USA und der GUS zu unfruchtbaren Trockengebieten 
werden, die dann bewässert werden müssen (EK 1994: 553).* Gravierende Schäden sind 
durch ansteigende Meeresspiegel zu erwarten, wie etwa der Verlust landwirtschaftlicher Nutz- 
flächen im Küstenbereich, vieler Tierarten und umfangreicher Fischreserven. Auch ein Rückstau 
von Flüssen ist zu befürchten, mit der Folge von Überflutungen dichtbevölkerter Regionen. 33 
Frischwasserknappheit und Versalzungen werden in diesem Falle die Versorgung der Bevölke- 
rung zusätzlich gefährden. Vorwiegend betroffen sind gemäß allen Prognosen wiederum die 
Entwicklungsländer, insbesondere die ozeanischen Inselstaaten, Bangladesh oder auch Ägyp- 
ten (IPCC 1996: §3.13ff.). In den Industrieländern wären z.T. größere Küstenregionen gefährdet 
wie bspw. in den USA, den Niederlanden und Deutschland (EK 1994: 42). 

2. 1.2.2 Zerstörung der stratosphärischen Ozonschicht 

Die natürlichen Ozonkonzentrationen in der Stratosphäre sind in 20-30km Höhe besonders 
groß. Diese sogenannte Ozonschicht bietet u.a. lebensnotwendigen Schutz gegen kurzwellige 
Ultraviolett-Strahlung der Sonne und spielt über ihren Einfluß auf die Temperaturstruktur und 
Dynamik der gesamten Atmosphäre eine wesentliche Rolle auch für den Wärmehaushalt der 
Erde (EK 1995: 61ff.). Nach jahrelanger Beobachtung des kontinuierlichen Rückgangs der 
Ozonkonzentration in der Stratosphäre ist erst 1984 mit der Entdeckung dramatisch verringerter 
Werte über der Antarktis, dem sog. "Ozonloch", diese Problematik und mit ihr die Klimaproble- 
matik im allgemeinen in das politische Bewußtsein gerückt. 34 Verursacher des Ozonabbaus in 
der Stratosphäre sind synthetische Fluorkohlenwasserstoffe (FCKW) und in geringerem Umfang 
bromierte Kohlenwasserstoffe (Halone). Die Ozonkonzentration hat in den mittleren und hohen 
Breiten beider Hemisphären in den letzten 20 Jahren ca. 10-20% abgenommen (EK 1995: 66). 

Trotz der wirksamen globalen Reduktionsvereinbarungen ist aufgrund der atmosphärischen 
Verweildauer einzelner FCKW die Gefahr der Zerstörung der Ozonschicht nicht beseitigt (SEF 
1997: 266f.). Für die Südhemisphäre ist eine zunehmende UV-Strahlungsbelastung belegt, für 
die Nordhemisphäre liegen gesicherte Daten bislang nicht vor. Geschädigt werden hierdurch 
nach heutigem Kenntnisstand die Phytoplanktonbildung und damit das wichtigste Glied der ma- 



32 Insgesamt weisen Szenarien für die höheren Breiten aber regional gegensätzliche und nur für einzelne Ge- 
biete extreme Entwicklungen auf. Für Europa beispielsweise sind insgesamt lediglich 'modest positive’ oder 
’modest negative effects" zu erwarten (Kane/Rei I ly/T obey 1992). 

33 Dies führt auch zu positiven Rückkopplungseffekten auf den Treibhauseffekt, da sich in den überfluteten Ge- 
bieten die Methanemissionen erhöhen werden (Bolle 1993: 30). 

34 Ozon wird in photochemischen Prozessen in der Atmosphäre ständig gebildet und abgebaut, im Verhältnis zu 
anderen strahlungsaktiven Gasen ist seine Lebensdauer sehr kurz. Eine langfristige natürliche Veränderung 
der Ozonschicht ist nicht festzustellen, die Ozonkonzentration schwankt allerdings jahreszeitlich stark. 
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rinen Nahrungskette, befürchtet werden bei höheren Pflanzen zahlreiche Wachstums- und Fort- 
pflanzungsstörungen (EK 1994: 25 u. 218ff.). Insbesondere im Einflußbereich des antarktischen 
Ozonlochs treten vermehrt Erkrankungen an Hautkrebs und Grauem Star sowie Immunschwä- 
chen auf (SEF 1997: 261 f.). Die Ozonverminderung wirkt so indirekt als Klimastreßfaktor und 
verstärkt die Schadensfolgen des Treibhauseffekts im Bereich der Vegetation. 

2. 1. 2. 3 Belastung durch Schwebstoffe und Stäube 

Eine dritte Komponente menschlich bedingter Klimaveränderungen ist die Belastung der Atmo- 
sphäre mit Aerosolen, d.h. festen oder flüssigen Schwebeteilchen. Neben den natürlichen 
Emissionen insbesondere durch Winderosion und Vulkantätigkeit geht die Belastung auf Emis- 
sionen von Schwefeldioxid, Stickoxiden und Ammoniak in der Folge industrieller Prozesse zu- 
rück. Die Aerosolkonzentrationen haben bislang nahezu ausschließlich in der nördlichen Hemi- 
sphäre zugenommen, allein die Schwefeldioxidemissionen sind hier in den letzten 100 Jahren 
um das dreifache gestiegen (EK 1995: 36ff). Insgesamt wird allerdings mit einem langfristigen 
Rückgang der globalen anthropogenen Emissionsmengen gerechnet. 

Schwebstoffe und Stäube wirken toxisch für Menschen, Tiere und Pflanzen und belasten die 
regionale Biosphäre. Schwefel-Aerosole bspw. sind eine entscheidende Ursache für die klassi- 
schen Waldschäden und die Bodenversauerung in den gemäßigten und höheren Breiten. Damit 
werden auch global bedeutsame biosphärische Klimafaktoren und die CCVSpeicher-kapazität 
der Wälder beeinträchtigt (Woodwell 1993: 5 u. EK 1990: 130ff.). Darüber hinaus findet diese 
Problemkomponente zunehmend Beachtung, da Aerosole als Kondensationskeme auf die Wol- 
kenbildung wirken. "Sie streuen und absorbieren Sonnenstrahlung und emittieren Wärmestrah- 
lung, sind also wichtig für die Strahlungsbilanz und damit das Klima der Erde" (EK 1995: 36). 

2. 1.2.4 Troposphärische Ozonanreicherung 

Während in der Stratosphäre der Ozongehalt drastisch zurückgeht, nehmen im Zusammenhang 
mit der Verbrennung fossiler Brennstoffe und Biomasse sowie dem Straßenverkehr Vorläufer- 
substanzen für die Ozonbildung in den bodennahen Schichten der Atmosphäre zu. Saisonal 
besonders hohe Konzentrationen treten in den Sommermonaten auf, wenn vermehrt natürliche 
Kohlenwasserstoffemissionen für die Reaktion mit Stickoxiden zur Verfügung stehen und höhe- 
re Lufttemperaturen herrschen. Die Ozonverteilung am Boden wirkt auch auf die Ozonkonzen- 
trationen der höheren Luftschichten ein, größere Konzentrationen verstärken daher indirekt den 
Treibhauseffekt (EK 1994a: 14fr.). 36 

Erhöhte Ozonwerte in Bodennähe schädigen Atemwege und Augen von Mensch und Tier 
sowie die Blattoberfläche vieler Pflanzen und bodennahes Ozon gilt derzeit als der bedeutend- 



35 Menge und schädliche Eigenschaften des Ozons nehmen bei einer Klimaerwärmung zu (Bauer 1993: 58). 
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ste Luftschadstoff für die Biosphäre (EK 1994: 26). So wird es u.a. auch "... ursächlich mit den 
neuartigen Waldschäden in Verbindung gebracht” (ebda.). Die Ozonbelastung erhöht im Zu- 
sammenhang mit Aerosolen auch den Treibhauseffekt: durch die örtliche Belastung der Bio- 
sphäre wird deren Speicherfähigkeit für Treibhausgase gesenkt, Treibhausgase emittiert und 
die Anpassungsfähigkeit an Klimaveränderungen gemindert 

2. 1.2.5 Tropenwaldzerstörung und Klimaveränderung 

Bei dem Wechselspiel dieser beiden Vorgänge standen bislang nahezu allein die Folgen der 
Tropenwaldbewirtschaftung für das Erdklima im Vordergrund. In den 80er Jahren trug die Um- 
wandlung tropischer Wälder ca. 25% zum Treibhauseffekt bei (WBGU 1998), etwa ein Drittel 
davon allein die veränderte Landnutzung und Zerstörung in Amazonien (Salati/dos Santos 1999 
und Houghton 1991: 106). 36 

.Alte, natürliche Wälder speichern sehr große Mengen Kohlenstoff, die freigesetzt werden können, 
wenn sie bewirtschaftet oder in andere Nutzungen umgewandelt werden. In den Tropen haben Planta- 
gen einen um etwa 25-50% niedrigeren Kohlenstoffvorrat in der Biomasse als der Primärwald. Sekun- 
därwälder und ungeregelt genutzte Wälder haben einen um 30-80% geringeren Vorrat an Holzbio- 
masse" (WBGU 1998: Art. 6.1.1). 37 

Außerdem werden bei fortschreitender Entwaldung umfangreiche Emissionsmengen des Treib- 
hausgases Methan freigesetzt, vermehrt noch durch Staudammprojekte in tropischen Gebieten, 
bei denen Waldflächen ohne Beseitigung der Biomasse aufgestaut werden und unter Luftab- 
schluß verrotten (IPCC 1992: 13). Mit der Zerstörung oder Schädigung tropischer Wälder gehen 
außerdem bedeutende natürliche Absorptionspotentiale für Kohlenstoff verloren. 

Die Rückwirkungen globaler Klimaänderungen etwa auf das amazonensische Ökosystem fin- 
den erst in allerjüngster Zeit Beachtung - etwa die voraussichtlichen Veränderungen von Nie- 
derschlagsmengen, die vermehrten Wetterextrema, Schäden durch erhöhte Strahlungs- und 
Schadstoffwerte oder die drohende Zunahme von Krankheits- und Schädlingsanfälligkeit. Sie 
bringen wiederum negative Rückkopplungseffekte mit sich für die Bindungskraft für Kohlendi- 
oxid, Ozon, Schadstoffe und für die Albedo- und Zirkulationsfunktion. Durch höhere Temperatu- 
ren erhöhen sich die Atmungsaktivität der Wälder und während so die Kohlenstoffflüsse an- 
wachsen, verringert sich relativ dazu die dem Kreislauf durch Speicherung entziehbare Menge: 
„Damit werden sich terrestrische Ökosysteme, die zur Zeit Senken für Kohlendioxid sind, in Zu- 
kunft in Quellen für dieses Treibhausgas verwandeln“. 38 Auch die Veränderungen des Albedo- 
Effekts durch die Transformation tropischer Wälder sind global relevant, ebenso die Aerosole- 



36 Ein Drittel der Kohlenstoffmenge wird dabei durch das Abbrennen der oberirdischen Pflanzenmasse freige- 
setzt, 2/3 durch den mikrobiellen Abbau organischer Substanzen (EK 1994a: 517). 

37 Auch bei der Degradation wird eine ungünstigere Kohlenstoffbilanz vermutet (WBGU 1998: Art. 6.1.2). 

38 WBGU 1998: Art. 5.1. Insgesamt wird die Anpassungsfähigkeit naturnaher Waldökosysteme gegenüber Wirt- 
schaftswäldern niedriger eingeschätzt, da sie ohne menschliche Steuerung nicht mit dem Tempo der Klima- 
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missionen als Folge brennender Waldflächen, die schätzungsweise einen Anteil von 20-40% 
des globalen anthropogenen Ausstoßes bilden (EK 1990b: 454). Wie sich die Änderungen von 
Strahlungsbilanz und Wasserhaushalt in den Tropen global auswirken, ist noch unklar. Es ist 
aber damit zu rechnen, daß mit Amazonien und dem Kongo Antriebsgebiete für die globale Zir- 
kulation geschwächt werden (Bolle 1993: 32). 

Die Degradation tropischer Wälder eröffnet also eine Wirkungskette, die über die Schädigung 
der Speicher- und Senkenfunktion für CO 2 nicht nur einen zweifachen Treibhauseffekt erzeugt, 
sondern über verschiedene Klimaeinflüsse auch sich selbst verstärkt - ähnliches gilt für die 
Ozon- und Stickoxid-Wirkungsketten. 39 Negative Rückkopplungseffekte kennzeichnen aber 
auch die direkten und indirekten Wechselwirkungen von Tropenwaldvemichtung und Biodiver- 
sitätsverlust. Das Artensterben und die Verarmung von Lebensräumen und genetischen Varia- 
tionen nimmt in allen Weltregionen dramatische Ausmaße an. Statt einer Art pro Jahr im prähi- 
storischen Evolutionsprozeß schätzte man Anfang der 70er Jahre den Artenverlust auf eine 
Spezies pro Tag, Mitte der 80erJahre bereits auf eine Art pro Stunde. Auf den lateinamerikani- 
schen Tropenraum als artenreichstem Gebiet entfallen dabei ca. 40% des Verlusts (EK 1990b: 
497). Die Gefährdung der Biodiversität verändert zunächst die lokalen und regionalen ökologi- 
schen Systemzusammenhänge, den Tropenwaldbestand und damit das Klima. Zu befürchten 
steht andererseits, daß Krankheitserreger und Schädlinge sich evtl, explosionsartig vermehren 
(Oberndörfer 1989: 4) und die Anpassungsfähigkeit der Ökosysteme zurückgeht, ein Effekt, der 
durch den regionalen und globalen Klimawandel massiv verstärkt wird. Insofern sind die Zu- 
sammenhänge weit komplizierter, als die aktuelle Debatte erkennen läßt, die den Vorteil der 
Biodiversität auf die "hohe Artenzahl" beschränkt und allein als "globales Problem" behandelt. 
"But they [forests of every latitude, JMR] are far more than a simple collection of species, and it is un- 
fortunate that the discussion of biotic resources has been focused on biodiversity rather than on the 
capacity of the landscape to provide the full ränge of its biotic potential. When that potential is eroded, 
as it is constantly, more than mere diversity or numbers of species is lost" (Woodwell 1993: 3). 



2.1 .3 Gesellschaftliche Ursachen und Folgen von Klimaveränderungen 

Auf die Ursachen und Folgen der Klimaveränderung in Europa bzw. Südamerika gehe ich in 
den Kapitel 4 und 5 genauer ein. Hier dagegen sollen kurz einige Anmerkungen zu Ursachen 
und Folgen in globaler Sicht gemacht werden, d.h. zur Diskrepanz der Ursachen- und Folgen- 
struktur im Nord-Süd-Verhältnis. 



Veränderungen mithalten können (EK 1994: 537). Andererseits wird der Klimawandel vermutlich zunächst we- 
niger die feuchten, sondern aride und semi-aride Waldregionen betreffen (IPCC 1996: §3.7). 

39 Strukturell ähnelt diese Problemlage der Situation in borealen und temperierten Wäldern. Sie stellen zwar 
gegenwärtig insgesamt schwache Kohlenstoffsenken dar (EK 1994a: 381f. und 444f.), ihre insgesamt kli- 
mastabilisierende Funktion ist jedoch schon heute insbesondere durch die neuartigen Waldschäden gefährdet, 
zukünftig da-über hinaus durch die zu erwartenden Klimaänderungen. 
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Die unmittelbaren und mittelbaren sozialen und ökonomischen Folgewirkungen klimatischer 
Veränderungen, soweit sie angesichts der Ungewißheit der physischen Folgen überhaupt ab- 
geschätzt werden können, greifen in komplexer Weise ineinander. Die bisherigen Studien zu 
den Folgekosten des Klimawandels müssen von dem vorhandenen naturwissenschaftlichen 
Forschungsstand ausgehen und beschränken sich zumeist auf den Treibhauseffekt CO 2 und 
auf eine Volkswirtschaft. Für eine globale Hochrechnung müssen dann weltweit einheitliche 
ökologische Effekte und einheitliche soziale und ökonomische Strukturen unterstellt werden. 40 
Vor allem im Bereich der Land- und Forstwirtschaft sind z.T. drastische Ertragseinbußen zu 
befürchten und damit die Gefährdung der Ernährung der Weltbevölkerung. 4 ' Dem potentiellen 
Zugewinn an landwirtschaftlicher Nutzfläche im Zuge der Verlagerung der Vegetationszonen 
stehen Ertragsverluste in den traditionellen Produktionszentren gegenüber (Bauer 1993: 50ff.). 42 

Die Unterschiede in der wirtschaftlichen und institutionellen Kapazität zwischen Industrie- und 
Entwicklungsländern führen dazu, daß die Unterschiede der Klimaveränderungen in tropisch 
und subtropischen bzw. gemäßigten und hohen Breiten sich zu einer deutlichen Nord-Süd- 
Diskrepanz im Blick auf die Konsequenzen des Klimawandels entwickeln. 

'Ein globaler Klimawandel wird grundsätzlich zuallererst die besonders klimasensiblen Räume (Kü- 
stenzonen, semiaride Gebiete, Gebirgsökosystem) und Sektoren (Wasserversorgung, Land und 
Forstwirtschaft) gefährden. Darüber hinaus ist sicher, ...daß bei der notwendigen Anpassung an die 
sich ändernden Umweltbedingungen die Entwicklungsländer der niederen Breiten größere Probleme 
haben werden als die Industrieländer" (EK 1995: 54). 43 

Als Resultat der sozioökonomischen Verwerfungen sind dann auch politische Veränderungen 
zu erwarten. "Unter dem Anpassungsdruck der Klimaänderung wird sich daher die Kluft zwi- 
schen Entwicklungsländern und Industrieländern weiter vertiefen" (EK 1994: 250), mit der Folge 
etwa von migrations-, sicherheits- und friedenspolitischen Risiken (Müller 1998: 7). 

Aus dem skizzierten Zusammenwirken der Klimasubsysteme, Problemkomponenten, Wir- 
kungsebenen und -fristen folgt, daß Eingriffe in die Atmosphäre oder andere Ökosysteme so- 
wohl direkt wie indirekt Einfluß auf den globalen Stoff- und Energiehaushalt haben und daher 
Verursachungszusammenhänge nur schwer eindeutig zu verorten sind. Auch können die Ursa- 
chen anthropogener Klimaveränderungen nicht einem Stoff oder einer isolierten menschlichen 
Aktivität und ihre Auswirkungen nicht allein einem der anthropogenen Einflüsse zugerechnet 



40 Die bekanntesten Studien wie etwa von Nordhaus 1991, Cline 1992 und Fankhauser/Pearce 1994 gehen 
dabei von Einzelstudien zur USA oder einigen anderen Industrieländern aus, auf Entwicklungsländer beziehen 
bislang kaum Studien. Vgl. hierzu und zur Problematik der Klimafolgenabschätzung im einzelnen die kritischen 
Übersichten zur einschlägigen Literatur bei Rohner/Edenhofer 1996, Bauer 1993 sowie Loske 1997: 181ff.. 

41 Vgl. hierzu EK 1994: 197ff. und Kane/Rei I ly/T obey 1992 sowie die dort zitierten Studien. 

42 Höhere Temperaturen sind darüber hinaus nur dann mit höheren Erträgen verbunden, wenn sie mit höheren 
Niederschlägen einhergehen (Parry/Swaminathan 1992: 116ff.). Die u.U. gravierenden forstwirtschaftlichen 
Verluste in den gemäßigten und höheren Breiten durch den befürchteten Klimastreß der Wälder könnten mög- 
liche landwirtschaftliche Ertragszuwächse überkompensieren. 'Yet, any expectation of economic gains in nort- 
hern countries would be fallacious' (Fankhauser/Pearce 1994: 72). 

43 Vgl. hierzu auch IPCC 1996: §3.3. 
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werden. Zwar ihn unterschiedlicher Form und Intensität, sind aber doch letztlich die gesamten 
Wirtschaftsabläufe betroffen, da Klimaveränderungen mit Input-, Throughput- als auch Outputs- 
trömen von Produktions- und Konsumtionsprozessen Zusammenhängen (Rohner/Edenhofer 
1996: 153). Sie sind außerdem abhängig von der Form und Qualität ökonomischer Bestands- 
größen, etwa der Beschaffenheit agrarischer Flächen und der Struktur ganzer Branchen, wie 
Energiewirtschaft, Verkehr, Chemie und Landwirtschaft. 

Eine klare Nord-Süd-Diskrepanz weisen auch die Ursachen des Klimawandels auf. Laut Kli- 
maforschung macht die Nutzung fossiler Ressourcen im Energie- und Verkehrssektor weltweit 
einen Anteil von ca. 50% aus, die chemische Produktion von FCKW etc. 20%, die Vernichtung 
der Wälder ca. 15% und die Landwirtschaft ebenfalls15% (EK 1995: 76). Mit Blick nur auf den 
Treibhauseffekt und die C02-Emissionen bilden die Verbrennung fossiler Energieträger (80%) 
und die Zerstörung tropischer Wälder (20%) allein die Ursachen (Loske 1997: 43). Diese 
Struktur läßt sich für die zurückliegenden Jahrzehnte bis zu einem gewissen Grad mit den so- 
zioökonomischen Strukturunterschieden von Industrie- und Entwicklungsländern zur Deckung 
bringen, so daß den Industrieländern bislang 80% des anthropogenen Treibhauseffekts, den 
Entwicklungsländern 20% angerechnet wird (Loske 1997: 24). Während aber in den OECD- 
Ländern 50% der Treibhausgase im industriellen Bereich entstehen, stammen sie in Entwick- 
lungsländern zum überwiegenden Teil aus Vernichtungsprozessen von Biomasse und der 
Landwirtschaft. Kohlendioxid-, -Monoxid-, Stickoxid- und Methanemissionen als Ergebnis von 
Verbrennungs- und Degradationsprozessen in den tropischen Wäldern tragen dabei wesentlich 
zur globalen Erwärmung und der Aerosolbildung bei. 44 Die systemischen Wechselwirkungen 
von Biosphäre und Atmosphäre beim Treibhauseffekt machen länder- oder regionenbezogenen 
Zurechnungen allerdings schwierig, da nicht nur Emissionsmengen freigesetzt, sondern auch 
Emissionsbindungskapazitäten vernichtet werden. 45 

Die Ozonschichtzerstörung geht dagegen eindeutig und nahezu ausschließlich auf Industrie- 
länder zurück. Die FCKW-Emissionen sind zu ca. 95% den Industrieländern anzurechnen (EK 
1995: 81), unter Berücksichtigung der Zeitverzögerungen von bis zu mehreren Jahrzehnten 
zwischen Emission und Wirkung erhöht sich dieser Anteil sogar auf 99%. Der Norden hat auch 
den überwiegenden Anteil an den verschiedenen Luftschadstoffen zu verantworten. Der Anteil 



44 Zur Zerstörung der Tropenwälder vgl. Abschnitt 4.2. Die anthropogenen Methanemissionen stammen zu 40% 
aus Industrieländern, Hauptemittent weltweit ist Asien mit seinen großen Naßreisanbauflächen (Loske 1997: 
57). Mit zunehmender Energieproduktion, Massentierhaltung und wachsendem Müllaufkommen ist von einem 
weiteren weltweiten Anstieg der Methanemissonen auszugehen, wobei OECD-Anteil wohl zurückgehen wird 
(IPCC 1992a, Tab. A3.7 u. A3.11: 81 bzw.91). 

45 Verschiedene Berechnungsmethoden für die länderspezifischen absoluten Mengen an C02-Emissionen und 
die Senkenkapazität führen hier zu stark voneinander abweichenden Länderrangfolgen (SEF 1993: 285 und 
EK 1995: 117). Im Pro-Kopf-Vergleich bleibt die Diskrepanz von Industrie- und Entwicklungsländern trotz un- 
terschiedlicher Berechnungsmethoden deutlich: Die USA verbrauchte 1990 20t CO 2 pro Kopf und Jahr, Brasi- 
lien 1,4t C0 2 (EK 1995:117). 
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der Entwicklungsländer am Verbrauch fossiler Brennstoffe und den weltweiten C02-Emissionen 
gegenüber den Industrieländern wird allerdings pro Kopf und absolut beschleunigt zunehmen. 
„Bereits im Jahr 2010 werden sie 43% des COMusstoßes - und damit mehr als die OECD- 
Länder (42%) - zu verantworten haben“ (SEF 1997: 258). Insgesamt liegt die Hauptverantwor- 
tung für gegenwärtige und zukünftige Klimaveränderungen aber bei den Industriestaaten. We- 
gen der Anreicherungsmechanismen gilt dies auch in den Fällen, wo in Industrieländern rück- 
läufige oder verlangsamte Belastungstrends zu verzeichnen sind. 4 « 

2.2 Klimapolitik als Problem wirtschaftlichen und staatlichen Handelns 

Mit der vorangegangenen Skizze sind die wesentlichen Aspekte von Klimasystem, Klimaverän- 
derungen und Veränderungswirkungen benannt, an denen sich die Probleme gesellschaftlichen 
und politischen Handelns festmachen. Diesbezügliche Defizite gegenüber diesen Problement- 
wicklungen sind Gegenstand der zunehmenden sozialwissenschaftlichen Klimaforschung. 47 Um 
diese Seite der Problematik zu skizzieren und meine Herangehensweise an das klimapolitische 
Arrangement des Klima-Bündnisses einzuordnen, gehe ich auf einige grundlegende Aspekte 
klimapolitischer Analysen verschiedener Sozialwissenschaften ein. Dabei beschränke ich mich 
an dieser Stelle auf theoretisch wie geographisch übergreifende Ansätze, da der engere theore- 
tische Kontext im Rahmen der Begründung meines methodischen Ansatzes in Kapitel 3 und der 
jeweils für Amazonien und Europa relevante klimapolitische Kontext in den Kapitel 4 und 5 dar- 
gelegt werden wird. 48 

2.2.1 Marktversagen 

Die wirtschaftswissenschaftliche Sicht auf das Klimaproblem macht u.a. gesellschaftliche 
Strukturen deutlich, die den anthropogenen Klimawandel bedingen und klimapolitisches Han- 
deln bestimmen. Dazu soll an dieser Stelle auf den konzeptionellen Rahmen der herrschenden 
Lehre, die neoklassische Umweltökonomik, zurückgegriffen werden. Ihr Grundkonzept ist das 
der Umwelt als Allmende („commons“) bzw. als öffentliches im Gegensatz zum privaten Gut, 
von dessen Nutzung niemand ausgeschlossen werden kann. Korrekterweise kann im Falle des 



46 Betrachtet man die kumulierten Emissionen der Jahre 1950 - 1986, die als Anreicherungszeitraum für die 
gegenwärtigen Treibhausgaskonzentrationen gelten können, beträgt der Anteil der Industrieländer ca. 82% 
(EK 1995:115). In historischer Perspektive tragen Industrieländer sogar die nahezu ausschließliche Verant- 
wortung für die anthropogenen Klimaveränderungen (Loske 1997. 58). 

47 Unter dem Begriff Sozialwissenschaften werden hier auch die Geisteswissenschaften gefaßt. Im Verhältnis zu 
Umfang und Dynamik der naturwissenschaftlichen Klimaforschung nimmt sich diese Seite wissenschaftlicher 
Erkenntnis allerdings immer noch sehr bescheiden aus. 

48 Hier geht dann auch ein, was z.Zt. an internationaler bzw. globaler Klimapolitik entsteht - streng genommen ist 
das Feld Klimapolitik bislang wissenschaftlich noch nicht abgegrenzt. Vgl. hierzu Brauch 1996a: 322ff. Eine 
globale Klimapolitik, die für Amazonien wie Europa gelten würde, zeichnet sich erst seit dem Kyoto-Protokoll 
zur Klimarahmenkonvention von 1997 ab. 
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Klimas bzw. der Atmosphäre nicht von einem reinen öffentlichen Gut gesprochen werden, da im 
Unterschied zu diesem die Verfügbarkeit einer bestimmten Klimaqualität von der Zahl der Nut- 
zer bzw. der Art der Nutzung abhängt. Treffender wäre von daher die Bezeichnung common 
pool resource, die sich durch die "subtractability of resource units" von prinzipiell unbegrenzt 
nutzbaren öffentlichen Gütern unterscheiden. Das Allmendekonzept geht insofern fehl, als es 
ein Gemeineigentum und kollektive Nutzungsregeln voraussetzt, die bzgl. des Klimas bzw. der 
Atmosphäre gerade fehlen. Das Klimaproblem ist also nicht Teil der „Tragödie der Allmende“ 
(Hardin 1968), sondern ein Fall des open-access-Problems, einer Ressource ohne Zugangsbe- 
schränkung. 49 

Aus den fehlenden Eigentums- und Nutzungsregeln ergibt sich für das Klima das als Tritt- 
brettfahrer-Dilemma bezeichnete Problem, daß entsprechende Güter für das mikroökonomisch 
rational handelnde Wirtschaftssubjekt einen Anreiz zur erhöhten Nutzung ohne Gegenleistung 
bzw. ohne Aufwendungen zu seiner (Wieder-)Herstellung darstellen, aufgrund der Erwartung, 
daß auch andere Nutzer gemäß des individuellen Nutzenkalküls auf diese Weise ihre Kosten zu 
minimieren suchen. 50 Konsequenz dieser mikroökonomischen Handlungsrationalität ist die 
Übernutzung bzw. mangelnde (Wieder-) Herstellung des öffentlichen Gutes und der sich daraus 
ergebende volkswirtschaftliche Wohlfahrtsverlust durch die entstehenden langfristigen bzw. 
anderen Gesellschaften aufgebürdeten wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Schadensko- 
sten. 51 Aus dem mikroökonomischen Kalkül ergibt sich theoretisch und praktisch ein Versagen 
der Institution des Marktes gegenüber dem Klimaproblem, das auch bei anthropogenen Klima- 
veränderungen den Ausgangspunkt für politisches Handeln darstellt: die anthropogenen Kli- 
maeingriffe nehmen beschleunigt zu, ohne daß die wirtschaftlichen Akteure, Produzenten wie 
Konsumenten, als Nutzer in irgendeiner Form in die Verantwortung für Andere oder für spätere 
Generationen genommen würden. 

2.2.2 Staatsversagen 

Zur Aufhebung des Marktversagens wird das neoklassische Modell um eine hegemoniale In- 
stanz erweitert, die staatliches Handeln abbilden soll. Dieses hat im Rahmen der gesetzten 



49 Vgl. hierzu u.a. Siebert 1998, Bromley 1992a, Oakerson 1992 und Ostrom 1990. Der Fall liegt freilich noch 
komplizierter. Während es sich bei der COMufnahmekapazität der Atmosphäre um eine Ressource handelt, 
für die bislang keinerlei Eigentums- oder Nutzungsregeln existieren, sind viele Emissionssenken der Biosphäre 
wie bspw. Wälder oft staatlich oder privat angeeignete Güter und bestimmte klimarelevante Absorptionskapa- 
zitäten der Atmosphäre unterliegen bereits ebenso Nutzungsregeln. Vgl. hierzu Fischer 1996: 80ff. 

50 Im Ausgangsmodell der Neoklassik stellen Umweltbelastungen zunächst ökonomische Effekte zwischen zwei 
Nutzern eines öffentlichen Gutes dar, d.h. es treten Wohlfahrtseinbußen eines Akteurs (Betroffener) aufgrund 
der wirtschaftlichen Nutzung eines anderen Akteurs (Verursacher) auf. Da die wirtschaftlich negativen Folgen 
für den Betroffenen nicht in die betriebswirtschaftliche Kostenrechnung des Verursachers eingehen, spricht 
man von Umweltbelastungen als negativen externen Effekten. 

51 Vgl. allgemein Olson 1968; speziell zur Klimaproblematik Klemmer/Werbeck/Wink 1993 und Bauer 1993. 
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marktwirtschaftlichen Ordnung in Form wirtschafts- bzw. umweltpolitischer Instrumente (Preis- 
oder Mengenpolitik) den Allokationsmechanismus des Marktes wieder herzustellen. Führen 
heimische wirtschaftliche Prozesse zu Nutzungsverlusten im Ausland, spricht man von grenz- 
überschreitenden negativen externen Effekten und sieht in einer volkswirtschaftlichen Betrach- 
tungsweise die beiden Länder als Akteure bzw. ihre staatlichen Instanzen und es bedarf einer 
zwischen- oder überstaatlichen Regulierungsinstanz (Sauernheimer/Ködding 1995: 70). 
Ozonabbau, Treibhauseffekt und der Klimawandel insgesamt stellen nun allerdings als globale 
bzw. transnationale externe Effekte eine neue Qualität dar, da sie prinzipiell alle Länder in rezi- 
proker Weise betreffen. 52 Ein globaler Hegemon existiert nicht. Verhandlungs-, Abstimmungs- 
und Kontrollprozesse zwischen den betroffenen Akteuren als Alternative zur zentralistischen 
Lösung aber ziehen Kosten in einem Ausmaß nach sich, daß solche Transaktionen im rationa- 
len Kalkül der Wirtschaftsakteure tendenziell als ineffizient erscheinen müssen und von daher 
nicht eingeleitet werden. Im Teilbereich des Ozonproblems wurde hier eine Verhandlungslösung 
durch die nationalen Staatsregierungen erzielt, da u.a. die Zahl der Beteiligten relativ gering, der 
Ursache-Wirkungs-Zusammenhang relativ klar und auf wenige synthetisch hergestellte chemi- 
sche Verbindungen reduzierbar war. Vor allem aber sind die FCKWs substituierbar, und dies 
mit begrenztem Kostenaufwand. 53 Dennoch besteht das Ozonproblem weiter, ganz zu schwei- 
gen von der ungelösten Treibhausproblematik. 

Entscheidende Hürde für klimapolitisches Handeln sind aber neben den Transaktionskosten 
vor allem die Kosten-Nutzen-Relationen von klimaschützenden Maßnahmen, wobei der Nutzen 
des Klimaschutzes in der Theorie den Folgekosten des Klimawandels gleichgesetzt wird. Die 
Vielzahl der betroffenen Akteure und die reziproken Wirkungen allein schon innerhalb des Kli- 
masystems erschweren plausible klimabezogene Schadens- und Vermeidungskostenkalküle 
gegenüber anderen umweltpolitischen Fragen nochmals drastisch. Die Reduktion des Klima- 
problems auf die Belastung allein der Atmosphäre und hier auf den C02-Mechanismus hilft, 
wirtschaftswissenschaftliche Modelle anzuwenden und wird von der Ökonomik daher - meist 
stillschweigend - vorausgesetzt. Synergetische Effekte zwischen einzelnen Stoffströmen und 
klimatischen Subsystemen bleiben so jedoch außen vor. 54 Auf der Grundlage dieser verein- 
fachten Sicht läßt sich das Klimaproblem in das Konstrukt eines Marktes für CO 2 - 
Emissionsrechte übersetzen, die im Gegensatz zu komplexen sozialökologischen Systemzu- 
sammenhängen quantifizierbar, teilbar, monetarisierbar und handelbar sind. "Die mit Kosten 
verbundene Emissionsverringerung eines jeden Landes ist dann ein internationales öffentliches 
Gut" (Sauernheimer/Ködding 1 995: 71 ). Auf diesen Ansatz steuert denn auch die globale Klima- 



52 Aufgrund der Darstellung in 2.1 erscheint der Begriff transnationale Effekte angemessener, den etwa auch 
Sauernheimer/Ködding (1995: 70) - wenn auch nicht konsequent - heranziehen. 

53 Vgl. zur Ozonpolitik Benedick 1991. 

54 Vgl. stellvertretend Klemmer/Werbeck/Wink 1993 bzw. Sauernheimer/Ködding 1995. 
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mapolitik z.Zt. zu, allerdings wird sie dabei neben vielen Problemen auch von der sachlichen, 
räumlichen und zeitlichen Komplexität des Klimaproblems wieder eingeholt werden, die auch 
dem ursprünglichen Marktversagen zu Grunde lagen. 55 

Auf der Basis der reduzierten Problemsicht und dem kurzfristigen ökonomischen Kalkül neigt 
die neoklassische Umweltökonomik - und mit ihr die dominierende wirtschaftliche und ge- 
sellschaftliche Diskussion - allerdings noch zusätzlich „zu einer systematischen Überschätzung 
der gegenwärtigen Vermeidungskosten von CO 2 und einer ebenso systematischen Unterschät- 
zung des langfristigen Nutzens von Klimaschutz“ (Loske 1997: 180). 56 Damit führt die herr- 
schende ökonomistische Betrachtung zu starken Vorbehalten gegenüber jeglichen klimapoliti- 
schen Vorsorgemaßnahmen und leistet damit wenig zur Formulierung klimapolitischer Ziele. Für 
die kosteneffiziente Erfüllung klimapolitischer Ziele wird im Rahmen der skizzierten vereinfa- 
chenden Sicht des Klimaproblems eine wachsende Bedeutung und Kapazität ökonomischer 
Analysen und Instrumente gesehen. 57 Diese Ziele müssen allerdings auf internationaler Ebene 
erst noch gefunden und fest vereinbart werden. 

Offenkundig sind ökonomische und außerökonomische Rahmenbedingungen wie unklare Ei- 
gentums-, Besitz- und Nutzungsrechte und prohibitive Transaktionskosten von Verhandlungen 
wesentliche hemmende Faktoren für anwendbare und angemessene wirtschaftliche und gesell- 
schaftliche Entscheidungs- und Handlungsmodelle. Herrschende Standards im wirtschaftlichen 
Kalkül wie z.B. Diskontierungsraten sind durch kurzfristiges, monetäres und mikroökonomisches 
Effizienzdenken für die langfristigen zukünftigen Nutzenvorteile von Umweltschutzmaßnahmen 
ungeeignet. 58 Allgemein fehlt es an geeigneten Entscheidungsregeln und Verfügungsrechten, 
d.h. institutioneilen Steuerungsmustern. 59 So ist davon auszugehen, daß die ökologische Unsi- 
cherheit und Ungewißheit des Klimaproblems und konkurrierende Anreizsysteme die Effektivität 
und Effizienz umweltökonomischer Instrumente entscheidend beeinträchtigen können (Gawel 
1995: Gif.). 60 



55 Dies zeigt etwa die Frage der Einbeziehung von Senken in den Emissionshandel, die seit den Klimaverhand- 
lungen von Kyoto 1997 und Buenos Aires 1998 auf der Agenda sind. Vgl. hierzu WBGU 1998. 

56 Ähnlich Bauer 1993 und Rohner/Edenhofer 1996. Loske begründet dies im wesentlichen mit der Abwertung 
von Zukunftsoptionen bzw. der Kurzzeitorientierung ökonomischen Denkens durch unangemessene Abdis- 
kontierungsraten, der Ignoranz gegenüber Risiken und der Annahme weitgehender Substitutierbarkeit von 
Natur durch Kapital (Loske 1997: 152ff.). Vgl. hierzu auch seine ausführliche Darstellung und Diskussion öko- 
nomischer Folge- und Vermeidungskostenanalysen (1997: 181ff.). 

57 Vgl. hierzu ausführlich Loske (1997: 180). 

58 Für institutioneile Reformen plädieren selbst die Vertreter marktorientierter Lösungen der neoklassischen Um- 
weltökonomik angesichts globaler Umweltherausforderungen (Vgl. Klemmer/Werbeck/Wink 1993; Sauernhei- 
mer/Ködding 1995). 

59 Die vorliegende Untersuchung greift daher auf institutionentheoretische Ansätze zurück (Kapitel 3), zum insti- 
tutionenökonomischen Hintergrund speziell vgl. Abschnitt 3.3. 

60 So erscheint u.a. eine allein auf CC> 2 -Emissionen fixierte Treibhauspolitik aufgrund der Mehrschadstoff-Struktur 
des Treibhausproblems wirtschaftlich als ineffizient (Michaelis 1997: 329ff.). 
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Eine zweite Art außerökonomischer Handlungsbedingungen sind die zunehmend pluralen 
Entscheidungsstrukturen: sie prägen im Gegensatz zur traditionellen wirtschaftswissenschaftli- 
chen Annahme klarer hierarchischer Verhältnisse zunehmend die einzelnen wirtschaftlichen 
Akteure - Unternehmen, Haushalte, Staat -, die Beziehungen zwischen diesen und die interna- 
tionalen Handlungsstrukturen (Furubotn/Richter 1996). Gerade die beiden letztgenannten 
Aspekte charakterisieren die Klimaproblematik als transnationale Herausforderung. Die Model- 
lierung von Nationalstaaten als alleinige umweltökonomische Akteure mit eindeutig identifizier- 
baren und konsistenten Präferenzordnungen ist daher realitätsfremd. 61 

Die Überforderung des Nationalstaats angesichts der transnationalen Problem- und Akteurs- 
struktur und falscher bzw. sich kontraproduktiv überlagernder Anreizsysteme ist auch das Er- 
gebnis der Policy-Analysen zur Klimaproblematik. Die komplexe Verschränkung und konfliktive 
Mischung von Interessenlagen und Machtebenen behindern gemäß politikwissenschaftlichen 
Erkenntnissen zudem die Herausbildung neuer Ordnungsstrukturen jenseits der klassischen 
nationalstaatlichen Politik. 62 Die Analysen zeigen zwar Handlungsspielräume in den internatio- 
nalen Klimaverhandlungen auf, indem gegenüber sogenannten Verursacher- auch Betroffenen- 
und Helferinteressen deutlich gemacht werden. 63 Verursacherinteressen werden von denjenigen 
Gruppen vertreten, die maßgeblich zur Entstehung des Treibhauseffekts beitragen (etwa An- 
bieter und Verbraucher fossiler Energien), Betroffeneninteressen von besonders durch die Kli- 
maveränderungen Geschädigten (etwa Insel- und Küstenbevölkerung) und Helferinteressen von 
Nießnutzern einer aktiven Treibhauspolitik (etwa Anbietern energiesparender Technologien). 
Doch aufgrund der strukturell mit dem industriellen Wachstums- und Entwicklungsmodell ver- 
bundenen Ursachen des Klimawandels sind die Verursacherinteressen dominant, und die mitt- 
lerweile eingetretene Differenzierung der gegenläufigen Interessen zwischen wie innerhalb der 
beteiligten Staaten ergibt eine Vielfalt von Verhandlungskonstellationen, die jeden klimapoliti- 
schen Fortschritt zur Zeit verhindern. 

2.2.3 Globalisierungs- und Fragmentierungsprozesse 

Quer zu den Theorien des Markt- und Staatsversagens erscheint das Problem anthropogener 
Klimaveränderungen und der Defizite aktiver Klimapolitik in den Sozialwissenschaften als Folge 
der Globalisierungsproblematik. Die Herausbildung einer Weltmarktwirtschaft, die spätestens 
seit den politischen Umbrüchen in den ehemaligen staatssozialistischen Ländern sämtliche Fi- 
nanz-, Faktor- und Gütermärkte erfaßt, löste wirtschaftliche Verflechtungsschübe aus, die man 



61 Entsprechend unzulänglich bleiben daher auch spieltheoretische Modellierungen internationaler Verhand- 
lungssysteme im Umweltbereich. Einen Überblick hierzu liefert Finus 1997. 

62 Vgl. hierzu theoretisch ausführlicher Kap.3. Zu internationalen Verhandlungen vgl. etwa Benedick (1991), 
Oberthür (1993), Rowlands 1995, Paterson 1996, Mintzer/Leonard 1996 und Loske 1997. 

63 Diese Kategorien hat Prittwitz entwickelt, vgl. hierzu Prittwitz 1994. 
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seit den 80er Jahren mit dem Begriff der Globalisierung zu erfassen sucht. Die mit dieser öko- 
nomischen Entwicklung verbundene Verbreitung von technischen, sozialen und kulturellen Mu- 
stern der marktbeherrschenden Industrieländer steigert und verbreitert auch den ökologischen 
Problemdruck. Allerdings wird mit der Globalisierung auch der ökologisch umfassende Charak- 
ter und die gesamtgesellschaftliche Verursacherstruktur der Klimaproblematik für die funktional 
äußerst segmentierten politischen Bearbeitungsstrukturen sehr viel deutlicher - der Aufstieg der 
Konzepte von globaler Umweltpolitik und nachhaltiger Entwicklung sind ohne Globalisierung- 
stendenzen nicht denkbar. 

Auch für die weltweite Ausbreitung von konkreten Lösungsansätzen werden aufgrund der 
technischen und ökonomischen Entwicklungen bessere Chancen gesehen. 64 Außerdem wird 
zunehmend darauf hingewiesen, daß das Konzept der Globalisierung gekennzeichnet ist durch 
die Unsicherheiten über Verlauf und Konsequenzen dieses Prozesses und daß seine entspre- 
chende Interpretation stark interessengeprägt ist. 65 Dem Bild von der globalen Vereinheitlichung 
von Märkten und der Ersetzung lokaler durch globale Transaktionen sei empirisch die Segmen- 
tierung von Märkten entgegenzuhalten, weshalb eher davon gesprochen werden sollte, daß 
sich die Entscheidungshorizonte globalisieren und die Konditionen 'lokalen' Handelns von glo- 
balen Bedingungen bestimmt werden (Wiesenthal 1996: 2ff.). 

Globalisierung ist danach nicht mit dem Bedeutungsverlust lokaler, regionaler und nationaler 
Standortdifferenzen gleichzusetzen, sondern hat u.a. die Akzentuierung der Standorte zur Fol- 
ge. 66 Insofern ist das Problem des Klimawandels nicht nur im Hinblick auf seine materielle öko- 
logische und sozioökonomische Struktur global und fragmentiert zugleich, sondern auch im 
Blick auf die Wahrnehmungen, Interessen und politischen Handlungsstrukturen, die mit ihm 
verbunden sind. Insofern bilden sich neben neuen globalen Strukturen auch eine Fülle von neu- 
en Regulierungsstrukturen unterhalb dieser Ebene und zwischen diesen beiden Sphären aus, 
deren Potential für aktive Klimapolitik noch nicht zu überblicken ist. Diese mit der Globalisierung 
gegenläufig verbundene Fragmentierung oder Regionalisierung wird insbesondere in Konzep- 
ten des postfordistischen Regulationsansatzes betont, auf den ich in Kapitel 3 näher eingehe. 
Nicht nur dort wird in diesem Zusammenhang auch von Transnationalisierung gesprochen, um 
auf die Doppelbewegung von Globalisierung und Fragmentierung zu verweisen. 67 

Diese ambivalenten Trends prägen in ganz entscheidendem Maße auch die jeglichem gesell- 
schaftlichen und politischen Handeln vorgelagerte Problemwahrnehmung Wie soziologische, 
psychologische und pädagogische Beiträge zur Klima- und Umweltforschung außerdem aufzei- 
gen, ist das Klimaproblem im großen und ganzen nicht sinnlich wahrnehmbar, wirkt als räumlich 



64 Vgl. hierzu etwa Jänicke 1998 

65 Vgl. hierzu etwa Wiesenthal 1996, Altvater 1996, Dahrendorf 1998, Robertson 1998. 

66 Vgl. hierzu u.a. Forschungsgruppe Weltgesellschaft 1996. 

67 Vgl. hierzu etwa Princen/Finger 1994: 217. 
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und zeitlich fernes „Problem“ nicht motivierend, erscheint abstrakt und hochkomplex. Für die 
Öffentlichkeit ist es allein „real“ in den Massenmedien. „Weil das so ist, haben wir Probleme, 
das Thema zu transportieren und Konsequenzen daraus zu ziehen“ (de Haan 1998: II). 68 Das 
Klimaproblem als solches ist daher schwer politisierbar (Jänicke 1996: 14). Im politischen Dis- 
kurs wird es deshalb nach Becker gezielt auf eine einfache „politische Klimahypothese“ redu- 
ziert: „Zu hohe C02-Emissionen erzeugen globalen Temperaturanstieg. Diese Simplifizierung 
ermöglicht politisches Handeln und das Verknüpfen lokalen Handelns mit globalen Problemen“ 
(Becker 1996: SS). 69 Andererseits verbinden sich auf den verschiedenen Handlungsebenen und 
-feldern und in verschiedenen Kulturen, Lebensstilen und Disziplinen die unterschiedlichsten 
Vorstellungen und Interessen mit dem Klimaproblem. Diese ausgeprägte Anschlußfähigkeit für 
alle möglichen umweltpolitischen Themen eröffnet zwar zahlreiche Bewußtseins-, Motivations- 
und Interessenressourcen, erschwert allerdings auch eine wirklich tragfähige Verständigung auf 
Problemlösungsansätze und politische Maßnahmen - Einheitsstrategien sind mangels einheitli- 
cher Sicht nicht zu erwarten. Nicht Qualität und Menge der Information, sondern ihre Glaubwür- 
digkeit bildet hier den Engpaß (de Haan 1998). Ebenso wie im wirtschaftlichen und politischen 
Bereich fehlt es auch auf dem Gebiet der öffentlichen Bewußtseinsbildung an institutionellen 
Reformen und Lernprozessen. 



2.3 Klimaforschung als Teil von Klimapolitik - Resümee und methodische 
Schlußfolgerungen für die weitere Untersuchung 

Das Klimaproblem erweist sich weniger als Umweltproblem, sondern qualitativ und quantitativ 
als Krise von Gesellschafts-Natur-Verhältnissen . 70 Die Stabilisierung der Treibhausgaskonzen- 
trationen in der Atmosphäre, wie sie in der Klimaforschung als notwendig erachtet und in der 
Klimarahmenkonvention vereinbart ist, erfordert nach neueren Klimamodellen sofortige Emissi- 
onsreduktionen in der Größenordnung von 50-70% (IPCC 1996: §4.6), d.h. einen völligen Um- 
bau unserer wirtschaftlichen Strukturen und Lebensweisen. Das Klimaproblem begrenzt also 
den Möglichkeitsraum gesellschaftlicher und wirtschaftlicher Entwicklung, es ist ein Problem 
intra- und intergenerativer Verteilungsgerechtigkeit. 71 Es ist nur als Ineinandergreifen lokaler bis 
weltweiter Wechselwirkungen zu verstehen und als Zusammenwirken von Differenzen zwischen 



68 Ulrich Beck nennt das medial vermittelte Problembewußtsein daher „Nichterfahrung aus zweiter Hand“ (zit. bei 
Becker 1996: 59). 

69 Eine analoge Reduzierung findet auch im wissenschaftlichen Diskurs statt. Siehe hierzu den abschließenden 
Abschnitt 2.3. 

70 Zu diesem Konzept vgl. die Arbeiten des Instituts für Sozialökologie, zuletzt Wehling 1997 

71 Vgl. Schönwiese 1994a und EK 1995: 49-58. Entsprechend sind auch Ursache-Wirkungs-Analysen im we- 
sentlichen auf Plausibilitätsannahmen, Szenarien und grobe Schätzungen angewiesen, Klimafolgestudien sind 
rar, vage oder umstritten. 
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klimatischen Breiten, regionalen Ökosystemen, nationalen Ökonomien und insbesondere Nord- 
Süd-Unterschieden (Abschnitt 2.1). 

Die Krise des Gesellschafts-Natur-Verhältnisses spitzt sich im Zuge der derzeitigen wirt- 
schaftlichen Wachstums- und Globalisierungsprozesse zu. Die marktliche Steuerung versagt 
angesichts des Klimaproblems ebenso wie traditionelle Formen der politischen Steuerung, die 
vor allem an nationalstaatliche Strukturen gebunden ist und der Mehrebenenproblematik des 
Klimaproblems nicht gerecht wird. Das Problems ist schwer politisierbar, und das Problembe- 
wußtsein zerfällt in eine Vielzahl partieller Sichtweisen. Aktive Klimapolitik stellt sich daher aus 
verschiedenen sozialwissenschaftlichen Perspektiven und im Licht verschiedener theoretischer 
Ansätze als Problem des institutional learning und Institution building auf den unterschiedlichen 
Handlungsebenen und in allen gesellschaftlichen Bereichen (Abschnitt 2.2). Die differenzierte 
Rolle und das komplexe Zusammenspiel „harter“ und „weicher“ Interessen ist dabei entschei- 
dend. Vor diesem Hintergrund ist davon auszugehen, daß Klimapolitik weniger 

„eine Frage der .Lösung' der Umweltkrise sein kann: es geht vielmehr darum, eine deutlichere politi- 
sche Auseinandersetzung darüber zu erzeugen, welche Art von Entwicklung die Gesellschaft tatsäch- 
lich für wünschenswert hält“ (Hajer 1997: 122). 

Systemtheoretisch gesprochen verbindet gesellschaftliche Funktionssysteme wie Klimawissen- 
schaft, wirtschaftliches klimarelevantes Handeln und Klimapolitik die Aufgabe, die Komplexität 
der sie umgebenden Systemumwelt zu reduzieren. Trotz der spezifischen Rolle der Wissen- 
schaft als Produzent gesellschaftlicher Erkenntnisse besitzen auch wirtschaftliche und politische 
Institutionen generell eine kognitive Dimension (Douglas 1987). Die Ökonomie erweist sich ge- 
genüber dem Klimaproblem bislang allerdings als weitgehend „blind“, da eine Veränderung des 
Ressourcenmanagements kaum auf die kurzfristig ausgerichteten wirtschaftlichen Interessen 
zählen kann (2.2.1/2.2.2). Für die politischen Institutionen gilt, daß die traditionellen Muster für 
den Umgang mit den komplexen Momenten des Klimaproblems nicht angemessen sind 
(2.2.2/2.2.3). Darüber hinaus machen die veränderten gesellschaftlichen Bedingungen und 
Strukturen politischer Steuerung klimapolitisches Handeln zu einem Handeln unter äußerster 
Unsicherheit. 

Das entstehende Legitimationsdefizit politischen Handelns spiegelt sich auch in dem massi- 
ven Drang nach gesicherten Erkenntnissen und einer übereinstimmenden Wahrnehmung des- 
sen wider, was das Klimaproblem im Kern ausmacht (Müller 1994: 56). Klimahandeln besteht 
bislang weitgehend aus Klimaforschung und die machtvollste Argumentationsstrategie gegen 
klimapolitische Maßnahmen jedweder Form ist denn auch bis heute die Forderung nach siche- 
ren wissenschaftlichen Erkenntnissen. 72 Doch - wie in den vorangegangenen Abschnitten skiz- 
ziert- haben die bislang in der Wissenschaftsgeschichte einmalig massiven Forschungsbemü- 
hungen der letzten Jahre haben zwar eine Fülle von Fragen gelöst, andererseits aber auf eine 



72 Sie charakterisiert bspw. die Haltung der "Bremser* in den internationalen Klimaverhandlungen USA und 
OPEC-Staaten (vgl. Oberthür 1993). 
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Vielzahl neuer Zusammenhänge aufmerksam gemacht, die ganz neue Bereiche von Ungewiß- 
heit neben dem erworbenen Klimawissen eröffnen. 73 Trotz der umfangreichen Klimaforschung 
bestehen weiterhin viele Unsicherheiten über den Klimawandel, „eindeutige Kausalitäten und 
klare Ursache-Wirkungs-Beziehungen sind bei dem komplexen Klimaproblem in geringerem 
Maße gegeben als bei den meisten traditionellen Umweltproblemen“ (Loske 1997: 67). Eine 
wesentliche Facette dieser komplexen Problemlage ist, daß sie quer liegt zu traditionellen, 
meist an sogenannten Umweltmedien oder Schadstoffen orientierten Betrachtungsweisen in 
(wissenschaftlichen) Disziplinen und (politischen) Ressorts. Gefordert wird daher heute nach 
Jahren massiver Klimaforschung und Fokussierung auf Treibhauseffekt und energiebedingte 
C02-Emissionen, mehr zu den fach- bzw. Stoff- und systemübergreifenden Zusammenhängen 
zu forschen und die interdisziplinäre Zusammenarbeit zu forcieren (WBGU 1996: 85ff.). 74 Eine 
breitere Klimaproblemauffassung erlaubt, die sachlichen, zeitlichen und räumlichen Linkages 
verschiedener anthropogener Einflüsse wahrzunehmen und damit ökologischen Zusammen- 
hängen, aber auch Unterschieden gerechter zu werden. 75 

Einführend wurde das Bild von der Resonanz des gesellschaftlichen Systems auf die Klima- 
problematik in den drei Subsystemen Wirtschaft, Politik und Wissenschaft entworfen (vgl. hierzu 
folgende Graphik 2.1-A und B). Führt man dieses Bild hier weiter, so kann pointiert zusammen- 
gefaßt werden: die gesellschaftliche Resonanz auf das Klimaproblem in den Subsystemen Wirt- 
schaft, Politik und Wissenschaft ist durch Desinteresse auf Seiten des wirtschaftlichen Kalküls, 
Unsicherheit im klimapolitischen Handeln und Ungewißheit selbst im klimawissenschaftlichen 
Erkennen geprägt. Die folgende Graphik 2.1-C gibt diese drei Bezüge durch schwache Pfeile 
wieder. Während aber der globale Klimawandel für Forschung wie Politik eine unvergleichlich 
komplexe Aufgabe darstellt und damit in neuartigem Maß Schwächen und Grenzen dieser Er- 
kenntnis- und Steuerungssysteme verdeutlicht, gewinnen diese beiden Bereiche einen rasant 
wachsenden Einfluß aufeinander. Er ergänzt die Wechselbeziehungen zwischen dem wirt- 
schaftlichem System und dem politischem System bzw. dem wissenschaftlichen System, in 
Graphik 2.1-C dargestellt als kräftige Pfeile. 



73 Unter Unsicherheit soll im Zusammenhang von Erkenntnissen die begrenzte Möglichkeit zu Aussagen über 
Wahrscheinlichkeiten oder zur Hypothesenbildung bzgl. einzelner Zusammenhänge verstanden werden, unter 
Ungewißheit die Unkenntnis der Zusammenhänge. 

74 Wenn allerdings eben diese Institution die Aufgabe der Einbeziehung der Biosphäre in die Klimaforschung als 
Verbindung von „Klimaschutz und Senkenschutz" formuliert (WBGU 1998: Art.1), bleibt sie der meteorologisch 
und einzelstofflich orientierten Sichtweise des Klimaproblems verhaftet, die sie zu kritisieren vorgibt. 

75 Vgl. hierzu IPCC 1990 und 1992. Wegweisend ist die Studie von Crutzen/Golitsyn 1992, die auf die Gefahr 
politischer und technischer Fehlstrategien hinweist, wenn derartige Linkages nicht berücksichtigt werden. 
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Graphik 2.1 Wirtschaftliche Klimanutzung, Klimapolitik und Klimaforschung als 
interagierende Systeme 






Zum einen zeigt die Klimadiskussion wie keine gesellschaftliche Auseinandersetzung zuvor den 
überaus starken bewußten wie unbewußten Einfluß von Personen, Institutionen und Ergebnis- 
sen der Wissenschaft auf politische Strukturen und Aktivitäten. 

„Die öffentliche Thematisierung von Klimawandel als möglicher Bedrohung ging in Deutschland ein- 
deutig von der Wissenschaft aus ... Auch die Politisierung des Themas muß in diesem Fall in erster Li- 
nie der Wissenschaft zugeschrieben werden* (Engels/Weingart 1997: 92). 

Diese Feststellung gilt nicht nur für Deutschland, wie der generelle Bedeutungsgewinn des 
Schlagworts von den epistemic communities im Bereich der Klimapolitik zeigt. Hierunter sind 
Wissens- bzw. Erkenntnisgemeinschaften zu verstehen, deren Mitglieder wissenschaftliche, 
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politische und andere gesellschaftliche Akteure sind und die bestimmte kognitive Muster und 
Inhalte bzgl. der Methoden, Leitbilder, Problemvorstellungen, Strategien etc. für die Bearbeitung 
eines Problemfeldes teilen. 76 Umgekehrt läßt sich aber auch der Einfluß ganz bestimmter Grup- 
pen, Institutionen und Technologien auf die Art und Weise der Klimaproblemdefinition in den 
Wissenschaften ausmachen, wobei materielle Ressourcen, aber auch kulturelle und kognitive 
Leitstrukturen eine wichtige Rolle spielen. 77 Forciert werden in der wissenschaftlichen Arbeit 
durch entsprechend vorkonstruierte Umweltprobleme u.a. die Zentralisierung der Klimafor- 
schung, die Einschränkung ihrer Flexibilität, die Präferenz für vordefinierte technische Lösungen 
und die Zulassung allein pragmatischer politischer Lösungen (Hajer 1997: 120). Die schnelle 
Zuspitzung und anhaltende Eingrenzung des Klimaproblems auf CCVEmissionen in der For- 
schung Ende der 80er Jahre ist daher nicht unabhängig von der Machtstellung und Interessen- 
lage der Industrieländer, die ihr Wohlstandsmodell durch die Entwicklungsländer bedroht sahen 
(Bromley/Cochrane 1995). Ebenfalls spielen hier die ökonomischen Mechanismen des Wissen- 
schaftssystems im Norden eine Rolle, die den einmal gewählten Themen- und Forschungspfad 
gegenüber alternativen Klimaforschungsprogrammen begünstigen (Michaelowa 1998). Und 
auch der gesellschaftliche Hintergrund der verschärften Akzeptanzprobleme der Kernenergie 
nach dem Reaktorbrand in Tschernobyl im Frühjahr 1986 spielte eine Rolle für die Art und Wei- 
se der allerersten, stark dramatisierenden Zeitungsmeldungen in Europa im Herbst des gleichen 
Jahres (Engels/Weingart 1997: 100). 78 Neu ist dabei nicht so sehr diese Abhängigkeit, sondern 
daß diese politisch wiederum sehr einflußreiche epistemic communities betrifft und vor allem, 
daß sie in einem Umfeld größter Ungewißheit gegenüber der völlig neuartigen globalen Klima- 
problematik wirkt. 

Reflektiert man diese "Kräfteverhältnisse", unterliegt Klimaforschung prinzipiell der Heraus- 
forderung, eine stärker reflexive Haltung einzunehmen, was ihre Prämissen, ihre Methoden, ihre 
Reichweite und ihre politische Verantwortung anbelangt. Letztendlich haben sich auch Wissen- 
schaftssysteme und —Inhalte angesichts transnationaler, interdisziplinärer und interkultureller 
Probleme wie dem des Klimawandels stärker als lernende Institutionen zu begreifen. 79 Zum 
anderen wird deutlich, daß das Klima-Bündnis nicht nur als klimapolitische Institution i.S. be- 
stimmter außengerichteter Aktivitäten und materieller Veränderungen zu sehen ist. Vielmehr ist 



76 Vgl. hierzu ausführlicher Kapitel 3. 

77 Vgl. hierzu etwa Arbeiten zur Wissensgenerierung im IPCC oder der EU-finanzierten Klimaforschung von 
Wynne 1994 und Liberatore 1994. Zur Frage sozialer Konstruktionen im Klima- und Umweltdiskurs und der 
Rolle von kognitiven Leitbildern u.ä. angesichts neuartiger gesellschaftlicher Risiken vgl. u.a. Beck 1993, 
Stehr/Storch 1999, Eder 1993, Roe 1994, Engels/Weingart 1997 und Hajer 1997. Vgl. auch Abschnitt 3.4. 

78 Die Deutsche Physikalische Gesellschaft publizierte den ersten Warnaufruf in Deutschland, thematisierte allein 
die Energiestruktur als Problem und plädierte mit Verweis auf die C02-Problematik für einen Ausbau der Kern- 
energie (Engels/Weingart 1997: 100). 

79 Von einem transnationalen Problem sprechen etwa Rucht 1995: 77, Princen/Finger 1994: 218 und Sauern- 
heimer/Ködding 1995. Das Attribut des Globalen wird dagegen z.T. als mißverständlich und irreführend kriti- 
siert (Roe 1994; Lipschutz 1991). Vgl. zum Begriff des“ transnationalen" Abschnitt 3.4. 




Klimaforschung als Teil von Klimapolitik 



41 



das Klima-Bündnis auch als eine spezifische Form der Problemwahrnehmung und als eine 
kommunizierende und lernende Institution zu begreifen, die auf diese Weise nach außen und 
nach innen wirkt und andererseits ihre Konzeption und innere Konstitution erst ausbilden muß. 
Für die folgende Untersuchung hat dies zur Konsequenz, daß der Versuch etwa einer Einord- 
nung, Beschreibung und Bewertung eines Systems der Komplexitätsreduktion (hier: des Klima- 
Bündnisses) durch ein anderes (hier: der sozialwissenschaftlichen Klimaforschung) nicht von 
der Position eines wissenschaftlich abgesicherten Verständnisses ausgehen kann. Daher 
scheint es mir wissenschaftlich angemessen, sich bei der Wahl eines methodischen Ansatzes 
von der Maxime leiten zu lassen, daß hier mehrere Optionen prinzipiell möglich sind und der 
gewählte Ansatz vorläufig sein und vor allem eine heuristische, keine deterministische Funktion 
haben sollte. Daher scheint mir eine Verbindung mehrerer Theorielinien, wie sie in Kapitel 3 
dargelegt wird, nicht nur legitim, sondern vorteilhaft zu sein. Der hier gewählte institutionentheo- 
retische Ansatz, der auf das Klima-Bündnis in seinen Regimeeigenschaften zielt, besitzt den 
Vorteil, sowohl an ökonomische und politikwissenschaftliche wie an soziologische Konzepte 
anschlußfähig zu sein. 

Ein weitere wesentliche Konsequenz ist, die heterogene Struktur der Akteure, Interessen und 
Problemwahrnehmungen im Klima-Bündnis als entscheidendes Potential für eine innovative 
Klimapolitik zu verstehen, dieser Heterogenität aber dafür auch durch den Gang und die 
Schwerpunkte der Analyse gerecht werden zu müssen. Was das Klimaproblem als Bezug der 
Arbeit wie des Klima-Bündnisses betrifft, gehe ich davon aus, daß dies kein historisch, sachlich 
und weltweit eindeutig und unabhängig von Interessenlagen und kulturellen Mustern definiertes 
Problem ist. Unterschiedliche Komponenten des Problems haben auf unterschiedlichen Hand- 
lungsebenen und in unterschiedlichen gesellschaftlichen Bereichen verschiedene Bedeutungen. 
Für eine Analyse globaler Klimapolitik generell, insbesondere aber für eine Untersuchung des 
Klima-Bündnisses als einer Allianz kulturell, wirtschaftlich und sozial höchst heterogener Akteu- 
re, sind daher die Unterschiede der gesellschaftlichen Kontexte und der daran gebundenen 
Wahrnehmungs- und Umgangsweise mit dem Klimaproblem ganz entscheidend. Daher ist eine 
ausführliche Darstellung der Unterschiede angebracht, im folgenden vor allem in Kapitel 4 und 
5. Außerdem orientiere ich mich bei der Analyse der Institution selbst in Kapitel 6 und 7 vor al- 
lem an kollektiv verfaßten und allgemein zugänglichen schriftlichen Dokumenten, um den Inter- 
pretationspielraum einzugrenzen. 

Schließlich ist von vornherein zu konstatieren, daß die Untersuchung nur einen begrenzten 
Ausschnitt des Gegenstands beleuchten kann. Sie bewegt sich auf der Gesamtebene des Kli- 
ma-Bündnisses und leistet keine empirischen Fallstudien zu einzelnen Mitgliedern, Ländern, 
Handlungsfeldern oder Maßnahmen. Sie beleuchtet die indigene Seite weniger als die europäi- 
sche Seite, da erstere sehr schwer zugänglich ist. Und sie fragt nach der konzeptionellen, orga- 
nisatorischen und praktischen Umsetzung eines ganz bestimmten Anspruchs des Klima- 
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Bündnisses und kann daher eine Vielzahl von Klima-Bündnis-Einflüssen und -Wirkungen nicht 
erfassen. All dies steht eindeutigen, endgültigen und direkt handlungsleitenden Schlußfolgerun- 
gen entgegen, und da sich das Klima-Bündnis noch im Aufbau befindet und keine zeitliche Di- 
stanz zwischen Forscher und politischem Gegenstand gegeben ist, wären Schlußfolgerungen 
dieser Art u.U. auch problematischer als vorsichtige Einschätzungen. 




„Global denken, lokal handeln“ 
Motto alternativer Kommunalpolitik Anfang der 80er Jahre 



„ Think locally, act globally“ 
Stefano Varese 1991 zum Leitbild indigener Politik 

„Mein emphatischer Gebrauch des Begriffs der Glokalisierung hat sich zunächst aus der Wahrnehmung entwik- 
kelt, daß es in der Diskussion um Globalisierung wesentliche Schwachpunkte gibt Ich wollte die alte Gewohnheit 
vermeiden, von einer notwendigen Spannung zwischen den Begriffen der Globalisierung und der Lokalisierung 
auszugehen. Statt dessen habe ich die Ansicht vertreten, daß das Schaffen und Einbeziehen von Lokalität mit 
Globalisierung - in ihrer allgemeinsten Bedeutung der Verdichtung der Welt- immer gemeint war 

und zunehmend gemeint ist“ 
Roland Robertson 1998:215 



3 Institutionentheoretische Zugänge zur Analyse 
des Klima-Bündnisses 

Auf der Basis der forschungsleitenden Fragestellung und erkenntnistheoretischen Grundhaltung 
sowie vor dem Hintergrund der skizzierten Genese des Klima-Bündnisses und der Charakteri- 
stika von Klima- und Klimapolitikproblem läßt sich nun ein methodischer Ansatz für die weitere 
Untersuchung eingrenzen. Die Schritte hierzu sind in Abschnitt 3.1 skizziert, wobei der Institu- 
tionen- begriff umrissen werden soll, der den weiteren Überlegungen zu Grunde liegt. Als Er- 
gebnis zeichnet sich die Einordnung des Klima-Bündnisses als transnationaler Regimebil- 
dungsprozeß ab. Diese Zuordnung wird im Licht verschiedener institutionentheoretischer An- 
sätze begründet und erläutert. Abschnitt 3.2 skizziert zunächst den regulationstheoretischen 
Zugang zur Debatte um die Herausbildung transnationaler Governance-Strukturen, der vor al- 
lem helfen soll, das Klima-Bündnis im Kontext sozioökonomischer Entwicklung zu verorten. In 
Abschnitt 3.3 wird die auf Regime und Vertragsbeziehungen i.S. von govemance gerichtete 
Herangehensweise der Institutionenökonomie referiert. Vor dem Hintergrund des sozioökono- 
mischen Rahmens soll sie vor allem dazu beitragen, die Interessenstruktur und -dynamik des 
Klima-Bündnisses zu beleuchten. Schließlich werden in Abschnitt 3.4 die klassische Konzeption 
der politikwissenschaftlichen Regimeanalyse incl. jüngerer Modifikationen als Grundlage für die 
Analyse der Inhalte und Formen des Klima-Bündnisses zusammengefaßt. Als Ergebnis der 
theoretischen Abrisse gilt es in Abschnitt 3.5 abschließend Schritte und Schwerpunkte der wei- 
teren Vorgehensweise festzulegen. 

3.1 Schritte zur Eingrenzung des methodischen Ansatzes 

Wie bereits in Kapitel 2 gezeigt wurde, ist das Klima-Bündnis als soziales Artefakt zu sehen, 
das Ende der 80er, Anfang der 90er Jahre in Reaktion auf die gesellschaftliche Wahrnehmung 
des Risikos anthropogener Klimaveränderungen und auf die Defizite der sich herausbildenden 
Klimapolitik entstand. Auf der allgemeinsten Ebene kann es daher systemtheoretisch als 
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selbstorganisierendes System mit der Aufgabe der Komplexitätsreduktion im klimapolitischen 
Funktionsbereich der Gesellschaft beschrieben werden. Um der Frage nach Aufbau und Ge- 
samtentwicklung des Klima-Bündnisses gerecht zu werden, ist diese systemtheoretische Sicht 
als grundlegende Erkenntnishaltung einem situativen oder subjektorientierten Blickwinkel vor- 
zuziehen. 

Die Herausbildung des Systems „Klima-Bündnis“ kann aber konkreter als Genese einer neu- 
artigen gesellschaftlichen Institution bzw. eines institutioneilen Arrangements bezeichnet wer- 
den. Unter Institution verstehe ich hier ein formelles oder informelles Regelsystem, das soweit 
allgemeine Anerkennung erlangt, daß damit wechselseitige Verhaltenserwartungen verknüpft 
sind und dessen Zweck in der Strukturierung sozialen Handelns liegt. Dabei lehne ich mich eher 
an die wirtschaftswissenschaftliche Interpretation von Institutionen als freiwillig akzeptierte, sich 
durch Handlungsroutinen herausbildende Regeln zur Steuerung an als an die soziologische 
Interpretation von Institutionen als sozial vorgegebenen, internalisierten Verhaltensmustern . 1 
Der Begriff des institutionellen Arrangements betont gegenüber dem Institutionenbegriff den 
Aspekt, daß hier Facetten sowohl hierarchischer, konkurrenzförmiger, kommunitarischer und 
assoziativer Ordnung in spezifischer Weise verbunden und „arrangiert“ werden. Dies trifft für 
das Klima-Bündnis ebenso zu wie sein Erscheinungsbild sowohl als kollektiver unmittelbar 
handlungsfähiger Akteur (Organisation) wie auch als (selbstverpflichtende) Vereinbarung zu 
Koordination und Kooperation (Vertrag). Von dieser Betrachtungsebene her ergibt sich die An- 
knüpfung an institutionenökonomische wie politikwissenschaftliche Überlegungen, die hier im 
Vordergrund stehen, aber auch an andere mögliche Zugänge der Institutionenanalyse, die hier 
nur am Rande gestreift werden, wie etwa kommunikations- oder diskursanalytische Arbeiten. 

Die Regulierungsfunktion, die das institutioneile Arrangement Klima-Bündnis mit seiner 
selbstverpflichtenden klimapolitischen Programmatik beansprucht, macht die Einordnung als 
Regimebildungsprozeß plausibel. Ebenso sein enger Bezug zu institutionellen Regelungen auf 
internationaler Ebene, wie die Klimarahmenkonvention, das Montrealer Ozonabkommen, die 
Biodiversitäts- und verschiedene UN- und ILO-Menschenrechtskonventionen, die überwiegend 
als Regime betrachtet werden . 2 Mit Regimen werden in der ökonomischen wie politikwissen- 
schaftlichen Analyse Governance-Strukturen zur Ordnung, Steuerung und Kooperation in be- 
stimmten Allokationsproblem- und Konfliktlagen bezeichnet, wobei der Bereich internationaler 
und transnationaler Beziehungen hier ein zunehmendes Gewicht hat . 3 Dabei ist es vor allem der 
Handlungs- und Regulierungsaspekt, der in der Regimeperspektive deutlicher zutage tritt als in 
dem institutionenanalytischen Zugang über den Netzwerkbegriff. Letzterer hebt im allgemeinen 



1 Zu den verschiedenen Institutionenbegriffen speziell in der Wirtschaftswissenschaft vgl. Nitsch 1989 und Els- 
ner 1987, in den Sozialwissenschaften allgemein DiMaggio/Powell 1991 und Prittwitz 1994: 78ff. 

2 Zu diesen Regimen und der wissenschaftlichen Literatur im einzelnen vgl. Kapitel 4 und 5. 

3 Vgl. hierzu Young 1994: 19; Efinger 1990: 266f. und Prittwitz 1994: 83f. 
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stärker auf die strukturellen Momente ab, wie den Autonomiestatus der Beteiligten, die Koope- 
rationsinteressen, die Koalitionsformen, den Charakter der Beziehungsstrukturen zwischen den 
Akteuren und die organisatorische Entwicklung. Sie kann daher aber wichtige komplementäre 
Gesichtspunkte zur Regimeanalyse liefern. 4 Der transnationale Charakter des Klimaproblems 
und der Klimapolitik, wie sie in Kapitel 2 herausgearbeitet wurden und die auch das Klima- 
Bündnis kennzeichnen, machen die Bezeichnung des Klima-Bündnisses als transnationaler 
Regimebildungsprozeß plausibel. Diese Charakterisierung ist, wie in Abschnitt 2.3 begründet 
wurde, als vorläufig und von heuristischer Funktion anzusehen. 

Im Vordergrund der modernen Institutionenanalyse stehen Interessenkonstellationen und die 
hier angestrebte allgemeinere Analyseebene des Klima-Bündnisses läßt subjektive Motive und 
lokale Machtpotentiale in den Hintergrund der Betrachtung treten, während dominierende ge- 
sellschaftliche Ideologien und Diskurse wichtige ergänzende Faktoren bilden. 5 Auf die letztge- 
nannten Faktoren gehe ich in Abschnitt 3.4 genauer ein, der Begriff des Interesses soll hier da- 
gegen kurz problematisiert werden. Er wird in der sozialwissenschaftlichen Literatur höchst un- 
terschiedlich interpretiert, wobei sich ein eher subjektiver, akteursabhängiger Interessenbegriff 
in den handlungstheoretischen Konzepten und der eines stärker objektiven, akteursunabhängi- 
gen Interessenbegriff in systembezogenen Denkansätzen als Pole ausmachen lassen. 6 

Es ist davon auszugehen, daß das ganze Spektrum solcher Interessen das Klima-Bündnis 
strukturiert. Die auf die Institution als ganzes orientierte Untersuchung legt es aber nahe, sich 
auf funktionsgebundene und institutioneile Interessenlagen zu konzentrieren. Gegenüber dem 
naturalistischen Fehlschluß der Neoklassik von dem immer schon vorgegebenen und dominie- 
renden Egoismus des homo oeconomicus einerseits (Wildavsky 1994) und der Entleerung des 
Interessenbegriffs durch seine Ausdehnung auf alle denkbaren ethisch-moralischen Beweg- 
gründe begreife ich interessegeleitetes Handeln in Anlehnung an Hirschman als instrumenteiles 
Handeln, das sich durch seine Selbstbezüglichkeit und rationale Berechnung von nicht- 
instrumentellen Handlungsweisen unterscheidet. 7 Instrumentelles Handeln zeichnet sich dabei 
durch die Erwartung relativer Sicherheit und Kurzfristigkeit hinsichtlich des Eintritts des inten- 
dierten Handlungsergebnisses aus und läßt so Zweck-Mittel- bzw. Kosten-Nutzen-Abwägungen 
zu (Hirschman 1993: 231 ff.). Nicht-instrumentelles Handeln dagegen, wie etwa das Engage- 



4 Dies gilt weniger für die klassischen zwischenstaatlichen Arrangements als vielmehr für die heute verstärkt 
heterogenen Akteursstrukturen bei internationalen Kooperationen, zu denen auch das Klima-Bündnis zählt. 
Sowohl in der Netzwerk- wie der Regimeliteratur finden sich im übrigen Begriffe wie Allianz, Koalition, Koope- 
ration und Assoziation, die zur Selbstbeschreibung des Klima-Bündnisses dienen. Zum aktuellen Stand der 
Netzwerkanalyse vgl. u.a. Mayntz 1993, Sabatier 1993 und Messner 1996. 

5 Die Machtdimension und die Sanktionsmöglichkeiten zwischen den Akteuren im Klima-Bündnis sind relativ 
schwach ausgeprägt. Eine kommunale Fallstudie oder die Evaluation einzelner Handlungsfelder hätte hier an- 
dere theoretische Prioritäten zu setzen. 

6 Als eine vermittelnde Kategorie wird z.T. das Konzept der situativen Interessen angesehen wie Verursacher-, 
Betroffenen- und Helferinteressen im Falle der Treibhauspolitik. Vgl. hierzu Prittwitz 1989 und Oberthür 1993. 

7 Hirschman 1993: 132f. Zur Abgrenzung gegenüber moralischem Handeln vgl. auch Greven/Willems 1995. 
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ment im öffentlichen Interesse, zeichnet sich u.a. dadurch aus, daß hier der Prozeßnutzen stark 
in den Vordergrund rückt i.S. einer „Verschmelzung von ,Weg‘ und .Ziel'“ (ebda.: 2341). Dabei 
sind erstens Abstufungen in der „Härte“ der Interessen möglich. Zweitens sind Interessen als in 
politische, soziale und kulturelle Kontexte eingebettete Konstrukte zu verstehen (Wildavsky 
1994). Und drittens ist Hirschman darin zu folgen, den eindimensionalen Charakter der Nutzen- 
und Präferenzstruktur der herrschenden Ökonomik abzulehnen und vom „Oszillieren“ instru- 
menteller und nicht-instrumenteller Handlungsweisen auszugehen (Hirschman 1993: 236). Da- 
her sind fallweise immer wieder auch wertorientierte und moralische Dimensionen des Han- 
delns, kollektive Leitvorstellungen und Diskurse und Machtfragen in die Analyse einzubeziehen. 



3.2 Der regulationstheoretische Ansatz 

Regime und Netzwerkstrukturen allgemein sowie der Regimebildungsprozeß des Klima- 
Bündnisses und die damit verbundene Entstehung von Netzwerkstrukturen auf europäischer 
und amazonensischer Seite speziell verweisen auf grundlegende Strukturumbrüche in der Ent- 
wicklung des kapitalistischen Wirtschaftssystems seit den 70er Jahren. Diese werden heute 
allgemein mit dem Schlagwort von der Globalisierung belegt (Abschnitt 2.2). Auf der theoreti- 
schen Ebene eröffnet sich die Möglichkeit, Regime- und Netzwerkbildungsprozesse vor dem 
Hintergrund genau dieser Strukturumbrüche mit dem regulationstheoretischen Ansatz zu fassen 
und dabei sowohl den Zusammenhang wirtschaftlicher, politischer und sozialer Dynamiken wie 
auch den globaler, nationaler und lokaler Handlungsebenen einzubeziehen. 8 Vor allem umwelt- 
und entwicklungspolitisch reflektierte regulationstheoretische Überlegungen erlauben so eine 
Einordnung des Klima-Bündnisses in eine grundlegende sozioökonomische Dynamik, die einen 
engen Handlungsspielraum vorgibt, aber auch in relevanter Weise strukturprägend wirkt. 9 Ob- 
wohl die Regulationsschule mit ihrem Blick auf gesellschaftliche Akkumulationsregime bislang 
weitgehend auf wirtschaftliche und soziale Fragen fixiert ist, sind ihre Aussagen auch für die 
Analyse von Institutionen in weniger zentralen Politikfeldern wie dem Klima-Bündnis höchst 
aufschlußreich. 10 



8 Die Regulationstheorie richtet ihren Blick neben der globalen Ökonomie vor allem auf die Entwicklung in den 
Industrieländen. Sie wird daher im weiteren vor allem bei der Analyse des Kontexts der europäischen Seite 
des Klima-Bündnisses herangezogen, weniger für die amazonensische Seite. In bezug auf den übergreifen- 
den globalen bzw. transnationalen Rahmen ist sie jedoch eine notwendige Ergänzung der auf einzelne Institu- 
tionen orientierten Regimeanalyse i.e.S. 

9 Dabei beziehe ich mich überwiegend auf die Arbeiten von Wolfgang Hein, der die Themen globale Umwelt- 
und Entwicklungsprobleme, transnationale Politik und Institutionenwandel regulationstheoretisch verknüpft 
(Hein 1997 und 1998). 

10 Ausnahmen sind Lipietz 1996, Altvater 1987 und die Arbeiten von Hein 1991, 1997 und 1998. Ausführlichere 
Darstellungen des Regulationsansatzes im Zusammenhang mit lokaler (europäischer) Politik finden sich u.a. 
bei Mayer 1991 und Heinelt/Mayer 1992. Einen neueren generellen Überblick bietet Amin 1994. 




Der regulationstheoretische Ansatz 



47 



Die Regulationstheorie konstatiert einen weltweiten Umbruch der Akkumulationsregime und 
der entsprechenden gesellschaftlichen Regulationsweise seit den 70er Jahren. 

„Mit dem Begriff des .Akkumulationsregime' wird in erster Linie eine epochenspezifische Form der Or- 
ganisation der Produktion (einschl. der Stellung der Lohnabhängigen in diesem Zusammenhang), der 
zeitliche Horizont der Kapitalbildung und -Verwertung, die Aufteilung des Produkts in Löhne und Pro- 
fite sowie die Zusammensetzung der gesellschaftlichen Nachfrage ... bezeichnet“ (Hein 1997: 341). 

Der Begriff der Regulationsweise bezeichnet die Mechanismen und Institutionen sozialer Orga- 
nisation, die diese trotz ihrer konfliktiven und widersprüchlichen eigenen Dynamik reproduziert. 
„Die regulationstheoretische Fragestellung konzentriert sich also darauf, auf der Grundlage der Cha- 
rakterisierung eines Akkumulationsregimes die sensiblen Bereiche einer Phase kapitalistischer Ent- 
wicklung zu identifizieren, in denen sich strukturbestimmende Konflikte abspielen, die als Weichen- 
stellungen für zukünftige Entwicklungsprozesse stattfinden“ (ebda.). 

Während der sogenannten fordistischen Phase prägten der Einsatz billiger fossiler Energien, 
Fließbandtechnologie, Massenkonsumgüterherstellung, Tarifpartnerschaft und soziale Siche- 
rungssysteme sowie gezielte staatliche nachfrageorientierte Wirtschaftspolitik die gesellschaftli- 
che Akkumulation und Regulation. Seit den 70er Jahren setzen sich zunehmend sogenannte 
postfordistische Regime und Regulationsweisen durch. Wichtige Elemente sind hier die Basis- 
technologien der Mikroelektronik und Informationsverarbeitung, die flexible Spezialisierung der 
Produktion und deren globale Organisation, die Segmentierung der Arbeitsmärkte, die ver- 
stärkte soziale Differenzierung und die Strategien der De- und Reregulierung. Gemäß dem Re- 
gulationsansatz gehen mit der Flexibilisierung der wirtschaftlichen Produktionsformen räumliche 
Umstrukturierungsprozesse wie etwa die arbeitsteilige Streuung produktiver und die Zentralisie- 
rung dispositiver Produktionsfunktionen einher, wirtschaftliche und soziale Polarisierungseffekte 
zwischen städtischen Quartieren einerseits sowie zwischen Stadt, Umland und Region anderer- 
seits und eine verschärfte globale Konkurrenz der Orte und Regionen als wirtschaftlichen 
Standorten. 

Aufgrund dieser „Wechselbeziehung zwischen der Veränderung territorialer Dimensionen so- 
zioökonomischer Strukturen mit anderen Parametern der gesellschaftlichen Organisation von 
Produktion und Arbeitsteilung“ erkennt Hein den Begriff der „Globalisierung“ als zu unpräzise 
und spezifiziert daher entsprechende Prozesse als „postfordistische Globalisierung“ (Hein 1998: 
458). Damit sind neben den beschleunigten und intensivierten weltwirtschaftlichen Verflechtun- 
gen die neue Rolle nationalstaatlicher Steuerung und transnationaler Politik, die Transformation 
der Arbeitswelt, die Entwicklung neuer Technologien und Ressourcen sowie die den Globalisie- 
rungsprozessen inhärenten Fragmentierungs- und Regionalisierungsprozesse mit einbezogen. 
„Aus den Widersprüchen postfordistischer Globalisierung ergeben sich Bündel von Problemen, die ei- 
ner Regulation im transnationalen Bereich bedürfen, und die - plakativ gesagt - die Bereiche der 
nachhaltigen Entwicklung betreffen .... d.h. (a) die Problematik der Steuerung transnationaler ökono- 
mischer Prozesse überhaupt, (b) Prozesse sozialer Destabilisierung aufgrund des Aufbrechens fordi- 
stischer (einschließlich peripher-fordistischer) gesellschaftlicher Zusammenhänge und der entspre- 
chenden Strukturen sozialer Sicherung und (c) eine wachsende Belastung der Umwelt aufgrund der 
Beschleunigung des Wirtschaftswachstums* (Hein 1998: 464). 
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In dieser Situation werden Institutionen postfordistischer Regulation notwendig, die 

.... eine den ökonomischen Strukturen angemessene Flexibilität besitzen müssen; sie dürfen nicht re- 
lativ starr in nationalstaatliche politische Strukturen eingebunden sein, sondern müssen in den Berei- 
chen lokaler, nationaler und globaler Politik wirksam werden können - soziale Gegenmacht muß in ei- 
nem derartigen Rahmen das Problem der Überwindung von Armut und Marginalisierung mit dem Pro- 
blem ökologischer Nachhaltigkeit verbinden und muß gleichzeitig eine Verbindung zwischen unterpri- 
vilegierten Bevölkerungsgruppen und neuen Gegeneliten schaffen können" (Hein 1997: 344). 

Die Lösung etwa von ökologischen Problemen muß als Vorteil für die Wettbewerbsfähigkeit der 
Standorte und auch für soziale Belange gesehen werden bzw. durch entsprechenden politi- 
schen Druck legitimiert sein. Dies ist immer häufiger der Fall bei eher lokalen Umweltproblemen 
mit überschaubaren Verursachungszusammenhängen, (noch) nicht dagegen bei globalen Um- 
weltproblemen (ebda.: 346f.). 

Die Orientierung auf globale Wettbewerbsfähigkeit und der Bedeutungszuwachs lokaler 
Standortstrategien gehen bei postfordistischer Regulation Hand in Hand. 11 

.Gleichzeitig verstärken sich Aspekte der Verantwortlichkeit im Rahmen der Entwicklung von .Weltge- 
sellschaft' als Bezugspunkt kollektiven Handelns: Dies betrifft nicht nur das wachsende Bewußtsein 
von der Bedeutung ferner gesellschaftlicher Prozesse für eigene Interessen, sondern auch die Dimen- 
sionen transkultureller Empathie, von Solidarität, usw." (Hein 1998: 478). 

Im Spektrum postfordistischer Regulationsstrategien sieht Hein vor allem die wachsende Be- 
deutung zivilgesellschaftlicher, netzwerkförmiger, transnationaler Organisationen, die jenseits 
tradierter politischer Entscheidungsstrukturen angesiedelt sind (Hein 1997: 344). 12 Internationale 
Organisationen und formelle Verträge bilden zusammen mit heterogen strukturierten transnatio- 
nalen Verhandlungssystemen, Netzwerken und Nichtregierungsorganisationen - im weiteren 
kurz NRO - einen komplexen Steuerungszusammenhang. 

„Die rechtlich verbindlichen Verträge/Konventionen sind es, deren Ratifizierung die Vorstellungen von 
Souveränität auf Seiten der Nationalstaaten erhält, aber ohne die Netzwerke, mit denen die Verträge 
und ihre Umsetzung und Weiterentwicklung verschränkt sind, sind sie praktisch nicht zu haben“ (Hein 
1998: 478). 13 

Als Grund hierfür kann insbesondere die Infragestellung der Souveränität des Nationalstaats 
angeführt werden. Sie betrifft im Zuge postfordistischer Globalisierung nicht nur die externe, 
zwischenstaatliche Dimension, sondern zunehmend auch die „interne Souveränität“ i.S. des 



11 Den Zusammenhang von globaler Wettbewerbsorientierung und lokalen Standortstrategien hat Robertson 
1992 in Form des Begriffs der „Glokalisierung“ in die sozialwissenschaftliche Debatte eingeführt, um die Ver- 
schränkung von Lokalität und Globalisierung deutlich zu machen und in Rückgriff auf einen Terminus aus der 
japanischen Unternehmenssprache, der sich in etwa mit dem Begriff des Mikro-Marketing deckt (Robertson 
1998). Nach meinem Verständnis entspricht Glokalisierung damit ebenso wie postfordistische Globalisierung 
einer differenzierten Auffassung von Globalisierung im Sinne global-lokaler Wechselwirkungen. Man könnte 
das Klima-Bündnis daher auch als Glokalisierungsresultat bzw. -Strategie bezeichnen. 

12 Diese Einschätzung durchzieht, wenn auch mit unterschiedlichen Schwerpunkten und Folgerungen, u.a. die 
Debatten zur Weltgesellschaft (Beck 1998, Forschungsgruppe 1996, Kohler-Koch 1993), Risikogesellschaft 
(Eder 1993, Beck 1993), Zivilgesellschaft (Lipschutz 1997, Bruckmeier 1994) und zu Global Governance (SEF 
1995, Finkeistein 1996, Messner 1996). Dabei gab überall die neuartige Qualität von Umweltgefährdungen und 
-politik wichtige Anstöße, insbesondere die Frage des globalen Klimawandels. 

13 Ähnlich argumentiert Häufler 1993: 109 
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Vorrangs vor allen anderen internen Gewalten. 14 In dem jeweiligen Interesse der Nationalstaa- 
ten an der Abhängigkeit subnationaler Ebenen (interne Souveränität) und an der Unabhängig- 
keit nach außen (externe Souveränität) bzw. den Interessen subnationaler Akteure an Unab- 
hängigkeit gegenüber dem Nationalstaat liegt ein wichtiges Motiv für transnationale Strukturbil- 
dungen zwischen subnationalen Kräften (vgl. hierzu die folgende Graphik 3.1). 

Graphik3.1 Externe und interne Abhängigkeits- und Unabhängigkeitsinteressen 

(bezogen auf Land A) 




Transnationale Strukturen setzen immer stärker die Normen, die Nationalstaaten zwar noch 
durchsetzen, aber nicht mehr autonom bestimmen, oder gewinnen doch - wie vor allem im 
Falle zivilgesellschaftlicher Kräfte - zumindest an gesellschaftlichem und politischem Einfluß. 
Der Begriff der Transnationalisierung zeigt daher besser als jeder Globalisierungsbegriff die 
wechselseitige Bedingtheit von Globalisierungs- und Fragmentierungsprozessen im physischen, 
ökonomischen und politischen Raum an (Princen/Finger 1994). 

Die regulationstheoretischen Überlegungen machen also deutlich, daß die Herausbildung des 
Klima-Bündnisses in seiner transnationalen, interdisziplinären und interkulturellen Struktur so- 
wie mit seiner „glokalen“ Strategie, das globale Klimaproblem an - sehr disparate - lokale Be- 



14 So Hein 1998: 465 in Anlehnung an Reinicke 1998. Analog argumentiert bereits Rayner 1994. 
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lange anzuschließen, ein Institution building verkörpert das den Anforderungen an postfordisti- 
sche Regulationsweisen durchaus angemessen ist Die zunehmende Bedeutung der Ver- 
schränkung lokaler, nationaler und globaler Regimeebenen, wie sie die Regulationstheorie be- 
tont entspricht dabei auch den regimetheoretischen Überlegungen in der Institutionenökonomie 
und der Politikwissenschaft, auf die ich anschließend eingehen möchte. 



3.3 Der institutionenökonomische Regimeansatz 

Institutionenökonomische Ansätze versuchen der Tatsache gerecht zu werden, daß wirtschaftli- 
ches (und allgemein gesellschaftliches) Handeln nur vermittels bestimmter institutionalisierter 
Regeln und Normen stattfinden kann. Die aktuell vorherrschende „Neue Institutionelle Ökono- 
mie“, die hier skizziert werden soll, faßt dies als Aufgabe, von der Mikroebene her auf Dauer 
angelegte Regeln zu untersuchen, die die Transaktionskosten bei der Allokation von Verfü- 
gungsrechten („property rights“) auf Märkten, in Organisationen und Gruppen sowie Ungewiß- 
heit und Risiko senken können, aber auch selbst Transaktionskosten verursachen. 15 Die Koor- 
dination und Allokation von Normen als Verhaltensanforderungen und Verfügungsrechten 
(Richter 1990) und speziell der open-access-Ressource Klimasystem bedarf jedoch und gene- 
riert auch faktisch institutionelle Arrangements, die auf die Produktion, Verteilung und Konsum- 
tion Einfluß nehmen. 16 Die traditionelle neoklassische Wirtschaftstheorie dagegen „unterstellt 
Transaktionskosten von null mit dem Resultat, daß in ihr Institutionen allokationsneutral sind“ 
(Furubotn/Richter 1996: 43). Im Unterschied zur neoklassischen Idealwelt vollständiger Infor- 
mation gehen institutionenökonomische Ansätze damit auch von dem Tatbestand aus, daß Ak- 
teure nur unvollständige und asymmetrisch verteilte Informationen besitzen und damit nur ein- 
geschränkt rational handeln können („bounded rationality“). Daher bleiben auch institutionelle 
Regeln im Gegensatz zum klassischen vollständigen Vertrag zu einem gewissen Grad unvoll- 
ständig, und es kommt zu „relationalen Verträgen“. Diese sind definiert als „langfristige Verein- 
barungen, die der Tatsache unvollständiger Voraussicht Rechnung tragen, indem sie Lücken für 
künftige Kontingenzen lassen“ (Furubotn/Richter 1996: 193.) und nur eingebettet in ein soziales 
Beziehungssystem funktionieren (Richter 1990: 583). 

In dieser Perspektive als auf Dauer angelegte Governance- und Problemlösungsansätze sind 
sich ökonomische und politische Institutionen ähnlich (Williamson 1990). Ökonomen und Poli- 
tikwissenschaftler sehen die Übertragbarkeit institutionenökonomischer Überlegungen sowohl 



16 Zur Neuen Institutionellen Ökonomie zählen u.a. die Spieltheorie, die Neue Politische Ökonomie, der Public- 
Choice-Ansatz und die Bürokratietheorie. Vgl. hierzu Nitsch 1989. Institutionenökonomische Analysen jenseits 
dieser neoklassisch inspirierten Schulen leisten auch die Regulationstheorie auf der Makroebene und der eher 
mikroökonomische Ansatz von Hirschman, auf die oben bereits eingegangen wurde. 

16 Zu der ressourcenökonomischen Begrifflichkeit open access vgi. Abschnitt 2.2 oben. 
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von Marktbeziehungen auf prinzipiell alle Politikfelder wie auch von lokalen auf globale Anwen- 
dungsgebiete. Markt- und Untemehmenstransaktionen, aber auch die Beziehungen zwischen 
staatlichen Einrichtungen und der Bevölkerung oder zwischen Organisationen und ihren Mit- 
gliedern können als relationale Vertragsbeziehungen interpretiert und die entsprechende Inter- 
essen- und Anreizstrukturen analysiert werden (Furubotn/Richter 1996: 294f.). Die neue Institu- 
tionenökonomik sieht internationale Regime ebenfalls als Spezialfälle relationaler Verträge an 
(Furubotn/Richter 1996: 469). Ebenso scheint es bis zu einem gewissen Grad plausibel, die 
Mechanismen lokaler Ressourcenmanagementsysteme auf globale Umweltprobleme zu über- 
tragen (Keohane/Ostrom 1995: 2ff.). Das Klima-Bündnis kann in seinen verschiedenen Facetten 
eines transnationalen Regimes, einer Organisation und eines Ensembles von Kommunen, indi- 
genen Verbänden sowie verschiedenen Interessengruppen und Funktionsträgern als ein Netz- 
werk solcher Interessen- und Anreizstrukturen auf internationaler, nationaler und lokaler Ebene 
gesehen werden, die Entstehen und Procedere des Bündnisses steuern. Einige wesentliche 
sollen im Zuge dieser Untersuchung identifiziert werden. 

Speziell für Mehrebenen-Vertragsbeziehungen hat sich in der Institutionenökonomik der Prin- 
zipal-Agent-Ansatz herausgebildet. 17 Die Grundstruktur dieser Vertragsbeziehungen wird durch 
einen Prinzipal (den Vertretenen) auf der einen Seite gebildet, der ein Anreizsystem aufzubauen 
versucht, das den Agenten (den Stellvertreter) auf der anderen Seite dazu bewegt, die Interes- 
sen des Prinzipals wahrzunehmen. Dabei gilt es, die Informationsdefizite und -asymmetrien 
zwischen den Vertragspartnern durch geeignete Anreizstrategien und glaubhafte Selbstver- 
pflichtungen - zumindest teilweise - zu kompensieren. Da das Klimaproblem sich generell als 
Problem des Handelns unter Unsicherheit und Informations- und Interessendifferenz der Akteu- 
re bzgl. der Folgen anthropogener Eingriffe und der Wirkung von Klimaschutzaktivitäten dar- 
stellt, stellt sich auch hier die institutionenökonomische Frage danach, wie es zwischen den 
Akteuren zur Veränderung der Anreizstrukturen kommen kann mit der Folge, daß sich koopera- 
tives Handeln einstellt (Siebert 1998: 126f.). Für das Klima-Bündnis konkretisiert sich diese Fra- 
ge dahingehend, welche Anreizstruktur der gegenseitigen Verpflichtung von amazonensischen 
indigenen Völkern und europäischen Kommunen im Klima-Bündnis zu Grunde liegt, den Schutz 
des Klimas einschließlich der tropischen Wälder zu betreiben. 

Im Anschluß an die Darlegungen in Abschnitt 2.2 stellt sich das klimapolitische Problem damit 
zum einen national als Problem der Anreizstrukturen zwischen dem Staat und der Bevölkerung 
bzw. einzelnen Bevölkerungs- und Interessengruppen, wobei einmal der Staat als Agent den 
Willen der Wähler (Prinzipale) vertritt (Furubotn/Richter 1996: 454ff.), andererseits als Gesetz- 



17 Ausgangspunkt waren dabei vor allem arbeitsvertragliche Beziehungen zwischen Auftraggebern und Auftrag- 
nehmern. Vgl. zum Prinzipal-Agent-Ansatz Furubotn/Richter 1996. Trotz der etwas altertümlich anmutenden 
bzw. leicht mißverständlichen eingedeutschten Schreibweise wähle ich in Anlehnung an die hiesige Debatte 
diese Bezeichnung. 
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geber (Prinzipal) nach entsprechenden Handlungen der Bürger und unteren staatlichen Ebenen 
(Agenten) trachtet, etwa bei der Durchsetzung staatlich gesetzter Umweltqualitätsziele (Siebert 
1998: 126f.) oder Leitlinien zum Umgang mit indigenen Minderheiten. Hierauf gehe ich im ein- 
zelnen in den folgenden Kapiteln zu Amazonien und Europa ein. 

Zum anderen stellt sich das Klimapolitikproblem aber auch als Prinzipal-Agent-Problem zwi- 
schen Industrie- und Entwicklungsländern, das diese nationalen und regionalen Ebenen über- 
greift und verbindet und daher hier der weiteren Analyse vorangestellt werden soll. Ein theoreti- 
sches Modell der Regimestruktur auf der globalen klimapolitischen Ebene bzw. für den europä- 
isch-lateinamerikanischen Zusammenhang haben Bromley/Cochrane 1995 entwickelt. Sie mo- 
dellieren das Problem globaler Klimapolitik, eingeschränkt auf den Bereich des CÜ 2 -bedingten 
Treibhauseffekts, aber unter ausdrücklicher Einbeziehung der unterschiedlichen Interessen 
zwischen Industrieländern und Entwicklungsländern mit Tropenwaldbeständen und den unter- 
schiedlichen Rahmenbedingungen internationaler und intranationaler Politik. Den Regierungen 
der Industrieländer kann danach das wirtschaftliche und politische Interesse an einem CO 2 - 
Emissions-Management unterstellt werden, das zum einen angesichts begrenzter globaler 
Emissionsaufnahmekapazitäten den Erhalt von CCk-Emissionssenken (Tropenwälder) sichert 
und andererseits kostenminimale heimische Emissionsreduzierungen garantiert, um das beste- 
hende Wirtschafts- und Wohlstandsmodell aufrechterhalten zu können. Die Regierungen der 
Industrieländer treten somit als Prinzipal gegenüber der eigenen Bevölkerung, aber auch den 
Regierungen von Tropenwaldländern auf, die beide zu Klimaschutzmaßnahmen bewogen wer- 
den sollen. Für die Regierungen von Tropenwaldländern andererseits steht der Erhaltung der 
Tropenwälder als Emissionssenken das wirtschaftliche und politische Interesse an deren Nut- 
zung, Abholzung und Besiedlung entgegen. Ihre Rolle als Agent für die Industrieländerinteres- 
sen bedarf der Umsetzung staatlicher Interessen nach innen (Staat als Prinzipal etwa gegen- 
über der Bevölkerung im Tropenwald), gleichzeitig muß der lateinamerikanische Staat auch 
seiner Rolle als Agent der nationalen Wahlbevölkerung gerecht werden (vgl. Graphik 3.2). 

Schon in diesem vereinfachten Modell überlagern sich die Verhandlungsbeziehungen vertikal 
und horizontal. Die Erfüllung des Effizienzkriteriums - gleiche Grenzkosten der Emissionsver- 
meidung auf beiden Seiten - ist daher keine hinreichende Bedingung für die kooperative Lösung 
zwischen den Industrie- und Entwicklungsländern. Vielmehr erfordern die (externe) Souveränität 
der Staaten und die jeweiligen nationalen relationalen Verträge zwischen Staat und Bevölke- 
rung die Notwendigkeit mehrstufiger Verhandlungs- und Entscheidungsverfahren und die 
Durchsetzbarkeit etwa eines Technologie- und Finanztransfers von Nord nach Süd (Brom- 
ley/Cochrane 1995: 302ff.). 

Das Modell bleibt zwar abstrakt und reduziert die Klimaproblematik wie die Akteursstruktur 
sehr stark. Auch geht es - wie alle Rational-Choice-Ansätze - über die Erklärung der Kooperati- 
onsmotive („Warum wird kooperiert?“) nicht hinaus und bleibt daher die Antwort schuldig, wie 
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der Kooperationsprozeß abläuft. 18 Dennoch macht das Modell die grundlegende Bedeutung der 
Nord-Süd-Dichotomie und der ökonomischen Interessen der europäischen Seite am Tropen- 
waldschutz deutlich, macht die Überlagerung sub- und supranationaler Anreizsysteme und das 
Ineinandergreifen ökologischer, ökonomischer und politischer Zusammenhänge klar und 
schließt damit an die regulationstheoretischen Überlegungen im vorangegangenen Abschnitt 
an. 19 Außerdem werden die traditionellen Effizienzkriterien als inadäquat erkennbar. 20 Neben 
dem skizzierten globalen Rahmen hilft das Konzept der relationalen Verträge, Interessenkon- 
stellationen auf den verschiedenen Ebenen von Akteursbeziehungen innerhalb des Klima- 
Bündnisses zu beschreiben, vor allem im Hinblick auf die Kommunen als staatliche Ebene zwi- 
schen Nationalstaat und lokalen Interessengruppen und auf die COICA als Vertretung lokaler 
nichtstaatlicher Interessen. 

Graphik3.2 Sich überlagernde Prinzipal-Agent-Beziehungen 
(Prinzipal = P; Agent = A) 




18 Ein Defizit, das Müller (1994: 17) den institutionenökonomischen Ansätzen generell vorwirft. 

19 Die spieltheoretischen Modelle in der Institutionenökonomik wie der Politikwissenschaft versuchen solche 
Fälle als „multi-level-games" mathematisch abzubilden, bleiben aber hier wegen ihres hohen Abstraktionsgra- 
des außer Betracht. 

20 Klare institutionenökonomische Konzepte der Erfolgs- und Effizienzmessung sind bislang nicht entwickelt 
(Richter 1990). Auf die generelle Problematik der Effizienzmessung von Institutionen und Regimen gehe ich im 
nächsten Abschnitt ein. 
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3.4 Der regimetheoretische Ansatz der Politikwissenschaften 

Den weit überwiegenden Teil der sozialwissenschaftlichen institutionentheoretischen Beiträge 
zu (internationalen) Governance-Strukturen stellen politikwissenschaftliche Ansätze der Regi- 
metheorie dar. Aufgrund des Umfangs und Dynamik dieser Debatte und da die Querverbindun- 
gen zur Regulations- und institutionenökonomischen Theorie bislang in der Literatur kaum re- 
flektiertworden sind, gehe ich hierauf etwa ausführlicher ein. 

3.4.1 Die klassische Regimeanalyse 

Die Herausbildung des Klima-Bündnisses wirft die Frage auf, die für die politikwissenschaftliche 
Regimeanalyse den Ausgangspunkt bildet: "Der Regimeansatz interessiert sich für die Bedin- 
gungen, unter denen in einem anarchischen und chaotischen System der Weltpolitik Formen 
der Kooperation sich herausbilden und entwickeln können” (Strübel 1989: 248). Die sogenannte 
„klassische Regimeanalyse“ hatte sich Anfang der 80er Jahre in der politikwissenschaftlichen 
Analyse internationaler Beziehungen herausgebildet. Hintergrund hierfür waren insbesondere 
Phänomene zunehmend komplexer internationaler Interdependenz von verschiedenen Pro- 
blemlagen und Akteuren. 21 Angesichts dieser Veränderungen wuchs das Unbehagen an der 
herrschenden neorealistischen Konzeption internationaler Beziehungen als einem Nullsummen- 
spiel, das allein von Machtinteressen und Konflikten geprägt ist (Meyers 1993; Strübel 1992). 
Die Regimeanalyse widmete sich in der Tradition des Neorealismus zunächst sicherheits- und 
wirtschaftspolitischen Fragestellungen, nach und nach auch anderen Politikfeldern wie Tech- 
nologie- und Umweltfragen. Sie versuchte, die wechselseitigen Einflüsse von staatlichen Regie- 
rungen und anderen Akteuren, insbesondere internationalen Organisationen, zu untersuchen. 
Ihr Gegenstand sind bis heute Formen bilateraler oder multilateraler Übereinkünfte und Verträ- 
ge, die Verhaltenserwartungen im Bereich internationaler Politik etablieren, Informationen pro- 
duzieren und Transaktionskosten senken helfen (Efinger 1990: 270). 22 Die Eingrenzung auf 
bestimmte Handlungsebenen, Akteursgruppen und geographische Schwerpunkte in der Traditi- 
on der Analyse internationaler Beziehungen wird heute im Zuge der generellen Weiterentwick- 
lung der Politikanalyse zunehmend in Frage gestellt und in der jüngeren Regimeanalyse der 
90er Jahre partiell aufgegeben. 23 



21 Der Begriff der komplexen Interdependenz wurde von Keohane Ende der 70er Jahre geprägt. 

22 Insofern werden Regime in der politikwissenschaftlichen Analyse als internationale Regime verstanden, lokale 
Regime dagegen eher als Gegenstand der Ökonomie, etwa i.S. von Ostrom 1990. Von .urbanen Regimen“ 
wird z.T. neuerdings in kommunalwissenschaftlichen Arbeiten gesprochen (Andrew/Goldsmith 1998). 

23 Strübel spricht hier von einer neuen “multiplen“ Qualität von Interdependenz, bei der die Vorstellung eindeuti- 
ger und fixierbarer Einflußgrößen aufzugeben sei (Strübel 1992: 28f ), an anderer Stelle wird dies als Bedarf 
an postmodemen Elementen für die Theorie internationaler Beziehungen formuliert (Meyers 1993: 405). Einen 
Überblick geben u.a. Rittberger 1993, Oberthür 1996, Levy/Young/Züm 1995 und Young 1996. 
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Trotz dieser konzeptionellen Dynamik stellt auch heute noch die Regimedefinition von Kras- 
ner den paradigmatischen Kern in der regimetheoretischen Debatte dar. 

"Regimes can be defined as sets of implicit or explicit principles, norms, rules, and decision-making 
procedures around which actors' expectations converge in a given area of international relations. Prin- 
ciples are beliefs of fact, causation and rectitude. Norms are Standards of behavior defined in terms of 
rights and obligations. Rules are specific prescriptions or proscriptions for action. Decision-making 
procedures are prevailing practices for making and implementing collective choice" (Krasner 1983: 2). 24 
Diese vier Regimeelemente werden inzwischen üblicherweise ergänzt um die Bedingungen, 
daß Regime von relativer Dauer sein und eine gewisse Effektivität besitzen müssen (Efinger 
1990; Mayer/Rittberger/Zürn 1993). 

Der politikwissenschaftliche Regimebegriff geht deutlich über die völkerrechtliche Auffassung 
internationaler Regime hinaus, in deren Betrachtung Regime auf ihren institutionell- 
organisatorischen Aspekt und die rechtsförmigen Regelungen (hard und soft law) beschränkt 
bleiben. Enger dagegen bleibt er im Verhältnis zum regulationstheoretischen und institutio- 
nenökonomischen Regimebegriff, der eine wesentlich größere Breite gesellschaftlicher Regulie- 
rungsformen über die politisch-juristisch-administrative Arena hinaus trifft. 25 Innerhalb politikwis- 
senschaftlicher Konzepte sind Regime u.a. zu unterscheiden von (a) (internationalen) ad-hoc- 
Vereinbarungen, die eher das Ergebnis von Regimen sind (Krasner 1983: 3); (b) (internationa- 
len) Organisationen, die unmittelbar zweckdienlich handlungsfähig sind, während Regime eher 
indirekt über die beteiligten Akteure gestaltet und wirksam werden (Efinger 1990: 267); und (c) 
von (internationalen) Verträgen, da sie nicht die Form schriftlicher Vereinbarungen besitzen 
müssen und andererseits aber über Vereinbartes hinaus auch Handlungen umfassen (Efinger 
1990: 266; Mayer/Rittberger/Zürn 1993: 421ff.). 26 Vielmehr besitzen Regime meist organisatori- 
sche, prozedurale und materielle Steuerungsaspekte - und auch das Klima-Bündnis etwa ist 
Organisation, Kooperationsverfahren und inhaltliche Verpflichtung zugleich. 

Vor allem auf dem Feld internationaler umweltpolitischer Kooperationsformen ist der Regime- 
ansatz in den letzten Jahren zum Standard der Politikforschung geworden. Eine Fülle von Stu- 
dien zu einzelnen Verhandlungsprozessen, -ergebnissen und -folgen in den Bereichen Arten- 
schutz, Meeresschutz, Nutzung der Polarregionen, Luftreinhaltung und Ozonpolitik sind ent- 
standen, entlang den Fragen, wie sich diese Regime herausgebildet haben (regime formation, 
persistence und demise), wie sie arbeiten (regime properties und regime Operation) und wie es 
um ihre Umsetzung bestellt ist (regime effects und regime Variation). 27 Für den Bereich globaler 



24 Während veränderte Prinzipien und Normen ein neues Regime definieren, stellen Veränderungen von Regeln 
und Verfahren nur Veränderungen innerhalb ein und desselben Regimes dar (Krasner 1983: 3). 

25 Vgl. hierzu im einzelnen Abschnitt 3.3. 

26 Kohler-Koch beschreibt Regime als Produkt von Handlungen in Interaktion mit Anderen und in Ausrichtung auf 
das Handeln von Anderen (Kohler-Koch 1989: 52f.). 

27 Vgl. hierzu Benedick 1991, Breitmeier 1992, Oberthür 1993, Gehring 1994, Young 1994. Von einem Regime 
zum Schutz der weltweiten Waldbestände und der Artenvielfalt kann aus Sicht der Regimeanalyse bislang 
ebenfalls nicht gesprochen werden. 
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Klimawandel kommen die Studien zu dem Ergebnis, daß die Regime zum Schutz der Ozon- 
schicht und zur Luftschadstoffreduktion keineswegs ohne Schwächen hinsichtlich Verbindlich- 
keit und Wirksamkeit sind, das Regime der Klimarahmenkonvention zur Regulierung der Treib- 
hausgasemissionen befindet sich noch im Werden. Diese faktischen Regulierungsdefizite im 
Klimaschutzbereich sind nicht zuletzt Anlaß für politische Phänomene wie das Klima-Bündnis. 

Auf den ersten Blick ist es durchaus plausibel, das Klima-Bündnis als klassisches Regime zu 
bezeichnen, da etwa im gemeinsamen Manifest der indigenen Völker und europäischen Kom- 
munen und in der Vereinssatzung gemeinsame Prinzipien (etwa Verantwortung für die Umwelt), 
Normen (etwa Schutz der tropischen Wälder und des Klimas), Regeln (z.B. Emissionsreduzie- 
rung) und Verfahren (z.B. Monitoring- und Informationsroutinen) vereinbart sind. Auch das Krite- 
rium der Dauerhaftigkeit scheint 8 Jahre nach der offiziellen Gründung erfüllt und auch Wirkun- 
gen des Bündnisses lassen sich erkennen - etwa in der Mitgliederentwicklung und in einzelnen 
Handlungsbereichen. Allerdings kann ebenso auf den ersten Blick gesagt werden, daß das Kli- 
ma-Bündnis als ein regime in process, als ein Regimebildungsprozeß anzusehen ist, da sich die 
Programmatik nur Stück für Stück vom Deklaratorischen und Symbolischen zur materiellen Um- 
setzung entwickelt und die Organisation erst langsam formelle und klarere Prozeduren und ge- 
nügend ausdifferenzierte Strukturen entwickelt. Solche kontinuierlichen Institutionalisierungs- 
prozesse sind typisch für Regime (Kohler-Koch 1989), finden allerdings, wie die neueren Ar- 
beiten betonen, insgesamt zu wenig Beachtung in der klassischen Regimeanalyse. 28 

Hiermit in Zusammenhang erscheint auch das Spektrum der Akteure, der handlungsleitenden 
Motive und des relevanten Regimekontexts in der klassischen Analyse zu eng gefaßt. Während 
also das Klima-Bündnis aus klassischer Sicht kaum als Regime in Betracht gezogen würde, 
gewinnt man auf der Basis der neueren Diskussion eine veränderte Einschätzung gegenüber 
solchen Prozessen des Institution und regime building. Auf diese Veränderungen in der Regi- 
meanalyse ist daher im folgenden einzugehen. 



3.4.2 Die jüngere Regimeanalyse 

Grundsätzlich nimmt die jüngere Regimeanalyse einen Institutionenansatz zum Ausgangspunkt, 
wie er in Abschnitt 3.1 für diese Untersuchung eingeführt wurde. So definieren 
Haas/Keohane/Levy Institutionen als „persistent and connected sets of rules and practices that 
prescribe behavioral roles, constrain activity, and shape expectations“ (1993: 4f.). a 



28 Vgl. hierzu vor allem Gehring 1994 und Oberthür 1996. Dies betrifft auch ihre Einordnung in das politologische 
Dreieck (Prittwitz 1994: llff.). Regime wurden bislang vor allem unter Strukturaspekten (polity) betrachtet, 
heute rücken aber ihr Prozeßcharakter sowie ihre Inhalte und Handlungsformen (polioy, politics) stärker in den 
Blick. 

29 Ähnlich Young 1994:3. 
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3. 4. 2. 1 Transnationale Akteursstrukturen und regime linkages 

Eine der wesentlichen Kritikpunkte der neueren gegenüber der klassischen Regimeanalyse 
betrifft die implizite Prämisse, Regime auf zwischen- bzw. suprastaatliches Handeln zu begren- 
zen, abgeleitet aus der Tradition der Analyse von internationalen Beziehungen, in der allein 
Nationalstaaten und internationale Organisationen im Zentrum des Interesses stehen. 30 Diese 
Vorstellung von Regimen als zwischenstaatlichen Vereinbarungen bzw. als "institutioneile Sy- 
steme formal unabhängiger Einheiten der internationalen Staatenwelt" (Prittwitz 1994: 110) ist 
aus Sicht der jüngeren Regimeanalyse zunehmend fragwürdig angesichts von regionalen Inte- 
grations- und Globalisierungsprozessen. 31 

Erst jüngst wird allerdings die Forderung nach der Erweiterung des Regimeansatzes auf 
transnationale Regime erhoben, um den veränderten Bedingungen Rechnung zu tragen: 

"All kinds of organizations with the purpose of defending or promoting functionally defined interests in 
the international realm are in principle able to implement relatively stable forms of co-operation in the 
pursuit of their interests. If international non-governmental organizations interacting in an issue area 
agree upon principles, norms, rules, and decision-making procedures in order to regulate their interac- 
tions, one can speak of transnational regimes *. 32 

Ein solches Regimekonzept steht auch für den Klima-Bündnis-Ansatz offen. Allerdings ist es 
bislang bei Forderungen nach empirischer Forschung und praktischer Anwendung eines trans- 
national erweiterten Regimekonzepts geblieben. 33 Die vorliegende Untersuchung betritt hier also 
Neuland, und es ist daher - wie schon in Kapitel 2 allgemein herausgestellt wurde - geboten, 
auf dem vorläufigen und heuristischen Charakter des Begriffs der transnationalen RegimebiF 
düng zu bestehen. 

Weitgehend unbearbeitet ist bislang in der Regimeanalyse auch die Frage, ob und welche 
Linkages zu anderen Regimen oder vergleichbaren Institutionen bestehen, die sich angesichts 
der rasanten Entwicklung inter- und transnationaler Beziehungsgeflechte und den Überlegun- 
gen etwa der Regulationstheorie aufdrängt. 34 Für transnationale Regime subnationaler und 
nichtstaatlicher Akteure sind dabei neben horizontalen vor allem vertikale Verflechtungen mit 
zwischen- und suprastaatlichen Regimen, aber auch wirtschaftliche und soziale Governance- 



30 Der Terminus «international relations“ in der Krasnerschen Definition wird von ihm daher auch nicht diskutiert, 
im Gegensatz zu den übrigen Elementen der Definition (vgl. Krasner 1983: 2ff.). 

31 Die Argumentation entspricht in etwa der in 3.2 referierten These zur postfordistischen Globalisierung. 

32 Mayer/Rittberger/Zürn 1993: 403f. Die Eingrenzung auf reine NRO-Kooperationen schränkt den Begriff des 
transnationalen hier allerdings unnötig ein. Zu transnationalen Regimen s.a. Häufler 1993; Simonis 1994; Le- 
vy/Young/Zürn 1995 und Forschungsgruppe Weltgesellschaft 1996. 

33 So auch die Einschätzung von Mayer/Rittberger/Zürn 1993: 404 und Forschungsgruppe Weltgesellschaft 
1996: 15ff. 

34 Diese Frage hat explizit erstmals Young 1996 aufgeworfen und hierzu einen ersten Ansatz für eine Typologie 
entworfen, um diesen Aspekt differenzierter angehen zu können als durch die bloße Feststellung, daß Regime 
prinzipiell immer in andere eingebettet sind (Häufler 1993: 111). Doch die Beziehungen etwa zwischen den 
internationalen umweltpolitischen Regulierungsinstrumenten sind bislang weitgehend ungeklärt (vgl. hierzu 
WBGU 1996 und 1998). 




58 



3. Kapitel - Institutionentheoretische Zugänge 



Strukturen von Bedeutung wie sie in den Abschnitten 3.2 und 3.3 angesprochen wurden. Für 
Regime allgemein und transnationale Regime im besonderen ergeben sich durch derartige lin- 
kages sowohl Einschränkungen in der Gestaltung und Durchsetzung, als auch die Möglichkeit, 
andere Regime für die Stärkung der eigenen Verhaltensanforderungen zu instrumentalisieren 
bzw. umgekehrt Defizite etwa nationalstaatlicher Normsetzungs- oder Implementationskompe- 
tenzen auszugleichen. Insofern kommt es auch zunehmend zu Kombinationen aus externen 
Vorgaben und Selbstverpflichtungen, wie sie das Klima-Bündnis für die lokale Ebene repräsen- 
tiert. 35 In der anstehenden Analyse des Klima-Bündnisses ist daher politischen, ökonomischen, 
rechtlichen und sozialen Regimen auf der internationalen, nationalen und lokalen Ebene beson- 
dere Aufmerksamkeit zu widmen, in die dieses institutionelle Arrangement als ganzes, aber 
auch die beiden Hauptakteure jeweils für sich eingebettet sind. 

Auch über die Frage der linkages kommt in der politikwissenschaftlichen Analyse unter dem 
Stichwort double edged diplomacy die Einsicht zur Geltung, daß Nationalstaaten - und prinzipi- 
ell auch viele andere Institutionen - nicht weiterhin als einheitlich strukturierte und handelnde 
Akteure vorgestellt werden können, sondern als komplexe kollektive Ensembles von verschie- 
denen Handlungsebenen, -feldern und Interessen. 36 Während dies in den vorangegangenen 
Skizzen zur Regulationstheorie und Institutionenökonomik bereits mehrfach angesprochen wur- 
de, ist es eher ein Spezifikum der politikwissenschaftlichen Institutionentheorie, vor diesem 
Hintergrund auf die Bedeutung kognitiver Faktoren aufmerksam zu machen, worauf ich im fol- 
genden näher eingehen möchte. 

3. 4. 2. 2 Kognitiv-kommunikative Anteile und regime principles 

Anhand der analytischen Kategorie der Regimeprinzipien soll hier auf die Konsequenzen aus 
der jüngeren Debatte eingegangen werden, die Regime stärker als bislang als komplexe Ver- 
handlungsprozesse begreifen, jedoch sind davon auch alle anderen klassischen Regimeele- 
mente betroffen. In der klassischen Regimedefinition sind Prinzipien bestimmt als „beliefs of 
fact, causation and rectitude“, d.h. Überzeugungen im Hinblick auf relevante Tatsachen, Kau- 
salzusammenhänge und allgemeinste ethische Werte (Müller 1994: 28). Diese Überzeugungen 
sind - wie alle anderen klassischen Regimeelemente auch - nicht als identische und fixierte 
Glaubenssätze, sondern als Konvergenzpunkte der Erwartungen der beteiligten Akteure aufzu- 
fassen. Sie können explizit formuliert sein oder implizit gelten. 37 



35 Hierauf hatte ich in Abschnitt 2 hingewiesen. Dieser Einsicht entspricht auch der neuere umweltpolitische 
Ansatz der strategischen Umweltplanung mittels Umweltqualitäts- und Umwelthandlungszielen i.S. eines „ma- 
nagement by objectives". Vgl. hierzu Carius/Sandhövel 1998 und Jänicke/Carius/Jörgens 1997. 

36 Vgl. hierzu Kohler-Koch 1993: 127f. und Levy/Young/Zürn 1995: 315ff. 

37 Entsprechend Krasners Formulierung für alle Regimeelemente „around which actors expectations converge“ 
(Krasner 1983: 2). 
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Die Diskussion um internationale Regime und speziell solche im Umweltbereich dreht sich 
immer wieder um das Spannungsverhältnis zwischen den Begriffen facts , beliefs und conver- 
ging expectations , nicht zuletzt aufgrund der zunehmenden Relevanz transnationaler (und damit 
oft transkultureller) Beziehungen. Die mit den oben angesprochenen gesellschaftlichen Verän- 
derungen einhergehende neue Unübersichtlichkeit (Habermas) hat gefestigte „Grundüberzeu- 
gungen“ i.S. Krasners in allen Bereichen nachhaltig erschüttert und erschwert die Herausbil- 
dung neuer Orientierungs- und Wertsysteme. Neben den Umwälzungsprozessen im Bereich 
wirtschaftlicher und politischer Ordnungsstrukturen macht sich dieses Phänomen vor allem 
auch an den globalen Umweltgefährdungen fest. 38 

Die Bildung gemeinsamer Überzeugungen zwischen unterschiedlichen Akteuren über gesell- 
schaftliche Grenzen hinweg ist daher massiv erschwert, und es kann nicht davon ausgegangen 
werden, daß die Problemwahrnehmung zwischen den Akteuren bekannt und ohne weiteres 
kommunizierbar ist, mit der Folge, daß gegenseitig Unsicherheit über die jeweilige Interessen- 
lage herrscht (Gehring 1994: 483). Politik allgemein und Regime im besonderen dienen daher 
zunehmend zunächst der Entwicklung eines gemeinsamen Problemverständnisses und des fact 
finding in einem Prozeß des Austauschs über die jeweils eigenen Problemdefinitionen und der 
Einigung über einen bestimmten „Weltausschnitt“ (Müller 1994: 28). Im Rückgriff auch auf die 
Erkenntnisse der Institutionenökonomik dienen Regime sogar zunächst einmal angesichts der 
asymmetrischen Informationslage bezüglich des Gegenübers dazu, Vertrauen in dessen Glaub- 
würdigkeit und Authentizität aufzubauen. 39 

Für eine gemeinsam definierte Situation als Basis politischen Handelns ist jedoch ein verein- 
heitlichter Erfahrungshorizont notwendig. Dieser kann zwar in Globalisierungsprozessen und ei- 
ner entstehenden Weltgesellschaft gesehen werden, bleibt aber als Kooperationsmotiv zu all- 
gemein und abstrakt. 40 

»Zur Entstehung einer als gemeinsam definierten Situation muß es über die Vereinheitlichung des Er- 
fahrungshorizontes hinaus zu einer Verquickung der Erwartungshorizonte kommen; d.h. daß sich 
wechselseitig die Erwartung verfestigt, daß die Situation als eine gemeinsam geteilte angesehen wird. 

Der Übergang ins Politische geschieht durch die Deutung der Situation als eine gestaltbare und zu ge- 
staltende Herausforderung* (Kohler-Koch 1993: 131). 

Weltweite gemeinsame Erfahrungen sind im Falle globaler ökologischer Krisen jedoch noch 
nicht gemacht worden und die Erwartungen beziehen sich auf regional unterschiedliche Auswir- 
kungen globaler Entwicklungen. Wenn es richtig ist, daß Globalisierungs- mit Regionalisierungs- 
und Fragmentierungsprozessen einhergehen, gestaltet sich der Verständigungsprozeß zwi- 



38 Vgl. hierzu die Ausführungen in Kapitel 2 zu Ungewißheit und Unsicherheit im Zusammenhang mit dem Kli- 
maproblem. 

39 Vgl. zu politologischen Implikationen allgemein u.a. de Haan 1996 und Vowe 1994. Speziell zum Regimean- 
satz Lipschutz 1991: 59ff., Gehring 1994: 83, Jachtenfuchs 1996: 430, Müller 1993: 99 und Müller 1994: 28. 

40 Die Weltgesellschaft ist bislang vor allem ein wissenschaftliches Konzept (Forschungsgruppe Weltgesellschaft 
1996) und als solches höchst umstritten. Den Stand eines entsprechenden politischen Bewußtseins sieht 
Kohler-Koch 1993 etwa eher pessimistisch, Hein 1998 dagegen eher optimistisch (vgl. Abschnitt 3.2). 




60 



3. Kapitel - Institutionentheoretische Zugänge 



sehen Akteuren unterschiedlicher Staaten, Kulturen und Lebenswelten Ober Prinzipien etwa im 
Bereich Klimaschutz extrem schwierig. Fakten und ihre Interpretation und Kommunikation sind 
von der jeweiligen Lebenswelt, vom jeweiligen Interessenstandort und kognitiven Mustern ab- 
hängig, womit sich facts und causations globaler ökologischer Krisen regional höchst unter- 
schiedlich darstellen und generell unsicher sind. 

Die klassische Regimeanalyse ist für solche Überlegungen insofern anschlußfähig, als sie in 
der Krasner'schen Definition von den Regimeelementen als Kernen „konvergierender Ak- 
teurserwartungen“ spricht. Worauf ein Großteil neuerer regimeanalytischer Arbeiten aber hin- 
weist, ist daß die Konvergenz der Akteurserwartungen auf gemeinsame Prinzipien hin kein vor- 
gegebenes Faktum i.S. Krasners, sondern ein Kommunikationsprozeß und Teilaufgabe des Re- 
gimes selbst ist. 41 Bezieht man hier Erkenntnisse der Theorie kommunikativen Handelns mit ein, 
wird deutlich, daß die Ansprüche auf faktische und normative Geltung des Gesagten (Wahrheit 
und Richtigkeit) im Konzept des rationalen Diskurses dem Konzept der Prinzipien - facts and 
reditude - eines Regimes entsprechen (Müller 1994: 28). Diese Geltungsansprüche setzen aber 
voraus, daß die kommunizierenden Parteien die gleiche Lebenswelt und ein überwölbendes 
Rechtssystem teilen. 

.Beide Voraussetzungen fehlen in internationalen Beziehungen. Um Verständigungsleistungen zu- 
stande zu bringen, müssen wir also erwarten, daß die Akteure besondere Anstrengungen machen, um 
die Authentizität ihrer Partner zu prüfen, andererseits besondere Bemühungen aufwenden müssen, 
um ihre eigene Wahrhaftigkeit unter Beweis zu stellen' (Müller 1994: 31). 

Auch die gegenseitige Anerkennung als Verhandlungspartner, im klassischen Regimeverständ- 
nis eine implizite Prämisse, muß also zum Prinzip der Regimebildung erhoben und als Lernpro- 
zeß im Zuge des Regimehandelns realisiert werden. 

Je weniger aber Fakten, Ursachen und Verantwortlichkeiten eindeutig kommunizierbar und 
bestimmbar werden, um so stärker muß eine Problemdefinition ersatzweise an ethisch-nor- 
mative Prinzipien und die Autorität bestimmter epistemischer Gemeinschaften appellieren. 42 
Ethisch-normativen Aussagen in diesem Sinne entspräche z.B. das Einklagen des gemeinsa- 
men Erfahrungshorizonts, alle Beteiligten seien vollwertige Mitglieder der Weltgesellschaft, die 
Überzeugung von der gemeinsamen Sorge um die Zukunft und dem Klimaschutz als „gemein- 
same Sorge der Menschheit“ . 43 Wie bereits gesagt, bleiben solche Aussagen aber abstrakt und 
unter unterschiedlichen kulturellen Vorzeichen relativ beliebig interpretierbar. 44 Auch deshalb 



41 Vor allem spieltheoretische Ansätze in der Institutionenökonomik und der Policy-Analyse kennen nur gelernte 
Regeln, die Akteure sprechen nicht miteinander und diese Stummheit ist häufig konstitutiv für die modellierten 
Entscheidungsdilemmata (Müller 1994: 25). 

42 Vgl. Müller 1994: 34. 

43 Das Klima war bei der UNCED 1992 in Rio de Janeiro der Präzedenzfall für die Rede von den .common con- 
cerns“. Sie löste die Ausdrücke .shared resources“ und .common heritage of mankind" ab, deren Konotation 
eher das Ziel der (geordneten) Ausbeutung als das des Schutzes ist (Biermann 1996). 

44 Man stelle nur die naturethischen Grundlagen, Geschichtsbilder oder Wirtschaftsvorstellungen indigener Ge- 
meinschaften und europäischer Großstadtbewohner nebeneinander. 
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wird epistemischen Gemeinschaften allgemein eine zunehmende und im Umweltbereich noch- 
mals eine besonders große Bedeutung zugemessen, vor allem dem naturwissenschaftlichen 
Bereich. 45 Daneben betont die jüngere Politikanalyse aber auch die Bedeutung nicht-wis- 
senschaftlicher kognitiver Faktoren wie z.B. den Einfluß von Weltbildern (Young 1994, Jachten- 
fuchs 1996), regulativen Ideen (Jachtenfuchs 1996) und auch Mythen (Rayner 1994). 46 In jedem 
Falle werden Katalysatoren, Mittler und Verstärker wie Medien oder lokale und Fachöffentlich- 
keiten für die heutigen Regime unerläßlich, charismatische Persönlichkeiten und Experten mit 
Fachwissen werden u.U. zu relevanten Einzelakteuren (Young 1994, Simonis 1993). Hierauf 
gründen die zunehmende Bedeutung und die faktische Wirkung von Strategien symbolischer 
Politik, Bewußtseinsbildung und Öffentlichkeitsarbeit als notwendige Bestandteile zur Generie- 
rung und Aufrechterhaltung gerade auch transnationaler Regime. 

Es spricht einiges dafür, auch Diskurse in ihrer strukturierenden Wirkung für Kognition und 
Kommunikation zu u.U. politisch relevanten Governance-Strukturen zu zählen. 47 Kognitive Deu- 
tungsmuster gewinnen insbesondere Relevanz bei Unsicherheit, Zeitdruck und knapper Infor- 
mation, sie stellen Filter zur Reduktion von Komplexität dar, die Regime konstruieren und auf- 
rechterhalten helfen. 48 Aus diesen Komponenten entwickelt sich häufig eine eigene „Regime- 
sprache“, die die fehlende gemeinsame Sprachbasis ersetzen hilft und den Vertrauensaufbau 
durch Kommunikation stützt. 49 Eine kulturübergreifende Regimestruktur wirft aber auch hier das 
Problem der Gültigkeit von Standards oder der Eindeutigkeit von Inhalten auf. 50 

Die skizzierte differenzierte Sicht der Regimeanalyse auf das Regimeelement der Prinzipien 
hat zur Konsequenz, daß auch die Krasnersche Prämisse der „given issue area“ kritisch reflek- 
tiert werden muß, die als gegeben vorausgesetzt, in welchem Politikfeld bestimmte Regime 
einzuordnen sind. Die klassische Regimeanalyse steht dagegen in einer quasi technokratischen 
Tradition, die von relativ trennscharf abgrenzbaren Politikfeldern ausgeht und das Zusammen- 
fallen von Lösungsansätzen und Problemstellungen eher als Voraussetzung denn als Kriterium 
eines Regimes behandelt. 51 Gerade das völlig neuartige und sachlich, zeitlich und räumlich 



45 Müller, E. 1994: 49ff; Müller 1993: 99 sowie Haas 1992a, Jönsson 1993 u.a. Vgl. hierzu auch die Ausführun- 
gen in den Abschnitten 2.2f. und die dort zitierte Literatur zum Thema Klima. 

46 Auch das Klima-Bündnis wirft die Frage nach dem Einfluß nicht-wissenschaftlicher Erkenntnisformen wie etwa 
von indigenem oder lokalen Wissen auf, die in dem auf das Wissenschaftssystem orientierten Ansatz der epi- 
stemic community weithin ausgeblendet werden. Vgl. zur Bedeutung lokalen Wissens Geertz 1983, zu indige- 
nem Wissen Posey 1993. 

47 Bei Eder findet sich hierzu als Alternative zur Diskursanalyse die „frame analysis". .Frames refer to stable 
patterns of experiencing and perceiving events in the world“ (Eder 1992: 4), d.h. kognitive Ordnungsstrukturen. 

48 So Jachtenfuchs 1996: 433, Majone 1993: 108f., Nullmeier 1993. 

49 Vgl. hierzu Jönsson 1993 und Müller 1994. 

50 Ebenso wie die wissenschaftliche Unsicherheit gegenüber dem Klimaproblem weit auseinanderliegende politi- 
sche Positionen erlaubt, ohne wissenschaftlich unglaubwürdig zu werden (Helm/Schellnhuber 1998), erlaubt 
sie auch ein scheinbares Einvernehmen. 

51 Vgl. hierzu die kritischen Anmerkungen von Haas 1995, Young 1996 und Princen/Finger 1994. 
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komplexe Areal der Klimapolitik bildet aber eine noch nicht definierte Politikarena (Brauch 
1996a). Vielmehr wird die issue area selbst explizit Gegenstand der Verständigungsprozesse in 
transnationalen Regimen, d.h. auch deren sachliche, räumliche und zeitliche Abgrenzung. Da- 
mit kommt Regimen nicht nur eine Umsetzungsfunktion bestimmter Maßnahmen in einem be- 
stimmten Problemfeld zu {agenda implementatiori), sondern auch die Funktion, solche Pro- 
blemfelder zunächst einmal zu benennen (agenda setting) und Programmatiken aufzustellen 
(agenda formulation). Transnationale Regime beinhalten daher interdisziplinäre und interkultu- 
relle Übersetzungsaufgaben, was den Ausdruck der translational linkages rechtfertigt, um die 
notwendige Übersetzungsleistung eines Regimes zu charakterisieren (Princen/Finger 1994: 
217ff.). In der Regimeanalyse sind aber bislang weder Hierarchien politischer Themen (issues) 
problematisiert worden noch die Relativität von Themenformulierungen in Abhängigkeit vom 
historischem und kulturellen Kontext (Jönsson 1993: 212; Mol 1995: 29). 

3. 4.2.3 Reflexive dynamische Regime undrules ofthe game 

Aus dem eben Gesagten folgt, daß in modernen Institutionen zur Koordination und Kooperation 
Handeln oft weniger auf Entscheidungen und Aktionen als Resultat zielt, als vielmehr auf eine 
Verständigung über Normen, Regeln und Verfahren, die die Ausrichtung der Inhalte und das 
kooperative Handeln strukturieren, einschließlich der Verständigungsprozesse selbst. 52 Die Be- 
deutung der Wechselwirkung von ergebnis- und regelorientierten Handlungsformen in Institutio- 
nen und der wechselseitigen Beeinflussung von Akteuren und Regimen ist für die jüngere Re- 
gimeanalyse eine zunehmend diskutierte Frage. Sie fordert daher eine „reflexive“ (Kohler-Koch 
1993) und „dynamische Regimeanalyse'' (Gehring 1994). Die klassische statische Regimeana- 
lyse dagegen trennt in der Tradition des rational-choice-Denkens und der Spieltheorie einerseits 
analytisch zwischen Verhandlungen über Normen und Normen als Resultaten und betrachtet 
lediglich die Resultate (Gehring 1994: 400). Andererseits entspricht sie 

„dem rationalistischen Denkansatz, in dem Macht und Interesse als unabhängige Variable und interna- 
tionale Regime als intervenierende Variable gesetzt werden, die die Art der Interessendurchsetzung 
und damit das Politikergebnis, nicht aber die Definition der Interessen durch die Akteure beeinflußt“ 
(Kohler-Koch 1993: 127). 53 

Vor dem Hintergrund des modernen Institutionenverständnisses mit der Einsicht die Wechsel- 
wirkungen zwischen Verhandlungsverfahren und Entscheidungen, Regimen und Akteuren las- 
sen sich die eindeutigen Abgrenzungen zwischen Prinzipien, Normen, Regeln und Verfahren 
der klassischen Regimeanalyse ebensowenig aufrechterhalten wie etwa die exogen und eindi- 



52 So u.a. Eder 1993: 24 und Jachtenfuchs 1996: 433 in Rückgriff auf die Organisationstheoretiker March/ Olsen. 

53 In Anlehnung an Keohane zieht sie von dieser Feststellung aus den Schluß, daß Regime eine „Neuinterpreta- 
tion sozialer Realität“ herbeiführen, hierfür aber die kommunikative Dimension von Regimen einbezogen und 
die Binnenstruktur der als einheitlich vorgestellten Akteure bzw. Staaten betrachtet werden müßte (ebda.). 




Der Regimeansatz der Politikwissenschaften 



63 



mensional bestimmten Präferenzordnungen in der Institutionenökonomik. 54 Zwar stehen Prinzi- 
pien und Normen auch weiterhin in einer Abhängigkeitsbeziehung. Die Abhängigkeit der Prinzi- 
pien wiederum von kognitiven Faktoren und die damit mögliche innere Spannung und Verän- 
derlichkeit der gemeinsamen Überzeugungen schlägt auch auf den Charakter von Normen und 
Regeln durch. Wenn statt der gemeinsamen Anerkennung von objektiven Fakten nur gemein- 
sam geteilte Hypothesen möglich sind, können davon oft keine detaillierten Verhaltenspflichten 
mit strikten quantitativen Vorgaben im Sinne klassischer Normen und Regeln abgeleitet werden, 
sondern zunächst nur Handlungsfelder, programmatische Konzepte und Verhaltenserwartun- 
gen, entsprechend der Regimefunktion „to define social practices, assign roles to the partici- 
pants in these practices, and guide the interactions of the occupants of these roles“ (Young 
1994: ty 55 

Die Einbeziehung von Regimebildungsprozessen und deren kommunikative Voraussetzun- 
gen und Abläufe in die Regimeanalyse macht deutlich, daß Normen, Regeln und Verfahren den 
Diskurs zwischen den Akteuren stabilisieren, der durch gemeinsame Prinzipien möglich gewor- 
den ist (Müller 1994: 28). Die Heterogenität der Akteure, die neuartigen ökologischen, ökonomi- 
schen und politischen Rahmenbedingungen sowie der dynamische Erkenntnisstand, die den 
Entstehungshintergrund des Klima-Bündnisses prägen, lassen eine kontinuierlich anhaltende 
Veränderung seiner Gestalt erwarten und sogar notwendig erscheinen. 56 Solche Regime zu 
erklären verlangt aber eine stärkere Beachtung des politischen, historischen, ökonomischen 
und diskursiven Kontexts und die Einbeziehung der Interessen- wie der Wahrnehmungsgegen- 
sätze der Akteure (Young 1994). Nur dann werden Regimebildungsprozesse wie das Klima- 
Bündnis auch als Selbstorganisationsprozesse nachvollziehbar. 57 

3. 4. 2 . 4 Regimestärke und Regimeerfolg 

Als Konsequenz aus den skizzierten Überlegungen muß die jüngere Regimeanalyse zu einer 
veränderten Sichtweise kommen, was die Beurteilung der Stärke und der Effektivität von Regi- 
men angeht. Die Einbeziehung transnationaler Elemente, anderer Regime und dynamischer 
Wechselwirkungen zwischen Macht-, Interessen- und kognitiven Aspekten wirken sich in neue- 
ren internationalen und transnationalen Institutionen auf den formalen Grad, die Klarheit, die 



54 Vgl. hierzu die Ausführungen in Abschnitt 3.3. 

55 Die klassischen Regimeelemente Normen, Regeln und Verfahren klingen in dieser Definition der jüngeren 
Regimetheorie durchaus noch an, die Perspektive von Young läßt aber keine eindeutige Zuordnung mehr zwi- 
schen den einzelnen Elementen und jeweiligen genau unterscheidbaren Funktionen mehr zu wie etwa noch 
bei Krasner. 

56 Solch einen Prozeß der kontinuierlichen Selbstdefinition hat das Klima-Bündnis mit anderen neuen Akteurs- 
formen im Umwelt- und Entwicklungsbereich und mit modernen Organisationen generell gemein. Vgl. zu 
transnationalen Institutionen Princen/Finger 1994 und zur Institutionentheorie allgemein Boos 1991 und 
March/Olsen 1996. 

57 Young 1994 unterscheidet drei Formen der Regimeentstehung: Selbstorganisation, Verhandlung und Zwang. 
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Umsetzungs- und die Sanktionschancen von Normen, Regeln und Verfahren aus. Die organi- 
satorische Stabilität und formale Regulierungsstärke eines transnationalen Regimes können 
daher ebensowenig an klassischen Regimen zwischenstaatlicher Art gemessen werden wie die 
Ergebnisse des Regimehandelns und seine Erfolge. 

Dies zeigen die obigen regulations- und institutionenökonomischen Überlegungen ebenso 
wie institutionentheoretische Arbeiten generell im Hinblick auf das Problem, bestimmte Wirkun- 
gen bestimmten Institutionen zurechnen zu wollen.“ Unternehmen, NRO und andere transna- 
tionale Akteure nutzen andere Ressourcen und bedienen sich anderer Regulationsstrategien 
als Nationalstaaten und supranationale Organisationen. Die Machtstellung der Klima-Bündnis- 
Akteure ist zweifellos vergleichsweise schwach. Kommunen und indigene Völker erheben zwar 
den Anspruch auf eine gewisse territoriale Autonomie, besitzen aber letztlich keine gesetzge- 
bende und Kontrollgewalt und sind daher auf andere Strategien von govemance angewiesen. 
Reichweite und Durchsetzungsgrad von formellen Regelungen sind daher bei transnationalen 
Zusammenschlüssen von vornherein begrenzter. Für informelle Übereinkünfte besteht dagegen 
u.U. mehr Raum und während dies im Vergleich klassischer Regime eher institutioneile Schwä- 
chen anzeigt, kann es im Bereich transnationaler Strukturen Ausdruck und Basis (relativer) 
Stärke, Flexibilität und Lernfähigkeit sein. 

Als Erfolgskriterien kommen daher neben der Durchsetzung von Normen, der Umsetzung 
konkreter Maßnahmen und realen Verbesserungen der problematischen Ausgangslage etwa 
verstärkte Kooperationsbeziehungen, das Einbringen bestimmter Themen auf der politischen 
Agenda und deren konkrete Formulierung, die Erleichterung regimeinterner und -externer Lern- 
prozesse sowie veränderte Einstellungen und Nutzenfunktionen der Akteure in Betracht (Levy / 
Young/Zürn 1995: 304ff.). Ebenso ist im Regimebildungsprozeß die Stabilisierung des eigenen 
institutionellen Systems wie das des öffentlichen Resonanzraums oder auch die Vergrößerung 
von Handlungsspielräumen und Unterstützung der Wirksamkeit anderer Regime von Bedeu- 
tung. 59 

3.5 Resümee: Folgerungen für Schwerpunkte der Analyse 

Die theoretischen Ausführungen lassen es plausibel und angemessen erscheinen, das Klima- 
Bündnis als einen Regimebildungsprozeß innerhalb der Genese und Veränderung transnatio- 
naler Strukturen einzuordnen, die wiederum Ergebnis eines grundlegenden sozioökonomischen 
Strukturwandels sind. Insofern ist das Klima-Bündnis „normaler“ Bestandteil einer gesellschaftli- 
chen Entwicklung und Ergebnis des Zusammenwirkens vorfindlicher Rahmenbedingungen und 
Interessenstrukturen, die es im einzelnen genauer nachzuzeichnen gilt. Zum anderen ist das 



58 Vgl. hierzu etwa Prittwitz 1989, Richter 1990 und Bernauer 1995. 

59 Vgl. hierzu die breite Konzeption umweltpolitischer Erfolgskriterien bei Jänicke 1996. 
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Klima-Bündnis eine „neuartige“ Form von governance, die sich durch eine spezifische Kombi- 
nation von Akteuren, Inhalten, Handlungsebenen und -Strategien gegenüber anderen solchen 
aktuellen institutionellen Formen auszeichnet. Um die auf diese „anschlußfähige Andersartig- 
keif gerichtete Fragestellung der Arbeit nach dem spezifischen Potential des Klima-Bündnisses 
beantworten zu können, sind bestimmte Begrenzungen, Schwerpunkte und Vorgehensweisen 
angebracht, die aus den vorangegangenen Überlegungen zur Institutionentheorie abgeleitet 
werden können. 

Zunächst allerdings ist festzuhalten, daß die institutionentheoretische Entwicklung selbst aus- 
gesprochen offen und dynamisch ist und die Neuartigkeit der klimapolitischen Herausforderung 
wie der gesellschaftlichen Antworten darauf die Institutionentheorie vor neue Aufgaben stellt. 
Transnationale Strukturen wie das Klima-Bündnis passen in keines der traditionellen Analysera- 
ster, eine Verbindung verschiedener institutionentheoretischer Ansätze ist infolgedessen legitim 
und gut begründet. 

Um die Genese, die Entwicklung und die Perspektiven dieses schwer faßbaren institutionel- 
len Arrangements beschreiben und erklären zu können, ist daher auf die Untersuchung des 
Umfelds, d.h. der sozioökonomischen, politischen und diskursiven Rahmenbedingungen großer 
Wert zu legen. Dies verschafft auch den notwendigen analytischen Abstand zu der noch jungen 
Geschichte des Klima-Bündnisses und seiner anhaltenden und dynamischen Veränderung. 
Dabei ist den jeweils höchst unterschiedlichen amazonensischen und europäischen Kontexten 
des Klima-Bündnisses gerecht zu werden, die für die Entstehung, Struktur und Kapazität des 
Regimes verantwortlich sind - im Blick auf die ökologische, ökonomische und soziale Aus- 
gangslage, die Interessen und Wahrnehmungen der Akteure gegenüber dem Klimaproblem und 
dem Bündnispartner und im Blick auf Regime und Interessenkonstellationen im Umfeld des 
Klima-Bündnisses. Die Struktur und Entwicklung des Klima-Bündnisses selbst ist nur verständ- 
lich zu machen vor einer Aufbereitung einiger wesentlicher Kraftfelder, die z.T. weit unterhalb 
der Oberfläche von dem gemeinsamen Interesse an globaler Klimapolitik, Tropenwaldschutz 
und Völkerverständigung liegen. 

Sind diese Rahmenbedingungen jeweils für indigene Völker in Amazonien bzw. Kommunen 
in Europa als Hauptakteuren des Klima-Bündnisses herausgearbeitet (Kapitel 4 und 5), ist eine 
Analyse des institutionellen Arrangements selbst möglich, die seine Regimequalitäten heraus- 
arbeitet und in Zusammenhang mit den zugrundeliegenden Kraftfeldern stellt. Die Mehrebenen- 
problematik und die Diversität der Interessen und Wahrnehmungen macht dabei eine empiri- 
sche Konzentration und Eingrenzung der Arbeit notwendig: auf die inhaltliche Konzeption und 
Organisation des Klima-Bündnisses auf gesamteuropäischer bzw. gesamtamazonensischer 
Ebene einerseits und ein exemplarisches Vorgehen hinsichtlich nationaler, lokaler oder indivi- 
dueller Aspekte andererseits. Auf diese Weise wird die angesprochene Komplexität handhab- 
bar. Eine detaillierte und vergleichende Analyse der Klima-Bündnis-Entwicklung in einzelnen 
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europäischen Staaten oder Kommunen dagegen würde auf dem skizzierten theoretischen Hin- 
tergrund ein ganzes Forschungsprogramm für sich bilden - noch anspruchsvoller wäre diese 
Aufgabe hinsichtlich der amazonensischen Seite. 

Die Begrenzung auf ein exemplarisches Vorgehen gilt auch im Blick auf die Analyse der Kri- 
terien und Potentiale für die spezifisch neuartige Aufgabe des Klima-Bündnisses, die in der for- 
schungsleitenden Fragestellung nach der Vermittlung von Umwelt- und Entwicklungspolitik in 
der gleichzeitigen Verbindung von lokaler und globaler Politik ihren Widerhall findet. Die theore- 
tischen Überlegungen zu Regimeeffizienz und -erfolg legen es nahe, auf eine vorschnelle Be- 
urteilung von institutionellen Arrangements hinsichtlich ihres Erfolgs zu verzichten, weshalb 
einem solchen Versuch eine exemplarische Fallauswahl von good practice hier vorgezogen 
wird (Kapitel 7). 




.Rettet die Lunge der Erde - Brasiliens Regenwaldakademie. Alle reden vom Regenwald. Doch kaum jemand hat 
eine genauere Vorstellung von diesem ungeheuren Lebensraum, der Sauerstoff für die gesamte Erde 
produziert, aber durch menschliche Eingriffe immer kleiner wird. Was der Regenwald wirklich ist, 
was seine Zerstörung für die Menschheit bedeutet, lernt ihr in der Regenwaldakademie 
des Vereins Salve floresta. Und zwar 15 Tage lang mit Vollpension ab 2. 492,-.“ 
Lufthansa-Prospekt up'n away, Herbst 1995 

„ Der Wald ist nicht eine von vielen Ressourcen für uns, sondern er ist das Leben selbst. Für uns ist er der einzig 
mögliche Ort zu leben. Abwanderung bedeutet, als Volk zu sterben. Denn Amazonien ist auch 
die einzige Erbschaft, die wir unseren Kindern hinterlassen können.“ 
Evaristo Nugkuag Ikanan 1990: 49 

4 Der amazonensische Kontext des Klima-Bündnisses 

Das Klima-Bündnis ist laut Titel und Satzung eine Allianz mit "indigenen Völkern der Regenwäl- 
der", die als Mitglieder bzw. Partner die Hauptakteure auf der Seite der Entwicklungsländer in 
diesem Bündnis sind. De facto beschränkt sich die Partnerschaft bis heute auf Südamerika, 
genauer gesagt: die indigenen Völker des Amazonasgebietes. 1 Ihr Interesse an einem Bündnis 
mit europäischen Kommunen ist durch die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen und Ent- 
wicklungen in Amazonien, die spezifische Problemlage und -Perspektive der Indigenen und die 
inhaltlichen und strukturellen Trends ihrer Politik geprägt. Wie in den Kapiteln 2 und 3 begründet 
wurde, ist dieser Kontext genauer darzulegen, um die Impulse von dieser Seite zur Herausbil- 
dung, Gestaltung und Weiterentwicklung des Klima-Bündnisses und dessen Aktivitäten und 
Wirkungen im Blick auf indigene Interessen- und Problemlagen angemessen nachvollziehen zu 
können. 2 Im Einzelnen werden die indigenen Völker und Organisationen als zentrale Akteure 
der amazonensischen Seite im Klima-Bündnis vorgestellt sowie der amazonensische Regen- 
wald als ihr Lebensraum (Abschnitt 4.1). Anschließend gehe ich auf die Ursachen und Folgen 
seiner Zerstörung bzw. Transformation ein (Abschnitt 4.2), auf die Rahmenbedingungen indige- 
ner Politik und ihr Akteursumfeld (Abschnitt 4.3) und deren zentrale Entwicklungslinien (Ab- 
schnitt 4.4). In einem abschließenden Resümee (Abschnitt 4.5) fasse ich die wesentlichen 
Aspekte zusammen, die sich aus der Analyse des amazonensischen Kontexts für die Interes- 
senlage indigener Völker am Klima-Bündnis gewinnen lassen. 

Aufgrund der höchst unterschiedlichen nationalen und regionalen Verhältnisse sind hier nur 
relativ allgemeine Aussagen möglich. Nahezu alle Themen dieser Darstellung sind darüber hin- 
aus in der wissenschaftlichen und politischen Diskussion z.T. heftig umstritten sowie durch Miß- 
verständnisse und Mythen gekennzeichnet, was auch das Klima-Bündnis als transnationale und 



1 Zu dieser Eingrenzung des Klima-Bündnisses vgl. im einzelnen Kapitel 6. 

2 Aussagen zu Gesamtamazonien bedeuten immer eine sehr weitgehende Reduktion von Komplexität. Über- 
blicksliteratur zu Amazonien insgesamt liegt kaum vor, auch muß und soll hier auf den Vergleich und die Zu- 
sammenfassung einzelner Länder-, Regional- oder Detailstudien verzichtet werden. Zu den hier angeschnitte- 
nen Fragen in bezug auf einzelne Länder vgl. etwa die länderspezifischen Beiträge in Gleich 1997, Varese 
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interkulturelle Konstruktion und Art und Umfang seiner Resonanz entscheidend beeinflußt. Dem 
soll hier durch den Versuch begegnet werden, Begriffe, Konzepte und Wahrnehmungen immer 
wieder zu reflektieren, um die daran geknüpften unterschiedlichen Interessen und Erwartungen 
auf beiden Seiten des Klima-Bündnisses und in dessen Umfeld verdeutlichen zu können. Dieser 
Versuch muß aber aufgrund der Vielfalt der Problemaspekte im Rahmen dieser Untersuchung 
unvollständig und exemplarisch bleiben. 



4.1 Indigene Völker und ihr Lebensraum 

4.1.1 Zu Begriff und Definition der „indigenen Völker“ 

Die Bezeichnung „indigen“ wird seit den 70er Jahren als Oberbegriff gebraucht, um bestimmte 
Gemeinschaften, Bevölkerungsgruppen oder Völker zu charakterisieren. Eine weithin akzep- 
tierte Definition ist das Resultat von Erhebungen und Diskussionen in der UN Anfang der 80er 
Jahre: 

„Indigenous communities, peoples and nations are those which, having a historical continuity with pre- 
invasion and pre-colonial societies that developed on their territories, consider themselves distinct from 
other sectors of the society now prevailing in these territories, or parts of them. They form at present 
non-dominant sectors of society and are determined to preserve, develop, and transmit to future gene- 
rations their ancestral territories, and their ethnic identity, as the basis of their continued existence as 
peoples, in accordance with their own cultural patterns, social institutions and legal Systems“ (UN Doc. 

No. E/CN.4/Sub.2/1 986/87, zit. nach CEC 98: 2). 

Die Definition der Internationalen Arbeitsorganisation ILO im „Übereinkommen Nr. 169 über indi- 
gene und in Stämmen lebende Völker in unabhängigen Ländern“ ergänzt vor allem das Kriteri- 
um der Selbst-Identifikation indigener Völker sowie die teilweise Beibehaltung eigener wirt- 
schaftlicher und politischer Institutionen und berücksichtigt den Umstand, daß indigene Völker 
z.T. von ihrem angestammten Territorien vertrieben worden sind. 3 Indigene werden allgemein 
als wirtschaftlich, sozial und rechtlich extrem marginalisierte und diskriminierte soziale Gruppen 
gesehen. Die Gesamtheit der indigenen Völker Amazoniens etwa kennzeichnet die äußere Be- 
drohung ihrer individuellen und kollektiven Rechte und die anhaltende umfassende Existenz- 
gefährdung durch die Vernichtung ihrer Lebensräume. 

Der Begriff „Völker“ wird von der UN und der ILO nicht i.S. des internationalen Völkerrechts 
zur Begründung von Souveränitätsansprüchen verstanden wie im Falle von Nationen oder 



1996a, Smith/Wray 1996, GhK/ELNI 1996 sowie ONIC/CECOIN/GhK 1996, Hagemann 1994 und deFreitas 
1999. 

3 Abgedruckt in KB 1998c. Diese allgemein und im weiteren sogenannte ILO-Konvention Nr.169 umfaßt „Indi- 
gene und Stammesgemeinschaften" („indigenous and tribal people"), u.a. auch um Völker ohne Kontinuität der 
territorialen Verankerung von der vorkolonialen Phase bis heute einzubeziehen. Aufgrund der gleichgelagerten 
Probleme der Gruppen spielt die Einbeziehung, nicht so sehr die Unterscheidung eine politische Rolle. Zur 
Definitionsfrage vgl. ausführlich Colchester 1993 und EAIP 1997. Auf die ILO-Konvention gehe ich in Abschnitt 
4.3 noch ausführlicher ein. 




